


1 

Kapitalmarktprospekt

nach Schema C des österreichischen Kapitalmarktgesetzes ("KMG"), einschließlich der 
weiteren Informationen nach Schema D des KMG von CORUM Origin SCPI, 1 rue Euler, 
75008 Paris, Frankreich, über Anteile an:

CORUM ORIGIN SCPI
1 rue Euler, 75008 Paris, Frankreich

Warnhinweis: Weder CORUM Origin SCPI noch CORUM Asset Management unterliegen 
einer Aufsicht der Finanzmarktaufsichtsbehörde ("FMA") oder einer sonstigen 
österreichischen Behörde. Die Aufsicht obliegt ausschließlich der französischen AUTORITÉ 
DES MARCHES FINANCIERS. Weder ein etwaiger Prospekt noch ein 
Kundeninformationsdokument (KID) oder ein vereinfachter Prospekt wurden von der FMA 
oder einer sonstigen österreichischen Behörde geprüft. Die FMA oder eine sonstige 
österreichische Behörde haften nicht für die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
Vertriebsunterlagen.

Risikohinweis

Immobilienanlagen weisen spezifische Risiken auf. Die Veranlagung in CORUM Origin SCPI 
("CORUM") ist als langfristige Veranlagung vorgesehen; der empfohlene Haltezeitraum 
für die Veranlagungen liegt zwischen 8 und 12 Jahren.

Die Liquidität von CORUM ist eingeschränkt. CORUM kann nicht garantieren, dass 
Gesellschafter in der Lage sein werden, ihre Anteile sofort zu verkaufen oder eine 
Rücknahme ihrer Anteile zu erhalten. Der Rücknahmemechanismus wird in dem Prospekt 
insbesondere für den Fall der Aussetzung der Rücknahme beschrieben.

Die Veranlagung umfasst das Risiko eines Kapitalverlusts. Die Zahlung von 
Dividenden kann nicht garantiert werden und die Höhe der Dividenden kann steigen 
oder sinken. Der Betrag für den Verkauf der Anteile oder die Liquidierung von CORUM kann 
nicht garantiert werden und hängt von den Immobilienpreisen während des 
Anlagezeitraums und den allgemeinen Finanzmarktbedingungen ab. 
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A. ÜBERBLICK
Der folgende Überblick dient nicht als alleinige Grundlage für eine Anlageentscheidung, 
sondern muss zusammen mit dem vollständigen Prospekt gelesen werden. 

1. Glossar

AIF Alternativer Investmentfonds. CORUM ist als geschlossener AIF 
gemäß der delegierten Verordnung (EU) Nr. 694/2014 zu 
qualifizieren.

AIFMG Österreichisches Alternatives Investmentfonds Manager-Gesetz 

AMF Die französische Authorité des Marches Financiers 
(Aufsichtsbehörde)

Anlageprospekt Der Anlageprospekt für österreichische Anleger nach dem KMG 
(Schema C und Schema D). 

Anleger oder Anteilsinhaber Jede Person, die mindestens einen Anteil zeichnet und daher zum 
direkten Gesellschafter von CORUM wird (siehe auch 
Gesellschafter).

Anteil oder Gesellschaftsanteil Anteil an CORUM. Jeder Anleger muss mindestens einen Anteil 
zeichnen. Der Nennwert eines Anteils beträgt EUR 862. 

Anteilsregister Gesellschafter werden in das Anteilsregister eingetragen. Die 
Ausübung von Gesellschafterrechten ist an die Eintragung im 
Anteilsregister gebunden. Das Anteilsregister dient als Verzeichnis 
für alle Rücknahmeanträge. 

Aufsichtsrat Der Aufsichtsrat von CORUM. 

BALO Französisches Journal verpflichtender rechtlicher Mitteilungen, 
"BALO" (Bulletin des Annonces Legales Obligatoires)

Bericht nach § 14 KMG Ein Bericht, der gemäß § 14 KMG erstellt werden muss, weil 
CORUM eine Veranlagungsgemeinschaft in Immobilien ist. 

CORUM AM CORUM Asset Management; Verwaltungsgesellschaft von CORUM 
Origin SCPI. 

CORUM CORUM Origin SCPI (AIF); im Prospekt als "CORUM", "Fonds", 
"Gesellschaft" oder "SCPI" bezeichnet.

CORUM ist ein französischer Immobilienfonds. 

Hinweis: Zum 1. Juni 2018 wurde der Name des Fonds von 
CORUM Convictions SCPI auf CORUM Origin SCPI geändert.

CORUM Origin SCPI CORUM Origin SCPI, eine französische 
Immobilienanlagegesellschaft. Siehe auch unter "CORUM".

Emittent CORUM Origin SCPI 

Emissionsvolumen Das Emissionsvolumen in Österreich beträgt EUR 10 Millionen. 

FMA Österreichische Finanzmarktaufsicht 

Genehmigtes Stammkapital Das genehmigte Stammkapital von CORUM beträgt 
EUR 2.000.000.332.

Gesellschafter Gesellschafter von CORUM (siehe Anleger). 
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Gesellschafterversammlung Forum, in dem die Entscheidungsfindung der Gesellschafter 
stattfindet. 

GewO Österreichische Gewerbeordnung 

Halbjahresbericht Der Halbjahresbericht von CORUM 

InvFG Österreichisches Investmentfondsgesetz 

Jahresabschluss Der Jahresabschluss von CORUM, der Anlegern zur Verfügung 
steht. 

Kapitalisierung Der Betrag der gezeichneten Anteile, multipliziert mit dem 
Zeichnungspreis 

KIID Kundeninformationsdokument gemäß § 134 InvFG 

KMG Österreichisches Kapitalmarktgesetz 

Namensanteilszertifikate Die Anteile werden als Namensanteilszertifikate ausgegeben, die 
in chronologischer Reihenfolge der Zeichnungen nummeriert sind.

NAV Nettoinventarwert (Net Asset Value; "NAV"). 

Nennwert Der Nennwert eines Anteils an CORUM beträgt EUR 862. 

OPCI Französische Organismes de placement collectif immobilier

PRIIPs-KID Kundeninformationsdokument gemäß der PRIIPs-Verordnung.

PRIIPs-Verordnung Verordnung (EU) Nr. 1286/2014

Prospektprüfer IF TH INTERFIDES Wirtschaftsprüfungs- und 
SteuerberatungsgmbH (FN 99158x)

Prüfer Cabinet CAILLIAU DEDOUIT et ASSOCIES CORUM, der zertifizierte 
Prüfer von CORUM. 

Quartalsnewsletter Der Quartalsnewsletter von CORUM. 

RG AMF Règlement Général de l‘Autorité des Marchés Financiers 

Rücknahme Die Möglichkeit einer Rücknahme von Anteilen kann nicht 
garantiert werden. Die Rücknahmebedingungen werden in dem 
Prospekt und in der Satzung beschrieben.

SCPI Französisches Immobilienanlageunternehmen (Société Civile de 
Placement Immoblilier)

Stammkapital Stammkapital von CORUM, das durch Multiplikation des 
Nennwerts jedes Anteils (EUR 862) mit der Gesamtanzahl der 
gezeichneten Anteile berechnet wird. 

Übertragungsgebühr Gebühr, die bei Übertragung der Anteile anfällt. 

Unabhängiger Immobilienbewerter Der unabhängige Immobilienbewerter wird durch die 
Gesellschafterversammlung von CORUM für einen Zeitraum von 
fünf Jahren bestellt.

Variables Stammkapital CORUM hat ein variables Stammkapital. Dies bedeutet, dass das 
Kapital jederzeit innerhalb der Grenzen des maximal genehmigten 
Stammkapitals erhöht werden kann. Das Stammkapital kann 
innerhalb von bestimmten Grenzen, wie im Prospekt dargelegt, 
herabgesetzt werden.
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Veranlagung im Sinn des KMG Die Anteile an CORUM gelten als Veranlagung gemäß § 1 Abs. 1 
Z. 3 KMG.

Verwahrstelle CACEIS Bank France, eine Aktiengesellschaft (französische 
société anonyme), die Verwahrstelle von CORUM

Verwaltungsgesellschaft CORUM wird von einer Verwaltungsgesellschaft geführt. 

Zeichnungsformular Zeichnungsformular, das unterzeichnet und bei der 
Verwaltungsgesellschaft hinterlegt werden muss (Anhang C.VII).

Zeichnungspreis Der Zeichnungspreis eines Anteils an CORUM beträgt EUR 1.075.

2. Zusammenfassung der Veranlagung

Emittent CORUM Origin SCPI ("CORUM") 

1 rue Euler, 75008 Paris, Frankreich 

Rechtsform des Emittenten Französisches Immobilienanlageunternehmen (Société Civile de 
Placement Immoblilier, SCPI) 

Dauer des Unternehmens Die Unternehmensdauer beträgt 99 (neunundneunzig) Jahre ab 
dem Datum der Eintragung (6.2.2012), außer im Fall einer 
Verlängerung oder einer vorzeitigen Auflösung, die jeweils durch 
eine außerordentliche Gesellschafterversammlung zu beschließen 
sind.

Verwaltungsgesellschaft CORUM Asset Management ("CORUM AM")

Ziel des Unternehmens Kauf und Verwaltung von Immobilien in Frankreich und in der 
Eurozone. 

Form der Beteiligung Die Anteile an CORUM gelten als Veranlagung gemäß § 1 Abs. 1 
Z. 3 KMG. Anleger werden direkt Gesellschafter von CORUM.

Beziehung zwischen dem Emittenten 
und seinen Gesellschaftern

Die Beziehung zwischen CORUM und seinen Gesellschaftern
werden in der Satzung (siehe Statuten, Anhang C.II) geregelt.

Emissionsvolumen Das Emissionsvolumen in Österreich beträgt EUR 10 (zehn) 
Millionen. Es kann erhöht werden, muss jedoch innerhalb des 
maximal genehmigten Stammkapitals bleiben.

Zeichnungspreis Der Zeichnungspreis beträgt EUR 1.075 (tausendfünfundsiebzig).

Nennwert Der Nennwert eines Anteils beträgt EUR 862 
(achthundertzweiundsechzig).

Mindestanlage Jeder Anleger muss mindestens einen Anteil zeichnen (EUR 1075).

Zeitraum für die Zeichnung Bis das (erhöhte) Emissionsvolumen erreicht ist. 

Zahlungsbedingungen Der gesamte Zeichnungspreis muss bei Zeichnung an CORUM 
Origin SCPI bezahlt werden. 

Stammkapital CORUM hat ein variables Stammkapital. Zum 30.09.2018 beträgt 
das Stammkapital rund EUR 1.112 Millionen.

Übertragbarkeit Die Übertragbarkeit der Anteile an CORUM ist eingeschränkt. Die 
Anteile sind nicht auf einem regulierten Markt gelistet und es gibt 
keinen anderen organisierten Sekundärmarkt.
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Möglichkeit der Stornierung durch 
Gesellschafter

Die Möglichkeit der Rücknahme von Anteilen ist in dem Prospekt 
beschrieben. CORUM garantiert nicht, dass die Anteile von 
Gesellschaftern zurückgenommen werden können.

Dividenden Potenzielle Dividenden werden monatlich ausbezahlt. Dividenden 
– wenn vorhanden – wachsen ab dem ersten Tag des sechsten 
Monats nach der Zeichnung und Einzahlung des 
Zeichnungspreises an.

3. Hauptrisiken der Veranlagung 

Vor der Veranlagung in ein französisches Immobilienanlageunternehmen (Société Civile de 
Placement Immobilier, "SCPI") sollten Anleger unter anderem die folgenden Informationen 
und Risiken beachten (es handelt sich hierbei um keine abschließende Aufzählung der 
Risiken einer Investition in CORUM. Risiken der Investition hängen auch mit den 
individuellen Verhältnissen jedes einzelnen Anlegers zusammen):

Anleger werden unmittelbar Gesellschafter von CORUM Origin SCPI (vormals 
CORUM Convictions SCPI) (im Folgenden "CORUM", "SCPI" oder die 
"Gesellschaft").
Die Veranlagung stellt keine Direktanlage in Immobilien dar.
Der angemessene Anlagebetrag in CORUM hängt von den persönlichen finanziellen 
Verhältnissen, dem Investitionshorizont und der spezifischen Risikobereitschaft
individueller Anleger für Immobilieninvestitionen ab.
Es handelt sich um eine langfristige Veranlagung mit einem empfohlenen 
Haltezeitraum für die Anteile zwischen 8 und 12 Jahren.
Die Veranlagung umfasst das Risiko eines teilweisen oder völligen Kapitalverlusts.
Der SCPI kann nicht garantieren, dass Gesellschafter in der Lage sein werden, ihre 
Anteile zu verkaufen oder eine Rücknahme ihrer Anteile zu erreichen; der Ausstieg 
aus der Veranlagung hängt von der Existenz eines Käufers und dessen Bereitschaft
ab, die Anteile zu erwerben.
Anleger sollten bei der Aufnahme von Fremdkapital für die Veranlagung 
insbesondere die folgenden Situationen bedenken: Anfängliche Kreditzahlungen 
ohne Einkommen aus der Veranlagung; Rückzahlung des Kapitalbetrags (bei 
endfälligem Darlehen) bei negativer Entwicklung der Immobilienpreise; 
Kreditzinsen sind vom steuerbaren Immobilieneinkommen nur abzugsfähig, wenn 
es sich um einen Immobilienkredit oder einen Kredit speziell für den Kauf von SCPI-
Anteilen handelt. Dividenden aus der Veranlagung können niedriger sein als die 
unter einem allenfalls aufgenommenen Kredit zu zahlenden Zinsen. Anleger können 
sich daher nicht darauf verlassen, dass Kreditverbindlichkeiten (samt Zinsen) mit 
Erträgen aus der Veranlagung rückgeführt werden können. Wird die Veranlagung 
mit Kredit finanziert und kommt es anschließend zu einem Zahlungsverzug oder -
ausfall von CORUM, muss ein Anleger nicht nur den eingetretenen Verlust 
hinnehmen, sondern auch die Kreditzinsen bedienen und den Kredit zurückzahlen. 
Wenn kreditfinanzierte Anteile keine ausreichenden Erträge einbringen, um den 
Kredit zurückzubezahlen, oder wenn die Preise gesunken sind, wenn der Anleger 
seine Anteile verkaufen will, muss der Anleger die Differenz tragen.

Renditen von Investitionen in einen SCPI hängen üblicherweise ab von:

möglichen Dividendenauszahlungen. Die Zahlung von Dividenden kann nicht 
garantiert werden und kann aufgrund von Änderungen, unter anderem der 
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Immobilienpreise und Mietbedingungen für Immobilien (insbesondere Miethöhen, 
Leerstände), steigen oder fallen.
jenem Betrag, den Anleger für den Fall des Verkaufs ihrer Anteile oder bei 
Liquidierung des SCPI erhalten. Dieser Betrag kann nicht garantiert werden und 
hängt von den Immobilienpreisen während des Anlagezeitraums ab.

Anleger sollten berücksichtigen, dass CORUM Kredite bis zu dem von der 
Gesellschafterversammlung nach den Artikeln 422-225 der allgemeinen Vorschriften der 
französischen Marktaufsicht (Autorité des marchés financiers, "AMF") festgelegten 
Maximalbetrag aufnehmen darf. Der Höchstbetrag aller aufgenommenen Kredite darf 40 %
des bewerteten Werts des Immobilienvermögens plus der Zuflüsse des SCPI und minus 
aller noch nicht bezahlten Ausgaben nicht übersteigen. Daher ist der Betrag jenes Erlöses, 
der bei Liquidierung erzielt wird, allen oder jedenfalls einem Teil von diesen Krediten, die 
durch den SCPI aufgenommen werden, nachgeordnet.

Die oben angeführten Risiken sind keine abschließende Darstellung der Risiken im 
Zusammenhang mit einer Veranlagung in CORUM. Anleger sollten in jedem Fall die 
Risiken gemäß Punkt 5.2.1 des Prospekts aufmerksam lesen und vor einer 
Entscheidung, Anteile in CORUM zu zeichnen, bedenken.

Die Anteile an CORUM sind Veranlagungen gemäß § 1 Abs. 1 Z. 3 des österreichischen 
Kapitalmarktgesetzes ("KMG"). Daher unterliegt ein öffentliches Angebot in Österreich der 
Prospektpflicht (§ 2 KMG). Der Aufbau und Inhalt des Veranlagungsprospekts gemäß § 2 
Abs 2 KMG folgt einem vorgegebenen Schema, den das KMG festlegt. Der erste Teil 
(Schema C) bezieht sich auf die Veranlagungen in allgemeiner Hinsicht, während Schema
D sich auf Veranlagungen in Immobilien bezieht. 

Sollten in Schema D Punkte wiederholt werden, die bereits in Schema C enthalten sind, 
wird auf das entsprechende Kapitel in Schema C verwiesen.
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B. PROSPEKT

1. Angaben über jene, welche gemäß den §§ 8 und 11 haften (Name,
Stellung)

1.1. Emittent

Der Emittent CORUM haftet nach § 11 Abs. 1 Z. 1 KMG für durch eigenes Verschulden oder 
durch Verschulden seiner Leute oder sonstiger Personen, deren Tätigkeit zur 
Prospekterstellung herangezogen wurde, erfolgte unrichtige oder unvollständige Angaben. 

Der Prospekt hat sämtliche Angaben zu enthalten, die entsprechend den Merkmalen des 
Emittenten und der öffentlich angebotenen Veranlagung erforderlich sind, um es Anlegern
zu ermöglichen sich ein fundiertes Urteil zu den Vermögenswerten und Verbindlichkeiten, 
der Finanzlage, den Gewinnen und Verlusten und den Zukunftsaussichten zu bilden. Zudem 
enthält der Prospekt Informationen zu den Rechten, die mit der Veranlagung verbunden 
sind (siehe § 7 Abs. 1 KMG). 

Insofern, als der Prospekt operative Planungen und/oder Prognosen zu künftigen 
Entwicklungen umfasst, basieren diese auf Parametern, die auf Fakten zum Zeitpunkt der
Erstellung des Prospekts gründen. Der Emittent übernimmt keine Verantwortung bezüglich 
des Eintretens dieser Annahmen. 

Sofern das schädigende Verhalten nicht auf Vorsatz beruhte, ist der Betrag der Haftung 
jedem einzelnen Anleger gegenüber gemäß § 11 Abs. 6 KMG auf den bezahlten Kaufpreis 
plus der Gebühren und Zinsen zum Datum des Kaufs begrenzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass das Risiko eines Totalverlusts der Veranlagung besteht. 

1.2. Prospektkontrollor

IF TH INTERFIDES Wirtschaftsprüfungs- und SteuerberatungsgmbH, eingetragen im 
Firmenbuch des Handelsgerichtes Wien zu FN 99158x, Herbeckstraße 5, 1180 Wien
(nachfolgend "Interfides"), hat diesen Prospekt als Prospektprüfer nach § 8 Abs. 2 Z. 3 
KMG geprüft. Als Prospektkontrollor haftet Interfides nach § 11 Abs. 1 Z. 2a KMG für eine 
unrichtige oder unvollständige Kontrolle, die durch eigenes grobes Verschulden verursacht 
wurde oder auf grobes Verschulden ihrer Leute oder sonstiger Personen, deren Tätigkeit 
zur Prospektkontrolle herangezogen wurden, zurückzuführen ist.

1.3. Prüfer der Jahresabschlüsse (Abschlüssprüfer)

Die französische Gesellschaft Cabinet CAILLIAU DEDOUIT et ASSOCIES, 19 rue Clément 
Marot, 75008 Paris, Frankreich, vertreten durch Stéphane LIPSKI, wurde durch die erste 
Gesellschafterversammlung vom 14. Februar 2012 bestellt; ihre Amtszeit endet nach der 
Gesellschafterversammlung, die einberufen wird, um die Abschlüsse für das Geschäftsjahr 
2018 zu bestätigen. 

Abschlussprüfer, daher die Cabinet CAILLIAU DEDOUIT et ASSOCIES, haften gemäß § 11 
Abs. 1 Z. 4 KMG jedem Anleger für jenen Schaden, der einem Anleger im Vertrauen auf 

Schema C
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die Prospektangaben oder sonstigen Angaben gemäß § 6 KMG, die für die Beurteilung der 
Wertpapiere (Veranlagung) erheblich sind, entstanden ist, wenn sie in Kenntnis der 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der Angaben im Sinne von § 11 Abs. 1 Z. 1 KMG und 
in Kenntnis, dass die Jahresabschlüsse, die durch sie bestätigt werden, einen Teil des 
Prospekts bilden, den Jahresabschlüssen einen Bestätigungsvermerk erteilt haben.

1.4. Vertrieb durch gewerbliche Vermögensberater

Die Anteile der CORUM werden direkt durch CORUM AM und durch gewerbliche 
Vermögensberater gemäß § 136a der österreichischen Gewerbeordnung ("GewO") 
vertrieben. 

Gewerbliche Vermögensberater haften nach § 11 Abs. 1 Z. 3 KMG, wenn sie wissen, dass 
die Angaben im Sinn von § 11 Abs. 1 Z. 1 KMG oder die Kontrolle unrichtig oder 
unvollständig sind, oder dies aufgrund grober Fahrlässigkeit nicht wussten. 

Im Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospekts sind die gewerblichen Vermögensberater 
noch nicht bekannt und können daher auch noch nicht genannt werden. 

2. Angaben über die Veranlagung

2.1. Die Veranlagungsbedingungen, insbesondere die Ausstattung der 
Veranlagung

2.1.1. Geltender rechtlicher Rahmen und Zeichnungsdokumentation 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für diese Veranlagung umfassen – neben den 
geltenden französischen Vorschriften – auch die Satzung von CORUM (siehe Anhang C.II). 
Anleger, und sohin Gesellschafter (siehe Punkt 2.1.3), werden darauf hingewiesen, dass 
die Beziehung zwischen CORUM und seinen Gesellschaftern französischem Recht
unterliegt.

Vor der Zeichnung der Anteile erhalten Anleger die Zeichnungsunterlagen, die die 
folgenden Dokumente beinhalten:

den vorliegenden Prospekt nach dem österreichischen Kapitalmarktgesetz ("KMG"), 
geprüft durch einen zugelassenen Prospektkontrollor, 
das Kundeninformationsdokument ("KID") gemäß § 134 des österreichischen 
Investmentfondsgesetzes ("InvFG"), 
das Basisinformationsblatt ("PRIIPS-KID") gemäß der Verordnung (EU) Nr.
1286/2014;
die Satzung der Gesellschaft,
den aktuellsten Jahresbericht,
den aktuellsten Halbjahresbericht und Rechenschaftsbericht gemäß Schema E KMG 
– sofern diese bereits verfügbar sind (ein Halbjahresbericht und ein 
Rechenschaftsbericht gemäß Schema E KMG werden in Zukunft erstellt,
den neuesten Quartals-Newsletter,
schriftliche Bestätigung über den Erwerb der Veranlagung gemäß § 14 Z. 3 KMG
und das
Zeichnungsformular, von dem eine Kopie durch den Anleger aufbewahrt werden 
sollte. Das Formular wird datiert und durch den Anleger unterzeichnet.
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Die Berechnung des Zeichnungspreises wird in Punkt 2.20 beschrieben. 

2.1.2. Anlagerichtlinie 

CORUM investiert in Immobilien in der Eurozone. Siehe 6.2.4 für die Details der 
Anlagestrategie von CORUM. 

2.1.3. Veranlagung und Gesellschafterposition

Durch Erwerb der Anteile wird der Anleger zu einem Gesellschafter von CORUM. 

Jeder Gesellschafter hält mindestens einen Anteil oder Bruchteile eines Anteils, die 
mindestens einem Anteil entsprechen. Siehe Punkt 5.2.2 bezüglich der Rechte der 
Gesellschafter in den Gesellschafterversammlungen. 

Die Gesellschaftsanteile können durch CORUM zurückgenommen oder von Anlegern direkt 
an eine andere Person oder einen bestehenden Gesellschafter verkauft werden. Die 
Liquidität der Anteile ist beschränkt (siehe Punkt 2.13). 

2.1.4. Rechte und Pflichten, die mit den Anteilen verbunden sind

Rechte

Die Anteile gewähren kein direktes Eigentum an den Vermögenswerten der Gesellschaft;
insbesondere nicht an den Immobilien, die im Eigentum von CORUM sind.

Jeder Anteil gewährt eine Beteiligung an einem Teil des Gesellschaftsvermögens und 
berechtigt zu Gewinnausschüttungen im Verhältnis der Anzahl der erworbenen Anteile zu 
den insgesamt ausgegebenen Anteilen. Zwischendividenden auf neu ausgegebene Anteile 
fallen jedoch erst ab dem bei Anteilsausgabe festgelegten Datum an. Ab deren Ausgabe 
unterliegen die Anteile allen Bestimmungen der Satzung. Dividenden wachsen ab dem 
ersten Tag des sechsten Monats nach der Zeichnung und Bezahlung des Zeichnungspreises
an. Dieses Datum ist im Zeichnungsformular angegeben.

Die an die Anteile gebundenen Rechte und Pflichten gehen auf den jeweiligen 
Rechtsnachfolger über. Mit dem Erwerb von Anteilen an CORUM ist der Anteilsinhaber an 
die Satzung von CORUM und an die in den Gesellschafterversammlungen bisher gefassten 
Beschlüsse gebunden.

Erben, Bevollmächtigte und Gläubiger eines Anlegers können unter keinen Umständen eine 
amtliche Versiegelung der Vermögensgegenstände der Gesellschaft beantragen noch deren 
Auflösung oder Aufteilung einfordern oder in die Verwaltung der Gesellschaft eingreifen. 
Gesellschafter können sich zur Ausübung ihrer Rechte ausschließlich auf die 
Jahresabschlüsse und die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung beziehen.
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Pflichten

Haftungsansprüche gegenüber Anlegern können von Dritten nur geltend gemacht werden, 
wenn eine vorhergehende strafrechtliche Verfolgung der Gesellschaft erfolglos geblieben 
ist. 

Gemäß Artikel L. 214-55 des französischen Währungs- und Finanzgesetzbuchs und 
abweichend von Artikel 1857 des französischen Bürgerlichen Gesetzbuchs, haftet jeder 
Anleger Dritten gegenüber nur in dem Verhältnis der Anzahl der von dem Anleger
gehaltenen Anteile.

Anleger haften einander für Schulden und Verbindlichkeiten der Gesellschaft im Verhältnis
zur Anzahl der von ihnen gehaltenen Anteile. Die Haftung der Anleger ist mit ihren Anteilen 
an CORUM beschränkt. 

Ferner bestehen interne Verfahren, die darauf abzielen, sicherzustellen, dass keine Erträge 
oder Kapitalausschüttungen erfolgen, die nicht durch Gewinne gedeckt sind (z. B.
Mieteinnahmen). 

2.2. Die Zahl-, Einreichungs- und Hinterlegungsstellen

Zahlstelle

Jeder Anleger, der in CORUM anlegen will, muss ein Zeichnungsformular ausfüllen und 
unterfertigen (siehe Anhang C.VII.). Der Beitritt erfolgt durch Ausfüllen des 
Zeichnungsformulars und der Annahme durch CORUM. Anleger erhalten kurz nach 
Übermittlung der Dokumente an CORUM ein Schreiben per Post oder per E-Mail über den
erfolgten Beitritt. Anleger erhalten Anteilszertifikate zusammen mit dem jeweiligen 
Schreiben oder der entsprechenden E-Mail.

Die Anleger werden durch den Beitritt direkt Gesellschafter von CORUM. 

Das ordnungsgemäß ausgefüllte und unterzeichnete Zeichnungsformular ist zusammen mit 
der Zahlungsbestätigung (gezeichnete Anteile multipliziert mit dem Zeichnungspreis) bei 
CORUM, Fleischmarkt 1/6/12, 1010 Wien, vorzulegen. Das Zeichnungsformular beschreibt 
die Bedingungen der Zeichnung der Anteile an CORUM, insbesondere den Zeichnungspreis 
und das Datum, an dem die Dividenden für den Anleger (und neuen Gesellschafter)
anzuwachsen beginnen.

CORUM Asset Management ("CORUM AM" oder "CORUM Asset Management") handelt 
als Zahlstelle für die Veranlagung. Zahlungen von Anlegern haben auf folgendes Bankkonto 
von CORUM zu erfolgen:

Name des Kontoinhabers: CORUM ORIGIN SCPI 
Name des Kreditinstituts: BNP Paribas
IBAN: FR76 3000 4022 0900 0108 1912 582
BIC/SWIFT: BNPAFRPPXXX

Alle Zahlungen bezüglich der jeweiligen Veranlagung müssen ausnahmslos auf dieses 
Bankkonto erfolgen. Die Zahlung wird ausschließlich dann als ausgeführt betrachtet, 
nachdem die Gutschrift auf dieses Bankkonto erfolgt ist. 
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Die Anteile sind bei Zeichnung vollständig einzuzahlen, einschließlich des Nennwerts der 
Anteile und der Anteilsprämie, die auch die Zeichnungsgebühr enthält. Andernfalls wird die 
Zeichnung als ungültig betrachtet und alle Beträge, die bereits eingezahlt worden sind, 
werden vollständig und für den Anleger gebührenfrei an diesen zurückerstattet.

Dividenden wachsen ab dem ersten Tag des sechsten Monats nach der Zeichnung der 
Anteile und der vollständigen Bezahlung an. Alle Dividenden werden monatlich ausbezahlt 
und durch die Zahlstelle auf das jeweilige Bankkonto des Anlegers überwiesen. 

Hinterlegungsstelle

Die Veranlagung ist nicht in einem Wertpapier verbrieft, das hinterlegt werden könnte. 
Nach dem französischen Gesetz muss CORUM jedoch eine Hinterlegungsstelle benennen, 
die zuständig ist für die:

o Verwahrung der Immobilien- und Finanzvermögenswerte der Gesellschaft,
o Überwachung der Gültigkeit der getroffenen Entscheidungen,
o Nachverfolgung der täglichen Liquiditätsströme,
o Führung von Bargeldkonten.

Die CACEIS Bank France, eine Aktiengesellschaft (French société anonyme) mit einem 
Aktienkapital von EUR 350.000.000, eingetragen im Handels- und Unternehmensregister 
von Paris (RCS) unter Nr. 692 024 722 und eingetragenem Sitz in 1-3, Place Valhubert, 
75013 Paris, Frankreich, wurde von CORUM Asset Management als Hinterlegungsstelle von 
CORUM beauftragt, wobei die Beauftragung durch die Gesellschafterversammlung vom 7. 
April 2014 genehmigt wurde (siehe auch Kapitel 4). 

2.3. Übersicht über die allenfalls bisher ausgegebenen Vermögensrechte

CORUM hat 21.752 Anleger (zum 30.09.2018). Insgesamt haben die Anleger 1.289.839 
Anteile gezeichnet. Daher beträgt das Stammkapital – basierend auf dem Nennwert von 
EUR 862 – ca. EUR 1.112 Mio. Die Kapitalisierung – basierend auf dem Zeichnungspreis
von EUR 1.075 – beträgt ca. EUR 1.387 Mio (seit 1. Juni 2018 beträgt der Zeichnungspreis 
EUR 1.075. (zuvor EUR 1.065). Der neue Zeichnungspreis wurde im Bulletin des Annonces 

Legales Obligatoires, Bulletin Nr. 61, 21. Mai 2018 veröffentlicht).

Überblick zum 30.09.2018:

Anleger 21.752

Anteile 1.289.839

Stammkapital 1.112 Mio. 

Kapitalisierung 1.387 Mio. 
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2.4. Rechtsform der Veranlagung (Anteils-, Gläubigerrecht oder Mischform), 
Gesamtbetrag, Stückelung sowie Zweck des Angebotes

2.4.1. Rechtsform der Veranlagung

CORUM ist eine französische offene Immobilienanlagegesellschaft (Société Civile de 

Placement Immoblilier, SCPI). Anleger werden direkt Gesellschafter von CORUM. 

Alle Anteile werden als Namensanteile ausgegeben.

Die Gesellschaftsanteile werden durch Namensanteilszertifikate ausgewiesen, die in 
chronologischer Abfolge ihrer Ausgabe nummeriert sind und aus denen die Anzahl und die 
Nummern der gezeichneten Anteile sowie der Beginn des Dividendenanspruchs 
hervorgehen. 

Jedem Gesellschafter wird eine Bescheinigung über seine Eintragung in das Anteilsregister 
in Form eines Namensanteilszertifikats für seine Anteile ausgestellt. Als Voraussetzung für 
die Ausübung der Rechte der Anleger gilt die Eintragung des jeweiligen Anlegers (sohin als 
Gesellschafter) in das Anteilsregister der Gesellschaft.

Die Anteile an CORUM sind keine übertragbaren Wertpapiere im Sinn von § 4 Abs. 1 Z. 18 
der Richtlinie 2004/39/EG ("MiFID I"). In Österreich sind sie als Veranlagung im Sinne 
von § 1 Abs. 1 Z. 3 KMG zu qualifizieren. 

2.4.2. Gesamtbetrag des Angebots

Maximales genehmigtes Stammkapital

Das maximale genehmigte Stammkapital wurde mit Beschluss der außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung vom 7. Dezember 2017 festgelegt und beträgt derzeit 
EUR 2.000.000.332 (Euro zwei Milliarden und dreihundertzweiunddreißig) festgelegt. 

Das maximal genehmigte Stammkapital kann durch Beschluss der außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung gemäß den für Satzungsänderungen geltenden Bedingungen 
geändert werden (siehe Anhang C.II). 

Das gezeichnete Stammkapital zum 30.09.2018 beträgt EUR 1.112 Millionen (aktuelles 
Stammkapital). 

Emissionsvolumen

Das Emissionsvolumen für Österreich wurde auf EUR 10 Millionen (Euro zehn Millionen) 
festgelegt. Es kann durch Entscheidung der Verwaltungsgesellschaft erhöht werden, wobei
das maximale genehmigte Stammkapital EUR 2.000.000.332 (Euro zwei Milliarden und 
dreihundertzweiunddreißig) beträgt. 

Mindestzeichnung 

Ein neuer Gesellschafter muss mindestens einen (1) Anteil zeichnen. Bestehende 
Gesellschafter können "Bruchteile von Anteilen" zeichnen (siehe unten, Punkt 2.4.3). 
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2.4.3. Stückelung des Angebots

Die Mindestanlage beträgt EUR 1.075. Der Nennwert jedes Anteils beträgt EUR 862 
(Stückelung). 

Die Verwaltungsgesellschaft kann beschließen, "Bruchteile von Anteilen" auszugeben, die 
ein Zehntel, ein Hundertstel, ein Tausendstel oder ein Zehntausendstel eines Anteils 
darstellen. Die Bestimmungen dieses Prospekts, die für die Anteile gelten, gelten auch für 
Bruchteile eines Anteils. Jeder Gesellschafter hält mindestens einen Anteil oder Bruchteile 
eines Anteils, die mindestens einem Gesellschaftsanteil entsprechen.

Jeder Anteil ist unteilbar und die Gesellschaft akzeptiert nur einen Eigentümer pro Anteil. 
Wenn Bruchteile von Anteilen ausgegeben werden, können die Anteilsinhaber ihre 
Bruchteile der Anteile kombinieren. In diesem Fall haben sie sich durch eine Person 
vertreten zu lassen, wobei die Anteilsinhaber entweder eine Person durch Vereinbarung 
zum Vertreter wählen oder eine Person über Antrag eines Anteilsinhabers durch 
gerichtliche Anordnung bestellt werden kann. Die so bestellte Person übt für die Gruppe 
die Rechte aus, die mit dem Eigentum eines ganzen Anteils verbunden sind.

Da die SCPI eine offene Gesellschaft ist, erfolgen Erhöhungen des Stammkapitals durch 
die Emission neuer Anteile ohne, dass das maximal genehmigte Stammkapital, das in Punkt 
2.4.2 definiert ist und jederzeit durch eine außerordentliche Gesellschafterversammlung 
geändert werden kann, erreicht werden muss. Das Stammkapital kann gesenkt werden, 
darf jedoch nicht unter den höchsten der drei folgenden Beträge fallen:

10 % des maximal genehmigten Stammkapitals,
90 % des gezeichneten Stammkapitals (Nennwert der Anteile, multipliziert mit 
der Anzahl der Anteile), das bei der letzten Gesellschafterversammlung 
festgestellt wurde,
das gesetzliche Mindestkapital, das sich für Immobilienanlagegesellschaften
(französische sociétés civiles de placement immobilier, SCPI), auf derzeit 
EUR 760.000 beläuft.

In jedem Quartalsnewsletter berichtet die Verwaltungsgesellschaft von den Änderungen 
des Stammkapitals während des zurückliegenden Quartals. Am Ende jeden
Geschäftsjahres stellt die Verwaltungsgesellschaft den Betrag des gezeichneten
Stammkapitals fest und genehmigt dieses, wobei das aktuell gezeichnete Stammkapital 
jeweils dem Bruchteil des genehmigten Stammkapitals entspricht, das gezeichnet oder als 
Gegenleistung für Gesellschafterbeiträge ausgegeben worden ist und erfolgte Rücknahmen 
und Zeichnungen berücksichtigt.

Wenn das genehmigte Stammkapital erreicht ist, entscheidet die außerordentliche 
Gesellschafterversammlung, ob die variable Art des Stammkapitals der Gesellschaft 
beibehalten wird und ob gegebenenfalls ein neuer maximal Betrag für das genehmigte 
Stammkapital festgelegt wird.

Wurde das Stammkapital nicht voll eingezahlt und den Anträgen auf Anteilsrücknahme, die 
im Verzeichnis gemäß Artikel L.214-93 des französischen Währungs- und 
Finanzgesetzbuchs eingetragen sind, nicht zu einem Preis entsprochen, der dem 
Zeichnungspreis entspricht oder diesen unterschreitet, ist die Ausgabe neuer Anteile nicht 
zulässig
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2.4.4. Ziel des Angebots

Dieses Angebot dient dem Ziel der direkten Veranlagung in CORUM, einer französischen 
Immobiliengesellschaft. Das Hauptziel von CORUM ist der Kauf und die Verwaltung von 
Mietimmobilien in Frankreich und in der Eurozone. 

Siehe auch Punkt 3.1.2. 

2.5. Art der Veranlagung (offene oder geschlossene Form)

CORUM ist ein geschlossener alternativer Investmentfonds ("AIF") gemäß der delegierten 
Verordnung der Kommission (EU) Nr. 694/2014. 

Die Angabe, dass CORUM eine französische offene Immobilienanlagegesellschaft ist,
bezieht sich darauf, dass CORUM gemäß den Anforderungen des französischen Gesetzes –
innerhalb des Betrags seines genehmigten Stammkapitals – ein variables Stammkapital
besitzt (siehe Kapitel 2.1). 

2.6. Art und Anzahl sonstiger Veranlagungsgemeinschaften des Emittenten 
oder sonstiger Veranlagungsgemeinschaften, die auf die Veranlagung von 
Einfluss sein können

CORUM – als Emittent – ist nur eine Veranlagungsgemeinschaft. 

CORUM AM verwaltet – neben CORUM Origin SCPI – zwei weitere Fonds: 

CORUM XL: CORUM XL ist ein geschlossener alternativer Investmentfonds 
("AIF") gemäß der delegierten Verordnung (EU) Nr. 694/2014. Corum XL ist ein 
französischer offener Immobilienfond, der im April 2017 aufgelegt worden ist 
und eine Anlagestrategie in ganz Europa (in Euro und außerhalb der Eurozone)
verfolgt. Es handelt sich um das gleiche rechtliche und behördliche Vehikel wie 
CORUM. Die Kapitalisierung des Fonds betrug Ende März 2018 EUR 92 Millionen.
OPCI Medicis: OPCI ist ein offener alternativer Investmentfonds ("AIF") gemäß 
der delegierten Verordnung der Kommission (EU) Nr. 694/2014. OPCI Medicis 
ist ein französischer offener Immobilienfond, die sich an professionelle Anleger 
richtet und eine Anlagestrategie in der gesamten Eurozone verfolgt. Die 
Bewertung Ende März 2018 beträgt EUR 265 Millionen.

Ein Interessenkonflikt ist eine Situation, in der im Geschäftsverlauf von CORUM AM dessen
Interessen und/oder die Interessen seiner Kunden und/oder die Interessen seiner 
Mitarbeiter direkt oder indirekt miteinander in Widerstreit stehen und solche Konflikte den 
Interessen des Kunden nachteilig sind.

Den allgemeinen Vorschriften der AMF entsprechend (Artikel 318-12 bis 318-19) hat 
CORUM AM ein System umgesetzt, um Interessenskonflikte zu vermeiden, zu erkennen, 
zu regeln und zu melden.

Es besteht eine Richtlinie für Interessenskonflikte, die die Anlagestrategie für jeden Fonds 
und die Zuordnung zwischen den Fonds darlegt. Die Richtlinie wird auf CORUM AMs Website 
www.corum.fr und www.corum-investment.at veröffentlicht.
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2.7. Angabe der Börsen, an denen die Veranlagung, die Gegenstand des 
öffentlichen Angebotes ist, und sonstige Wertpapiere des Emittenten 
bereits notieren oder gehandelt werden

Die Anteile an CORUM sind keine übertragbaren Wertpapiere und sind nicht an einer Börse 
gelistet. Daher ist ein Handel mit der Veranlagung an der Börse nicht möglich. 

Es gibt keine anderen Wertpapiere des Emittenten, die bereits an einer Börse gelistet sind 
oder dort gehandelt werden. 

2.8. Allfällige Haftungserklärungen Dritter für die Veranlagung

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospekts garantieren keine Dritten für die 
Veranlagung. 

2.9. Personen, die das Angebot fest übernommen haben oder dafür garantieren

Das öffentliche Angebot in Österreich ist auf ein Emissionsvolumen von EUR zehn (10) 
Millionen beschränkt. Niemand hat das Angebot fest gezeichnet oder hat eine 
Übernahmegarantie abgegeben.

2.10. Angaben gemäß Schema A, Kapitel 3 bis 5 bzw. Schema B 3 und 4 über die 
Personen, denen das aus der Emission erworbene Kapital zur 
wirtschaftlichen Verfügung zufließt, sofern diese Personen nicht mit dem 
Emittenten identisch sind

Das Kapital wird für Investitionen in Immobilien verwendet. Den Emissionserlös erhält 
sohin CORUM. Die Vertriebs-, Verwaltungs- und Managementkosten werden in Kapitel 2.14
dargestellt. 

2.11. Die auf die Einkünfte der Veranlagung erhobenen Steuern (z. B.
Kapitalertragsteuer, ausländische Quellensteuern)

Dieser Abschnitt zur Besteuerung enthält eine kurze Zusammenfassung des Verständnisses 
der Gesellschaft über einige wichtige Grundsätze, die im Zusammenhang mit dem Erwerb, 
dem Halten und der Veräußerung der Gesellschaftsanteile in der Republik Österreich 
bedeutsam sind. Die Zusammenfassung erhebt nicht den Anspruch darauf, sämtliche 
steuerlichen Überlegungen vollständig wiederzugeben und geht auch nicht auf individuelle 
Sachverhaltsvarianten ein, die für einzelne potentielle Anleger von Bedeutung sein können. 
Die folgenden Ausführungen sind lediglich genereller Natur und sind weder eine rechtliche 
oder steuerliche Beratung noch können sie als rechtliche oder steuerliche Beratung 
ausgelegt werden. Des weiteren nimmt diese Zusammenfassung nur auf solche 
Anteilsinhaber Bezug, die in Österreich der unbeschränkten Einkommen- oder
Körperschaftsteuerpflicht unterliegen. Sie basiert auf den derzeit gültigen österreichischen 
Steuergesetzen, der bisher ergangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung sowie den 
Richtlinien der Finanzverwaltung und deren jeweiliger Auslegung, die Änderungen 
unterworfen sind. Solche Änderungen können auch rückwirkend eingeführt werden und die 
beschriebenen steuerlichen Folgen nachteilig beeinflussen. Es ist generell darauf 
hinzuweisen, dass die Finanzverwaltung bei strukturierten Finanzprodukten, mit denen 
auch steuerliche Vorteile verbunden sein können, eine kritische Haltung einnimmt. 
Potentiellen Käufern der Gesellschaftsanteile wird empfohlen, wegen der steuerlichen 
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Folgen des Kaufs, des Haltens sowie der Veräußerung der Anteile ihre rechtlichen und 
steuerlichen Berater zu konsultieren.

Das steuerliche Risiko an den Gesellschaftsanteilen trägt der Anteilsinhaber. Im Folgenden 
wird angenommen, dass die Gesellschaftsanteile für ertragsteuerliche Zwecke an einen in 
rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht unbestimmten Personenkreis angeboten werden.

2.11.1. Allgemeines zur ertragsteuerlichen Einordnung und zur 
Einkünfteermittlung der Gesellschaft in Österreich 

CORUM ist ein Alternativer Investmentfonds (AIF) in Immobilien im Sinne des AIFMG, 
dessen Herkunftsstaat nicht Österreich ist. Daher ist die Gesellschaft nach 
österreichischem Recht als ausländischer Immobilienfonds nach § 42 des österreichischen 
Immobilien-Investmentfondsgesetzes einzuordnen. Der Fonds ist für steuerliche Zwecke 
als transparent anzusehen. Das bedeutet, dass der Fonds mit seinen Einkünften nicht der 
österreichischen Körperschaftsteuer unterliegt, sondern die Einkünfte (Gewinne sowie 
Verluste) daraus direkt den Anteilsinhabern ertragsteuerlich anteilig zugerechnet werden. 

Anteilsinhaber sind persönlich mit den anteilig zugerechneten Einkünften des Fonds 
ertragsteuerpflichtig. Die direkte Zurechnung der Einkünfte des Fonds gilt daher sowohl 
für tatsächliche Ausschüttungen, als auch für thesaurierte Erträge des Fonds, die als 
ausschüttungsgleiche Erträge bei den Anteilsinhabern zu versteuern sind. Natürliche 
Personen unterliegen mit diesen Einkünften der Einkommensteuer, Körperschaften der 
Körperschaftsteuer. Die Anteilsinhaber müssen die ihnen jeweils zugerechneten Einkünfte 
des Fonds in ihre jährliche Steuererklärung aufnehmen. Zu diesem Zweck wird die 
Gesellschaft den Anteilsinhabern jedes Jahr rechtzeitig ein Dokument zur Verfügung 
stellen, um sie bei der Erstellung ihrer persönlichen Steuererklärung zu unterstützen.

Die Ermittlung der Einkünfte auf Ebene des Fonds erfolgt dabei nach besonderen 
Vorschriften und weicht daher von den allgemeinen steuerlichen Ermittlungsgrundsätzen 
ab. Der Jahresgewinn eines Immobilienfonds setzt sich aus den Bewirtschaftungsgewinnen, 
den Aufwertungsgewinnen und den Wertpapier- und Liquiditätsgewinnen zusammen. Die 
Bewirtschaftungsgewinne errechnen sich aus den erhaltenen Erträgen für die entgeltliche 
Überlassung der jeweiligen Immobilien zuzüglich sonstiger Erträge aus der laufenden 
Bewirtschaftung, soweit diese nicht den anderen Gewinnen zuzurechnen sind, abzüglich 
damit im Zusammenhang stehender Aufwendungen. Abschreibungen für 
Wertminderungen von Gebäuden und Instandhaltungs- und Reparaturaufwendungen sind 
steuerlich nicht abzugsfähig, sondern im Wege einer pauschalen Instandhaltungsrücklage 
zu berücksichtigen. Aufwertungsgewinne sind 80 % der Bewertungsdifferenzen auf der 
Grundlage korrekter Bewertungen der Immobilien (d. h. nicht realisierte Wertänderungen 
der Immobilien) abzüglich damit im Zusammenhang stehender Aufwendungen. 
Aufwendungen sind um 20 % zu kürzen und dürfen nur insoweit abgezogen werden als 
keine Berücksichtigung bei Bewirtschaftungsgewinnen oder bei Wertpapier- und 
Liquiditätsgewinnen zu erfolgen hat. Wertpapier- und Liquiditätsgewinne sind Gewinne aus 
Zinsen von Finanzvermögen des Fonds.

2.11.2. Unbeschränkte Ertragsteuerpflicht in Österreich

Natürliche Personen, die in Österreich einen Wohnsitz und/oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, unterliegen mit ihrem Welteinkommen der Einkommensteuer in 
Österreich (unbeschränkte Einkommensteuerpflicht). Körperschaften, die in Österreich ihre 
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Geschäftsleitung und/oder ihren Sitz haben, unterliegen mit ihrem gesamten 
Welteinkommen der Körperschaftsteuer in Österreich (unbeschränkte 
Körperschaftsteuerpflicht). 

2.11.3. Ausländische Ertragsteuern und Vermeidung von Doppelbesteuerung

Österreichs Besteuerungsrecht kann durch internationale Abkommen 
(Doppelbesteuerungsabkommen) eingeschränkt werden. Gewinne ausländischer 
Immobilien werden grundsätzlich im Land besteuert, in dem die Immobilie belegen ist. Für 
in Österreich unbeschränkt steuerpflichtige Anteilsinhaber erfolgt in Österreich die 
Vermeidung der dadurch eintretenden Doppelbesteuerung entsprechend dem jeweils 
anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommen entweder unter Anwendung der 
Befreiungsmethode oder der Anrechnungsmethode. Dies bedeutet, dass entweder:

die im Ausland erzielten Einkünfte von der österreichischen Besteuerung 
ausgenommen werden; diese können jedoch bei der Ermittlung der Höhe des 
Besteuerungssatzes der in Österreich erzielten Einnahmen Berücksichtigung finden 
(Befreiungsmethode unter Progressionsvorbehalt); oder
die im Ausland erzielten Einkünfte zwar zur Einkünfteermittlung in Österreich 
berücksichtigt werden, die ausländische Steuer auf diese Einkünfte auf die im 
Österreich darauf entfallende Steuer angerechnet wird; Österreich rechnet dabei 
nicht mehr Steuern an, als österreichische Steuer auf die ausländischen Einkünfte 
im Inland anfallen würden (Anrechnungsmethode unter Berücksichtigung des 
Anrechnungshöchstbetrags). 

2.11.4. Besteuerung von unbeschränkt steuerpflichtigen Anteilsinhabern in 
Österreich

Natürliche Personen

Natürliche Personen als Anteilsinhaber unterliegen in Österreich der Einkommensteuer. 
Werden die Anteile im Privatvermögen gehalten, gelten anteilig zugerechnete Einkünfte 
aus dem Fonds grundsätzlich als Einkünfte aus Kapitalvermögen. Werden die Anteile im 
Betriebsvermögen gehalten, gelten sie als Einkünfte aus dem jeweiligen Betrieb.

Steuerpflichtige Einkünfte aus dem Fonds und realisierte Wertsteigungen der 
Gesellschaftsanteile unterliegen generell einem besonderen Steuersatz von 27,5 %. Davon 
abweichend kann unter bestimmten Umständen der progressive Steuertarif (0 % bis 55 %) 
zur Anwendung kommen und zwar in folgenden Fällen: (i) die Gesellschaftsanteile werden 
in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht keinem unbestimmten Personenkreis angeboten; 
(ii) der in Österreich ansässige Anteilsinhaber macht von der sogenannten 
Regelbesteuerungsoption Gebrauch; (iii) die Erzielung von Veräußerungsgewinnen stellt 
einen Schwerpunkt der betrieblichen Tätigkeit dar (beispielsweise bei Wertpapierhändlern 
der Fall); oder (iv) es liegen andere steuerpflichtige Einkünfte vor, die keine Einkünfte nach 
§ 27 EStG (Einkünfte aus Kapitalvermögen) darstellen.

Realisierte Wertsteigerungen (z. B. aufgrund einer Veräußerung der Gesellschaftsanteile) 
werden grundsätzlich dadurch berechnet, dass die (modifizierten) Anschaffungskosten 
vom Erlös aus der Veräußerung abgezogen werden. Die Anschaffungskosten werden durch 
ausschüttungsgleiche Erträge erhöht sowie um tatsächliche Ausschüttungen und eine 
etwaige Kapitalertragsteuer vermindert. 
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Sofern mangels inländischer auszahlender oder depotführender Stelle keine 
Kapitalertragsteuer auf die steuerpflichtigen Einkünfte einbehalten wird oder der 
Steuerabzug nicht endgültig ist (keine Endbesteuerung), wird eine darauf entfallende 
österreichische Steuer im Wege der Veranlagung erhoben. Anteilig zurechenbare Einkünfte 
aus dem Fonds sind daher in die österreichische Steuererklärung des Anteilsinhabers 
aufzunehmen und entsprechend zu versteuern.

Körperschaften

Handelt es sich beim Anteilsinhaber um eine Körperschaft im Sinne des österreichischen 
Körperschaftsteuergesetzes, unterliegen steuerpflichtige Einkünfte aus dem Fonds und 
realisierte Wertsteigungen der Gesellschaftsanteile grundsätzlich der 25 %
Körperschaftsteuer. 

In Bezug auf die Veranlagung und Entrichtung der Körperschaftsteuer gelten die 
Ausführungen zu natürlichen Personen und die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
sinngemäß. Anteilig zurechenbare Einkünfte aus dem Fonds sind daher auch in die 
österreichische Steuererklärung des Anteilsinhabers aufzunehmen und entsprechend zu 
versteuern.

2.11.5. Verluste, Verlustausgleich und Verlustvortrag

Allgemeines

Verluste können entweder während des Haltens der Gesellschaftsanteile oder im Falle der 
Veräußerung der Anteile entstehen. Die ertragsteuerliche Verwertung von Verlusten ist 
jedoch eingeschränkt und hängt insbesondere davon ab, ob die Verluste im Ausland 
entstanden sind, ein anwendbares Doppelbesteuerungsabkommen im Gewinnfall die 
Befreiungsmethode oder die Anrechnungsmethode vorsieht und schließlich, ob die 
ertragsteuerlich verwertbaren Verluste im Inland mit anderen Einkünften ausgeglichen 
werden können.

Verlustermittlung auf Fondsebene

Grundsätzlich müssen Verluste des Fonds aus einer ausländischen Immobilie zuerst mit 
gleichartigen Einkünften im jeweiligen Staat, in dem die Immobilie gelegen ist, 
ausgeglichen werden. Erst danach kommt ein Verlustausgleich mit Verlusten aus anderen 
Staaten in Frage. In Bezug auf österreichisches Steuerrecht sind diesbezüglich lediglich 
ausländische Verluste ertragsteuerlich dem Anteilsinhaber zuzurechnen, die aus Staaten 
stammen, deren Doppelbesteuerungsabkommen mit Österreich die Anrechnungsmethode 
vorsieht. Verluste aus ausländischen Immobilien dürfen darüber hinaus auch nicht mit 
Einkünften aus inländischen Immobilien oder anderen Einkünften aus Vermögen 
verrechnet werden. Ein Vortrag der Verluste auf Ebene des Fonds ist in jedem Fall 
unzulässig. 

Verlustausgleich betreffend Gesellschaftsanteile, die im Privatvermögen 
gehalten werden

Verluste aus Gesellschaftsanteilen, die im Privatvermögen gehalten werden, können nur 
eingeschränkt mit anderen Verlusten aus Kapitalvermögen ausgeglichen werden. Für einen 
solchen Verlustausgleich kommen allerdings nur jene Einkünfte aus Kapitalvermögen in 
Betracht, für welche ebenfalls der besondere Steuersatz von 27,5 % zur Anwendung 
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kommt. Darüber hinaus bestehen bestimme Verlustausgleichsverbote (zum Beispiel 
bezüglich mit 25 % besteuerter Bankzinsen). Diese Einschränkungen kommen auch zur 
Anwendung, wenn von der Regelbesteuerungsoption Gebrauch gemacht wird. 
Verbleibende Verluste aus Kapitalvermögen können nicht mit Einkünften aus anderen 
Einkunftsarten ausgeglichen werden. Ein Verlustvortrag in Folgejahre ist im 
außerbetrieblichen Bereich ausgeschlossen.

Verlustausgleich und Verlustvortrag betreffend Gesellschaftsanteile, die im 
Betriebsvermögen gehalten werden

Verluste aufgrund von Teilwertabschreibungen und aus der Veräußerung, Einlösung und 
sonstigen Abschichtung von Gesellschaftsanteilen, die im Betriebsvermögen gehalten 
werden, und auf deren Erträge ein besonderer Steuersatz (27,5 % oder 25 %) anwendbar 
ist, sind vorrangig mit positiven Einkünften aus realisierten Wertsteigerungen von solchen 
Wirtschaftsgütern und Derivaten sowie mit Zuschreibung derartiger Wirtschaftsgüter 
desselben Betriebes zu verrechnen. Ein verbleibender negativer Überhang darf nur zu 55% 
ausgeglichen (oder gegebenenfalls vorgetragen) werden. Diese Einschränkungen sind 
jedoch auf bestimmte Körperschaften (wie z. B. Kapitalgesellschaften) nicht anwendbar. 

2.11.6. Andere Steuern

Erbschafts- und Schenkungssteuer

Österreich erhebt keine Erbschafts- oder Schenkungssteuer.

Bestimmte unentgeltliche Zuwendungen an (österreichische oder ausländische) 
privatrechtliche Stiftungen und damit vergleichbare Vermögensmassen unterliegen jedoch 
der Stiftungseingangssteuer nach dem Stiftungseingangssteuergesetz (StiftEG). Eine 
Steuerpflicht besteht, wenn der Zuwendende und/oder der Erwerber im Zeitpunkt der 
Zuwendung einen Wohnsitz, den gewöhnlichen Aufenthalt, den Sitz oder den Ort der 
Geschäftsleitung in Österreich haben. Ausnahmen von der Steuerpflicht bestehen bezüglich 
Zuwendungen von Todes wegen von Kapitalvermögen im Sinn des § 27 Abs. 3 und 4 EStG 
(ausgenommen Anteile an in- und ausländischen Kapitalgesellschaften), wenn auf die 
daraus bezogenen Einkünfte ein besonderer Steuersatz anwendbar ist. Die Steuerbasis ist 
der gemeine Wert des zugewendeten Vermögens abzüglich Schulden und Lasten, die in 
wirtschaftlicher Beziehung zum zugewendeten Vermögen stehen, zum Zeitpunkt der 
Vermögensübertragung. Der Steuersatz beträgt generell 2,5 %, in speziellen Fällen jedoch 
25 %. 

Zusätzlich besteht eine Anzeigepflicht für Schenkungen unter Lebenden von Bargeld, 
Kapitalforderungen, Anteilen an Kapitalgesellschaften und Personenvereinigungen, 
Betrieben, beweglichem körperlichen Vermögen und immateriellen 
Vermögensgegenständen. Die Anzeigepflicht besteht, wenn der Geschenkgeber und/oder 
der Geschenknehmer im Zeitpunkt des Erwerbs einen Wohnsitz, den gewöhnlichen 
Aufenthalt, den Sitz oder die Geschäftsleitung im Inland haben. Nicht alle Schenkungen 
sind von der Anzeigepflicht umfasst: Im Fall von Schenkungen unter nahen Angehörigen 
besteht ein Schwellenwert von EUR 50.000 pro Jahr; in allen anderen Fällen ist eine 
Anzeige verpflichtend, wenn der gemeine Wert des geschenkten Vermögens innerhalb von 
fünf Jahren EUR 15.000 übersteigt. Darüber hinaus sind unentgeltliche Zuwendungen an 
Stiftungen i. S. d. StiftEG wie oben beschrieben von der Anzeigepflicht ausgenommen. Eine 
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vorsätzliche Verletzung der Anzeigepflicht kann zur Einhebung einer Strafe von bis zu 10 %
des gemeinen Werts des geschenkten Vermögens führen.

Finanztransaktionssteuer

Derzeit unterliegt der Kauf und Verkauf von Gesellschaftsanteilen in Österreich weder einer 
Gebührenpflicht noch einer sonstigen Finanztransaktionssteuer. Die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer, welche eventuell auch die Übertragung von 
Gesellschaftsanteilen betreffen könnte, wird aktuell auf europäischer Ebene diskutiert und 
prinzipiell angestrebt. Für Anteilsinhaber ist es daher empfehlenswert, bezüglich möglicher 
steuerlicher Konsequenzen aufgrund einer solchen möglichen Steuer, mit einem 
Steuerberater in Kontakt zu treten.

2.12. Zeitraum für die Zeichnung 

Der Zeitraum für die Zeichnung dieses Angebots in Österreich beginnt mit dem ersten 
Bankarbeitstag nach der Veröffentlichung dieses Prospekts. Es gibt keine Beschränkung 
des Zeitraums für die Zeichnung. Das Emissionsvolumen in Österreich beträgt EUR zehn 
(10) Millionen. Daher endet der Zeitraum für die Zeichnung in jedem Fall zu jenem
Zeitpunkt, zu dem das Emissionsvolumen von EUR zehn (10) Millionen erreicht wurde, 
sofern das Emissionsvolumen nicht erhöht wird. In diesem Fall müsste der Prospekt durch 
einen geprüften Nachtrag aktualisiert werden.

Das Emissionsvolumen kann erhöht werden. Siehe Punkt 2.4.2 (maximales Stammkapital). 

2.13. Etwaige Beschränkungen der Handelbarkeit der angebotenen Veranlagung 
und Markt, auf dem sie gehandelt werden kann

Die angebotene Veranlagung ist nur eingeschränkt handelbar, da sie nicht an einer Börse 
oder einem anderen regulierten Markt gehandelt wird. Auch, wenn die Gesellschafter ihre 
Anteile frei übertragen können – vorausgesetzt, dass sie einen Käufer finden – gibt es 
keinen regulierten sekundären Markt für die Veranlagung. Daher kann es schwer oder 
sogar unmöglich sein, die Anteile auf dem Markt zu verkaufen. 

Weiterhin fällt bei einer Anteilsübertragung eine Übertragungsgebühr an (siehe 
Punkt 2.14.1). 

Da die SCPI ein Unternehmen mit variablem Kapital ist, haben alle Gesellschafter das 
Recht, ihre Veranlagung ganz oder teilweise zu beenden. Die Bedingungen für die 
Rücknahme der Anteile an CORUM sind in Kapitel 2.25.1 dargelegt.

2.14. Vertriebs- und Verwaltungskosten, Managementkosten, jeweils nach Höhe 
und Verrechnungsform

2.14.1. Gebühren 

Allgemeines 

Sämtliche Beträge, die an die Verwaltungsgesellschaft zu bezahlen sind, sind nicht, unter 
welchen Umständen oder aus welchen Gründen auch immer, erstattungsfähig. Als 
Vergütung für ihre Leistungen erhält die Verwaltungsgesellschaft die folgenden Gebühren: 
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Zeichnungsgebühr

Bei Kapitalerhöhungen erhält die Verwaltungsgesellschaft eine Zeichnungsgebühr von 
11,964 % (einschließlich Steuern) des Zeichnungspreises, die von der Anteilsprämie
abgezogen wird.

Diese Zeichnungsgebühr deckt ab:

Kosten der Mittelbeschaffung in Höhe von 10,764 % einschließlich Steuern 
(Zeichnungsgebühr aktuell USt.-befreit gemäß § 261-C-1°e des französischen 
Steuergesetzbuchs)
Immobiliensuche- und Anlagekosten in Höhe von 1,20 % einschließlich Steuern 
(Gebühren aktuell USt.-befreit gemäß Art 135, 1, g) der Richtlinie 2006/112/EG des 
Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, 
"Mehrwertsteuerrichtlinie").

Verwaltungsgebühr 

Die Verwaltungsgesellschaft erhält eine Verwaltungsgebühr von 13,20 % (einschließlich 
Steuern) auf die erhaltenen Mieteinnahmen (ausschließlich Steuern) und die 
Nettofinanzeinnahmen, aufgeschlüsselt wie folgt:

8,40 % (einschließlich Steuern) für administratives Management, womit Büro- und 
Mitarbeiterkosten abgedeckt werden, die für die Führung der Gesellschaft benötigt 
werden (einschließlich Buchhaltung, Führung des Aktionärsverzeichnisses, Büros 
und Mitarbeiter) und Gewinnverteilung (Gebühren aktuell USt.-befreit gemäß 
Art 135, 1, g) der Mehrwertsteuerrichtlinie);
4 % exklusive Steuern, d. h. 4,80 % einschließlich Steuern (jeweils gültige 
Umsatzsteuer) für die Verwaltungsaufgaben zur Bewirtschaftung des 
Immobilienbestandes

Diese Verwaltungsgebühr ist quartalsweise zu entrichten. Sie wird direkt von der 
Verwaltungsgesellschaft in Form monatlicher Raten bei Einzug der Mieteinnahmen 
einbehalten.

Sie deckt sämtliche Büro- und Personalaufwendungen ab, die bei der Verwaltung der 
Gesellschaft (Buchhaltung, Führen des Anteilsregisters, Büro- und Personalkosten), der 
Vereinnahmung von Mieteinkünften und der Gewinnausschüttung anfallen. 

Die Verwaltungsgebühr deckt aber nicht Ausgaben ab, die durch den SCPI zu tätigen sind
und der für deren Bezahlung direkt verantwortlich ist, insbesondere:

Kosten für den Erwerb von Immobilien und verbundenen Rechten, deren 
Vermietung oder Verpachtung, einschließlich Grunderwerbssteuern und anderer
Steuern und Gebühren, die bei Kauf von Immobilien zu entrichten sind, 
Notargebühren und Gebühren, die an Urkundenersteller zu bezahlen sind, 
Immobilienmaklergebühren, Prüfgebühren, Rechtsberatergebühren usw.;
Kosten für Renovierungsarbeiten, einschließlich Honorare für Architekten- oder 
Planungsbüros und andere potenzielle Ausgaben;
Kosten für das technische Management, Instandhaltung, die Wartung, 
Reparaturarbeiten und Umbauten an den Immobilien;
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Versicherung, Steuern und Abgaben, Wasser- und Stromverbrauch sowie allgemein 
alle Kosten bezüglich der Immobilien;
Kosten für die Einberufung und das Abhalten von Gesellschafterversammlungen und 
Aufsichtsratssitzungen sowie Mitteilungen an die Gesellschafter;
Auslagen der Aufsichtsratsmitglieder;
Honorare für Abschlussprüfer;
Gutachter/Bewertungsgebühren und Prozesskosten;
Kosten für Werbung, Druck- und Versandkosten für die Kommunikation mit den 
Gesellschaftern;
Beiträge, Mitgliedsgebühren oder Abgaben an Behörden und Berufsverbände oder 
Wirtschaftsverbände.

Abtretungsgebühr 

Für Anteilsübertragungen, direkte Anteilsübertragungen und unentgeltliche Übertragungen 
ohne werthaltige Vergütung (Schenkungen/Erbe) erhält die Verwaltungsgesellschaft eine 
fixe Gebühr in Höhe von EUR 240,00, einschließlich Steuern (Gebühr USt.-befreit gemäß 
Artikel 135, 1, g) der Mehrwertsteuerrichtlinie), die von dem Verkäufer, Schenkenden oder 
Begünstigten, unabhängig von der Anzahl der übertragenen Anteile, zu tragen ist. 

Gebühr auf Kapitalerträge aus dem Verkauf von Immobilien

Die Verwaltungsgesellschaft erhält eine Gebühr ausschließlich bei Erreichen eines 
Kapitalgewinns. Diese Gebühr errechnet sich wie folgt: 

1 % des Nettoverkaufspreises, wenn dieser unter einem Betrag von EUR fünf (5) 
Millionen liegt;
0,75 % des Nettoverkaufspreises, wenn dieser über oder bei EUR fünf (5) Millionen 
liegt.

Diese Gebühr, die gemäß Art 135, 1, g) der Mehrwertsteuerrichtlinie USt.-befreit ist, wird 
am Tag der Unterzeichnung des endgültigen Kaufvertrags eingehoben.

Gebühr für die Aufsicht und Leitung von baulichen Maßnahmen am 
Immobilienbestand

Eine Gebühr für die Beaufsichtigung und Leitung von baulichen Maßnahmen an den 
Immobilien wird an die Verwaltungsgesellschaft ausschließlich für Arbeiten bezahlt, die zu 
einer Erweiterung der Mietfläche führen. Diese Gebühr beläuft sich auf 1 % (vor Steuern) 
des Betrags (vor Steuern) der baulichen Maßnahmen, die als Sachanlagen erachtet werden 
und ist zu entrichten, wenn diese Arbeiten anerkannt werden.

Andere Gebühren

Die Zahlung anderer Gebühren wird der Gesellschafterversammlung zur Genehmigung 
vorgelegt, um außergewöhnliche Kosten abzudecken, die zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung der Satzung nicht vorhersehbar waren und die aus neuen rechtlichen oder 
behördlichen Maßnahmen oder aus anderen rechtlichen, wirtschaftlichen oder 
gesellschaftsrechtlichen Umständen entstehen können. Die Entscheidung der 
Gesellschafterversammlung erfolgt nach Artikel L.214-106 des französischen Währungs-
und Finanzgesetzbuchs. 
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2.15. Angabe der Bewertungsgrundsätze

2.15.1. Der Nettoinventarwert 

Nach § 48 Abs. 5 Unterabs. 6 AIFMG wird der Nettoinventarwert (Net Asset Value; "NAV") 
von CORUM am Ende jedes Monats und zum 15. Tag jedes Monats veröffentlicht, sowie
jedes Mal, wenn eine Zeichnung oder eine Rücknahme erfolgt, sobald CORUM für den 
Vertrieb an Privatkunden und qualifizierte Privatkunden in Österreich zugelassen ist. 

Der NAV wird auf CORUMs Website veröffentlicht: www.corum-investment.at

Zum Zweck der NAV-Berechnung erfolgt die Bewertung der Finanzinstrumente im 
Eigentum von CORUM jedes Mal dann, wenn der Nettoinventarwert pro Anteil berechnet 
wird. Die Bewertung der anderen Vermögenswerte im Eigentum von CORUM, insbesondere 
Vermögenswerte wie Immobilien, erfolgt wenigstens einmal im Jahr, und immer dann, 
wenn es Hinweise gibt, wonach der letzte festgestellte Wert nicht mehr fair oder 
angemessen ist. Ein unabhängiger Immobilienbewerter verwendet den "Ansatz der 
Einnahmekapitalisierung" und bewertet dann die Konsistenz der Ergebnisse im Vergleich 
mit ähnlichen Transaktionen durch den "Verkaufsvergleichsansatz". Diese Bewertung wird 
in den nächsten vier Jahren jährlich aktualisiert. Der NAV basiert auf dem 
Realisierungswert eines unabhängigen Immobilienbewerters.

Bezüglich der Berechnung des Rücknahmepreises, siehe Punkt 2.25.1. 

2.15.2. Allgemeines zu den Bewertungsgrundsätzen

Der geschätzte Marktwert der Immobilien von CORUM erfolgt aus einer Bewertung, die alle 
fünf Jahre durchgeführt und jährlich durch einen unabhängigen Immobilienbewerter nach 
Genehmigung des durch die Verwaltungsgesellschaft vorgelegten Antrags durch die 
französische Finanzmarktbehörde ("AMF") aktualisiert wird. Dieser unabhängige 
Immobilienbewerter wird durch die Gesellschafterversammlung für einen Zeitraum von 
fünf Jahren bestellt.

Die Gesellschaft darf keine Immobilien von Gründern oder Konzernunternehmen, die im 
Eigentum der Gründer stehen, erwerben. 

2.15.3. Immobilienbewerter

Das Unternehmen BNP PARIBAS REAL ESTATE VALUATION FRANCE, mit eingetragenem 
Sitz in 167 quai de la bataille de Stalingrad, 92867 Issy-les-Moulineaux Cedex, Frankreich, 
wurde durch die Gesellschafterversammlung am 7. April 2016 für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem Geschäftsjahr 2016 als Immobilienbewerter bestellt. Den Vorschriften 
entsprechend ist das Ziel des Immobilienbewerters die Bestimmung oder Aktualisierung 
des geschätzten Marktwerts des Immobilienvermögens des SCPI. 

Dieser Immobilienbewerter wurde durch die französische Finanzmarktbehörde (AMF) 
genehmigt. Seine Bestellungsdauer endet während der Gesellschafterversammlung, die 
zur Feststellung der Abschlüsse für das Geschäftsjahr mit Ende zum 31. Dezember 2020 
abgehalten wird.
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2.15.4. Bewertungsgrundsätze 

Jedes neue Gebäude wird zum Zeitpunkt seines Erwerbs bewertet. Diese Bewertung ergibt 
sich aus einer Analyse der Immobilienvermögenswerte vor Ort, einer Studie des Markts für 
vergleichbare Immobilien und der Überprüfung aller rechtlichen Dokumente zu der 
Immobilie (Leasingverträge, technische Dokumente usw.). Die Bewertung wird jährlich 
aktualisiert und eine neue physische Bewertung erfolgt alle fünf Jahre.

Die Werte der Immobilien, die 2013, 2014, 2015 und 2016 erworben wurden, wurden im 
Dezember 2017 aktualisiert. Die Werte der Immobilien, die 2012 und 2017 erworben 
wurden, wurden im Dezember 2017 vor Ort bewertet.

Siehe auch oben (NAV). 

2.15.5. Rückstellungen für umfassende Arbeiten

Die Rückstellung für umfassende Wartungsarbeiten soll die Ausgaben decken, die durch 
große Wartungsarbeiten entstehen, die durch den Immobilienzustand verursacht werden.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass große Reparaturen, die auszuführen sind, 
durch ausreichende Rückstellungen in den Abschlüssen der Gesellschaft abgedeckt sind.

Die Rückstellung wird von Immobilie zu Immobilie, abhängig von einem mehrjährigen 
Arbeitsprogramm bestimmt.

2.16. Angabe allfälliger Belastungen

Siehe Punkt 6.2.4 zu der allgemeinen Möglichkeit für CORUM, Fremdkapital einzusetzen. 

Zum 31.12.2017 beträgt die Gesamtverschuldung von CORUM EUR 146.891.000. Siehe 
auch die Tabelle aus Schema D Punkt 6.2.9. 

2.17. Nähere Bestimmungen über die Erstellung des Rechnungsabschlusses und 
etwaiger Rechenschaftsberichte

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospekts bestand keine Pflicht, einen 
Rechenschaftsbericht gemäß § 14 KMG zu erstellen. Der Rechenschaftsbericht muss 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Ende des Geschäftsjahres erstellt werden (siehe 
auch 6.6).

2.17.1. Abschlüsse

Der Jahresabschluss besteht aus: 

einer Bilanz und einer Vermögensaufstellung, die eine Aufstellung der Aktiva und 
Passiva enthalten, 
eine Eigenkapitalveränderungsrechnung; 
eine Gewinn- und Verlustrechnung; 
Anhänge zu den Abschlüssen und ein schriftlicher Jahresbericht zur Gesellschaft. 
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Die Buchhaltungsregeln für die SCPIs unterliegen der Anordnung vom 26. April 1995 in der 
durch die Verordnung Nr. 2016-03 der französischen Buchhaltungsstandardbehörde (ANC) 
vom 15. April 2016 geänderten Fassung, die am 1. Januar 2017 in Kraft getreten ist.

Am Ende jeden Geschäftsjahres macht die Gesellschaft eine Bestandsaufnahme und erstellt 
ein Vermögensverzeichnis der Aktiva und Passiva der Gesellschaft zu dem jeweiligen 
Datum. Zusätzlich erstellt sie eine Eigenkapitalveränderungsrechnung, eine Gewinn- und 
Verlustrechnung und Anhänge zu den Abschlüssen, sowie einen schriftlichen Bericht zur 
Lage der Gesellschaft und zu ihren Geschäften während des abgeschlossenen
Geschäftsjahres.

Die Gesellschaft ist zur Anwendung des allgemeinen an SCPI angepassten Buchungsplans 
(plan comptable) (Artikel L.214-109 des französischen Währungs- und Finanzgesetzbuchs)
gemäß den durch Erlässe festgelegten Modalitäten verpflichtet, entsprechend der 
Anforderungen und Mitteln der Gesellschaft und unter Berücksichtigung der Art ihrer 
Geschäftsaktivität.

Im Lagebericht wird die Situation der Gesellschaft im vergangenen Geschäftsjahr und 
deren absehbare Entwicklung sowie wesentliche Ereignisse beschrieben, die zwischen dem 
Bilanzstichtag und dem Erstellungsdatum des Berichtes eingetreten sind.

Die Geschäftsführer der Verwaltungsgesellschaft weisen in einem Anhang zum Lagebericht 
Angaben über den Buchwert, den Realisationswert und den Wiederherstellungswert der 
Gesellschaft aus, die sie verwalten. Der Realisationswert entspricht der Summe des 
Verkehrswerts von Gebäuden und dem Nettowert sonstiger Vermögensgegenstände der 
Gesellschaft. Der Wiederherstellungswert der Gesellschaft entspricht dem 
Realisationswert, zuzüglich sonstiger bei der Vermögenswiederbeschaffung anfallender 
Kosten. 

Die Dokumente, die in diesem Absatz beschrieben sind, werden den Prüfern gemäß dem
französischen Währungs- und Finanzgesetzbuch zur Verfügung gestellt.

Die Erstellung der Jahresabschlüsse erfolgt jährlich im selben Format und unter 
Verwendung derselben Bewertungsmethoden wie in den vorherigen Geschäftsjahren. Die
Verwaltungsgesellschaft kann unter Einhaltung der rechtlichen Bedingungen der 
ordentlichen Gesellschafterversammlung Änderungen vorschlagen.

2.17.2. Prüfer

Aktueller Prüfer

Cabinet CAILLIAU DEDOUIT et ASSOCIES, 19 rue Clément Marot, 75008 Paris, Frankreich, 
vertreten durch Stéphane LIPSKI, wurde durch die erste Gesellschafterversammlung vom 
14. Februar 2012 bestellt; ihre Amtszeit endet nach der Gesellschafterversammlung, die
einberufen wird, um die Abschlüsse für das Geschäftsjahr 2018 zu bestätigten.

Ersatzprüfer

Herr Rémi SAVOURNIN, 19 rue Clément Marot, 75008 Paris, Frankreich, wurde durch die 
erste Gesellschafterversammlung vom 14. Februar 2012 bestellt; seine Amtszeit endet 
nach der Gesellschafterversammlung, die einberufen wird, um die Abschlüsse für das 
Geschäftsjahr 2018 zu bestätigten. 
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Bestellung der Prüfer

Die ordentliche Gesellschafterversammlung bestellt einen oder mehrere Prüfer für einen 
Zeitraum von sechs Geschäftsjahren. Ein Ersatzprüfer wird ebenfalls bestellt. Ihre 
Amtszeiten enden nach der ordentlichen Gesellschafterversammlung, die einberufen wird, 
um die Abschlüsse des sechsten Geschäftsjahres festzustellen. Der durch die 
Gesellschafterversammlung als Ersatz für einen anderen Prüfer bestellte Prüfer bleibt im 
Amt, bis die Amtszeit seines Vorgängers endet.

Der/die Prüfer wird/werden unter den Personen gewählt, die in der Liste enthalten sind, 
die in § L. 822-1 des französischen Handelsgesetzbuchs vorgesehen ist, und unterliegen 
den Ausschlusskriterien laut § 822-11 dieses Gesetzbuchs.

Insbesondere bestätigen sie, dass die Jahresabschlüsse einen wahrheitsgemäßen und 
fairen Eindruck der Lage der Gesellschaft darstellen und stellen eine gleiche Behandlung 
der Gesellschafter sicher.

Beschlüsse, die ohne ordnungsgemäß bestellter Prüfer gefasst werden sollen oder die im 
Zusammenhang mit einem Bericht eines Prüfers zu treffen sind, der entgegen 
Artikel L.822-1 und 822-11 bestellt worden ist oder die Tätigkeit ausübt, sind nichtig. Die 
Nichtigkeitserklärung erlischt, wenn die betreffenden Beschlüsse durch eine 
Gesellschafterversammlung auf der Grundlage eines Berichts von ordnungsgemäß 
bestellten Abschlussprüfern ausdrücklich bestätigt werden.

Verantwortlichkeiten und Vollmachten

Die Abschlussprüfer bestätigen die Wahrheit und die Angemessenheit des Inventars und
prüfen insbesondere, ob die Jahresabschlüsse ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Finanzierung der Gesellschaft abgeben, und tragen Sorge für die 
Gleichbehandlung der Gesellschafter.

Sie haben die Geschäftsbücher und Vermögensgegenstände der Gesellschaft sowie die 
Ordnungsmäßigkeit und Richtigkeit der den Gesellschaftern übermittelten Informationen 
fortlaufend zu prüfen und sich davon zu überzeugen, dass dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung der Gesellschafter entsprochen wird. Die Abschlussprüfer können 
jederzeit während des Jahres gemeinsam oder gesondert alle Prüfungen und Kontrollen 
durchführen, die sie für angemessen halten. Sie können auch die Vorlage aller Dokumente, 
die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben für zweckdienlich erachten, vor Ort verlangen.

Sie teilen der Verwaltungsgesellschaft und dem Aufsichtsrat jene Informationen mit, die in 
Artikel L.225-237 des französischen Handelsgesetzbuchs vorgesehen sind. Die Prüfer 
werden zu den Sitzungen, in der die Verwaltungsgesellschaft die Abschlüsse für das 
beendete Geschäftsjahr feststellt, und zu allen Gesellschafterversammlungen geladen.

Ihre Pflichten umfassen die in Artikel L.225-236 und L.234-2 des französischen 
Handelsgesetzbuchs angeführten Pflichten. Sie halten die Anforderungen ein, die in 
Artikel L.225-240 des französischen Handelsgesetzbuchs angeführt sind.

Eine Neubewertung von Aktiva ist nur zulässig, sofern die Abschlussprüfer der 
Gesellschafterversammlung einen Sonderbericht vorlegen und dieser von der 
Gesellschafterversammlung genehmigt wird.



30

Gebühren und Haftung

Die Gebühren des Prüfers/der Prüfer sind durch die Gesellschaft zu bezahlen und werden 
gemäß dem für Aktiengesellschaften (sociétés anonymes) anwendbaren Recht, das in 
Artikel L.822-11 des französischen Handelsgesetzbuchs beschrieben ist, festgelegt. Die 
Haftung der Prüfer ist in Artikel L.822-17 des französischen Handelsgesetzbuchs
beschrieben.

2.18. Bestimmungen über die Ausschüttung und Verwendung des 
Jahresüberschusses/Jahresgewinnes

2.18.1. Allgemeines 

Einmal jährlich nimmt die ordentliche Gesellschafterversammlung die Berichte der 
Verwaltungsgesellschaft und des Aufsichtsrats zu Unternehmensangelegenheiten und den 
Angelegenheiten des Prüfers entgegen. Sie genehmigt die Bücher und fasst Beschlüsse 
über die Gewinnverteilung und die Ausschüttung von Gewinnen.

2.18.2. Buchhaltungsvorschriften für die Ausschüttung von Gewinnen 

Der Nettogewinn der Gesellschaft für ein Geschäftsjahr berechnet sich aus den während 
des Jahres erhaltenen Einnahmen, nach Abzug von Gemeinkosten und anderen Ausgaben, 
einschließlich aller Rücklagen und unter Berücksichtigung von Abschreibungen.

Die Gesellschafterversammlung entscheidet über die Gewinnverteilung, sohin welcher 
Anteil der Gewinne an die Gesellschafter als Dividenden auszuschütten ist. Der 
ausschüttungsfähige Gewinn umfasst den Nettogewinn des Geschäftsjahres minus aller 
Verluste aus vorherigen Jahren und zuzüglich aller Gewinnrücklagen.

Gemäß der Satzung kann die Verwaltungsgesellschaft während des Jahres entscheiden, 
monatliche Zwischendividenden auszuschütten, die von dem ausschüttungsfähigen Gewinn 
abzuziehen sind und im Verhältnis zu der Anzahl der gehaltenen Anteile sowie in 
Entsprechung des Datums des Anwachsen der Dividenden, auszubezahlen sind, sofern die 
durch einen Abschlussprüfer geprüfte Bilanz ausweist, dass die Gesellschaft während des 
Geschäftsjahres und nach angemessener Amortisierung und Bildung entsprechender 
Rücklagen nach Abzug aller Verluste aus Vorjahren oder Ergänzungen von 
Gewinnrücklagen einen Nettogewinn ausgewiesen hat, der den Betrag der 
Zwischendividenden übersteigt.

Diese Zwischendividenden sind innerhalb von 30 Tagen nach dem Ende des jeweiligen 
Buchhaltungszeitraums zu bezahlen.

Interne Maßnahmen zielen darauf ab, sicherzustellen, dass alle ausgeschütteten 
Dividenden durch Gewinne abgedeckt werden.

2.18.3. Ausschüttung von Gewinnen

Die Gesellschafterversammlung kann beschließen, zusätzlich zu den ausschüttungsfähigen 
Gewinnen, auch Beträge aus den verfügbaren Rücklagen auszuschütten. Diese 
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Entscheidung muss ausdrücklich die Rücklagenkonten angeben, von denen diese Beträge
entnommen werden.

Ausschüttungsfähige Beträge umfassen die gesamten ausschüttungsfähigen Gewinne und 
Rücklagen, die der Gesellschafterversammlung zur Verfügung stehen. Nach der 
Feststellung der Abschlüsse und der Anerkennung der ausschüttungsfähigen Beträge,
entscheidet die Gesellschafterversammlung darüber, welcher Anteil dieser Beträge den 
Gesellschaftern als Dividenden auszuschütten ist.

Dividenden, die in Abwesenheit eines Vermögensbestandes oder unter Verwendung eines 
gefälschten Vermögensaufstellung ausgeschüttet werden, werden als ungültig betrachtet. 
Zwischendividenden für vorhergehende oder aktuelle Geschäftsjahre, die vor der 
Bestätigung der Jahresabschlüsse für das jeweilige Geschäftsjahr ausgeschüttet werden, 
werden unter folgenden Umständen als gültig betrachtet:

wenn die Gesellschaft nach der Ausschüttung, die für das vorherige Geschäftsjahr
genehmigt wurde, über Rücklagen verfügt, die höher sind, als der Betrag der 
Zwischendividenden,
wenn eine Bilanz, die während des Geschäftsjahres oder an seinem Ende erstellt 
und durch einen der Abschlussprüfer geprüft worden ist, ausweist, dass die 
Gesellschaft für das Geschäftsjahr nach möglichen Abschreibungen, der Bildung von 
erforderlichen Rücklagen und nach Abzug vorheriger Verluste (insoweit vorhanden), 
einen Nettogewinn ausweist, der höher ist, als der Gesamtbetrag der 
Zwischendividenden. Die Verwaltungsgesellschaft kann entscheiden, 
Zwischendividenden auszuschütten und den Betrag und das Zahlungsdatum dafür 
festlegen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt:

basierend auf Zwischenabschlüssen aus dem Posten "Veräußerungsgewinne oder -
verluste aus dem Verkauf von Immobilien" Beträge auszuschütten, wenn die 
Abschlussprüfer der Gesellschaft für jede Ausschüttung bestätigen, dass die 
jeweiligen Beträge ausschüttungsfähig sind;
im Namen und im Auftrag des jeweiligen Gesellschafters, alle Steuern, Beiträge und 
Abgaben zu bezahlen, die aufgrund des Verkaufs von Immobilien durch die SCPI 
während eines Geschäftsjahres entstehen.

2.19. Letzter Rechenschaftsbericht samt Bestätigungsvermerk

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospekts bestand keine Pflicht, einen 
Rechenschaftsbericht gemäß § 14 KMG zu erstellen. Der Rechenschaftsbericht muss 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Ende des Geschäftsjahres erstellt werden (siehe 
auch 6.6). 
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2.20. Darstellung des Kaufpreises der Veranlagung samt aller Nebenkosten 

2.20.1. Berechnung des Zeichnungspreises 

Allgemeines 

Die Anteile werden zum Nennwert zuzüglich eines Aufschlages ausgegeben, um die 
Gleichbehandlung bestehender und neuer Gesellschafter sicherzustellen, wobei die 
folgenden Beträge abgezogen werden können:

Steuern, Abgaben und Gebühren im Zusammenhang mit dem Erwerb von 
Immobilien, 
Bearbeitungsgebühren und Immobiliensuche- und Anlagekosten, 
Kosten der Mittelbeschaffung, die in der Zeichnungsgebühr enthalten sind, die an 
die Verwaltungsgesellschaft bezahlt werden.

Festlegung des Zeichnungspreises und seiner Bestandteile 

Der Betrag der Anteilsprämie wird durch die Verwaltungsgesellschaft festgelegt.

Die Anteilsprämie beinhaltet eine Zeichnungsgebühr, die die Kosten für Immobiliensuche, 
Veranlagung und die Kosten der Mittelbeschaffung abdeckt. Der Zeichnungspreis und seine 
Bestandteile werden der Öffentlichkeit in dem Quartalsnewsletter übermittelt und in dem 
Zeichnungsformular genauer beschrieben.

Der Zeichnungspreis kann durch Entscheidung der Verwaltungsgesellschaft geändert 
werden. Er basiert auf dem Wiederherstellungswert der Gesellschaft, das ist jener Betrag, 
der unter den aktuellen Marktbedingungen zu bezahlen wäre, um die Vermögenswerte der 
Gesellschaft mit identischen Vermögenswerten zu ersetzen. Der Wiederherstellungswert 
der Gesellschaft entspricht dem Realisationswert, einschließlich der Erwerbskosten für den 
Ersatz von Vermögenswerten (Erwerbskosten der Immobilien, Kosten der 
Mittelbeschaffung und Immobiliensuchkosten der Veranlagungen usw.).

Der Zeichnungspreis der SCPI-Anteile, der durch die Verwaltungsgesellschaft festgelegt 
wird, ist ein wesentlicher Bestandteil der Veranlagungen jedes Anlegers, da der 
Rücknahmepreis üblicherweise auf dem Zeichnungspreis basiert, wie in Punkt 2.25.1
(Rücknahme) beschrieben. 

Der Realisationswert entspricht dem geschätzten Verkehrswert der Immobilien plus den 
Nettowerten der anderen Vermögenswerte der Gesellschaft. Den Vorschriften 
(Artikel L.214-94 des französischen Währungs- und Finanzgesetzbuchs) entsprechend 
bleibt der Zeichnungspreis in dem Bereich von plus/minus 10 % des 
Wiederbeschaffungswert pro Anteil, sofern nichts anderes durch die französische 
Marktaufsichtsbehörde (AMF) genehmigt ist. Der realisierbare Wert und der 
Wiederherstellungswert, der jährlich durch die Verwaltungsgesellschaft genehmigt wird, 
unterliegen Beschlussvorschlägen, die der jährlichen ordentlichen 
Gesellschafterversammlung vorzulegen sind.

2.20.2. Zeichnungspreis 

Der Zeichnungspreis für die Anteile wurde am 1. Juni 2018 mit EUR 1.075 festgelegt. Die 
Anteile sind bei Zeichnung vollständig zu bezahlen. 
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Die Bedingungen gelten seit 1. Juni 2018:

Zeichnungspreis:
Nennwert: € 862
Anteilsprämie: € 213
Einschl. Zeichnungsgebühr für:

Kosten der Mittelaufnahme € 115,71
Immobiliensuche und Anlagekosten € 12,90
Andere Verwaltungs- und Rechtskosten 
(z. B. Makler, Notar) € 84,39

Gesamtzeichnungspreis einschließlich aller Kosten: € 1.075

Bei Zeichnung erhält die Verwaltungsgesellschaft eine Zeichnungsgebühr von 11,96 %
(einschließlich Steuern) des Zeichnungspreises, die von der Anteilsprämie einbehalten 
wird. Siehe Punkt 2.14.1 für Details zur Zeichnungsgebühr.

Diese Zeichnungsbedingungen sind im Zeichnungsformular beschrieben und sind im 
offiziellen französischen Journal unter verpflichtenden rechtlichen Mitteilungen "BALO" zu 
veröffentlichen.

Alle Änderungen dieser Zeichnungsbedingungen werden im Quartalsnewsletter 
veröffentlicht. Änderungen der Emissionsbedingungen (Preis, Dividendenrechte usw.) 
werden im BALO veröffentlicht.

Neue Anteile können nicht ausgegeben werden, um das Stammkapital zu erhöhen, bis:

das ursprüngliche Stammkapital vollständig eingezahlt ist und
alle Anteilsrücknahmeanträge, die in dem Verzeichnis der AMF gemäß den
allgemeinen Regeln, Artikel 422-218 erfasst sind, zu einem Preis unter oder in Höhe 
des Zeichnungspreises erfüllt wurden.

2.20.3. Zahlung des Zeichnungspreises 

Das Zeichnungsformular ist ordnungsgemäß auszufüllen, zu unterzeichnen und der 
Verwaltungsgesellschaft zusammen mit der Zahlungsbestätigung vorzulegen.

Das Zeichnungsformular beschreibt die Bedingungen der Zeichnung, insbesondere den 
Zeichnungspreis und das Datum, an dem die Dividenden für den neuen Gesellschafter 
anzuwachsen beginnen.

Die Anteile sind bei Zeichnung vollständig einzuzahlen, einschließlich ihres Nennwerts und 
der Anteilsprämie, die die Zeichnungsgebühr enthält. Andernfalls ist die Zeichnung ungültig 
und werden alle Beträge, die bereits eingezahlt wurden, vollständig und für den Anleger 
gebührenfrei zurückbezahlt.

Nimmt ein Anleger einen Kredit für die Zeichnung der Anteile auf, werden die Anteile dann 
als vollständig eingezahlt betrachtet, wenn ihr Preis durch Scheck oder Banküberweisung 
tatsächlich vollständig bezahlt wurde.

Die Anleger werden auf die Risiken hingewiesen, die im Zusammenhang mit dem Kauf von 
Anteilen auf Kredit verbunden sind (siehe Punkt 5.2.1). 
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Das Zeichnungsformular und die Bestätigung der Bezahlung der Anteile sind an folgende 
Adresse zu senden (Einschreiben wird empfohlen): 

CORUM
Fleischmarkt 1/6/12
1010 Wien 

Schecks und Banküberweisungen sind zu Gunsten CORUM Origin SCPI auszustellen (siehe 
Punkt 2.2). 

2.21. Art und Umfang einer Absicherung der Veranlagung durch Eintragung in 
öffentliche Bücher

Es bestehen keine Sicherheit für die Veranlagungen in Corum. 

2.22. Angabe über zukünftige Wertentwicklungen der Veranlagung

CORUM investiert in Immobilien. Daher ist die Entwicklung der Veranlagung von 
verschiedenen externen Faktoren abhängig, wie etwa: 

allgemeines Preisniveau auf dem Immobilienmarkt; 
Miethöhe; 
Leerstandrate.

Alle Daten zu in der Vergangenheit geleisteten Dividenden oder Daten zu 
Wertentwicklungen der Veranlagung in der Vergangenheit sind keine zuverlässigen 
Indikatoren für die Zukunft. Daher kann die Gesellschaft keine Informationen zu den 
Zukunftsaussichten der Veranlagung geben. 

Anleger sollten die wesentlichen Risiken in Zusammenhang mit einer indirekten 
Veranlagung in Immobilien in Betracht ziehen. Siehe Punkt 3 (Risiken und Gelegenheiten 
der Veranlagung) und Punkt 5.2.1 (Risiken). 

2.23. Bedingungen und Berechnung des Ausgabepreises für Veranlagungen, die 
nach Schluss der Erstemission begeben werden

Aktuell sind keine weiteren Emissionen geplant. Das Gesamtausgabevolumen in Österreich 
beträgt EUR zehn (10) Millionen. Das Emissionsvolumen kann erhöht werden, muss jedoch 
innerhalb des maximal genehmigten Stammkapitals von EUR 2.000.000.332 bleiben. 
Dieser Betrag wurde von der Gesellschafterversammlung am 7. Dezember 2017 festgelegt. 

Sollte das Emissionsvolumen in Österreich erhöht werden, wird ein Nachtrag zum Prospekt 
veröffentlicht. 

2.24. Angaben über allfällige Bezugsrechte der vorhandenen Anleger und deren 
Bezugspreise im Falle einer Erhöhung des Veranlagungsvolumens, 
Angaben, in welcher Form die Substanz- und Ertragszuwächse der 
bestehenden Anleger gegenüber den neuen Anlegern gesichert sind

Aktuell bestehen keine Bezugsrechte (siehe auch 2.23). 
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2.25. Darlegung der Möglichkeiten und Kosten einer späteren Veräußerung der 
Veranlagung

Allgemeine Regeln zu Ausstiegsbedingungen

Weder CORUM noch die Verwaltungsgesellschaft können garantieren, dass Gesellschafter
in der Lage sein werden, eine Rücknahme ihrer Anteile zu erreichen. 

Es bestehen zwei Möglichkeiten für Gesellschafter, ihre Veranlagung ganz oder teilweise 
gemäß den Regeln und Beschränkungen der Satzung abzutreten:

Ausstiegsoption 1: Verkauf der Anteile (Übertragung); das bedeutet, dass der 
Gesellschafter auf eigene Initiative einen neuen Anleger findet, der bereit ist, in 
CORUM zu investieren; die Verwaltungsgesellschaft handelt nicht als Garantiegeber 
für die Transaktion (siehe "Übertragung" nachfolgend);
Ausstiegsoption 2: die Rücknahme der Anteile (Rücknahme) wird bei der 
Verwaltungsgesellschaft beantragt (siehe "Rücknahme" nachfolgend).

Sollten Rücknahmen (Ausstiegsoption 2) ausgesetzt sein, verbleibt als einzige Möglichkeit, 
sich von der Veranlagung zu trennen, der Verkauf der Anteile an einen neuen Anleger 
(Ausstiegsoption 1).

Jeder Gesellschafter hält mindestens einen Anteil oder Bruchteile eines Anteils, die 
mindestens einem Anteil entsprechen.

Sollten Rücknahmen ausgesetzt sein, können Anleger unter den Bedingungen, die im 
Folgenden beschrieben werden, Anteile nur auf dem Sekundärmarkt verkaufen. Ein Anleger 
muss dabei selbst einen Käufer finden (Ausstiegsoption 1), weil es keinen organisierten 
sekundären Markt gibt. 

Ausstiegsoption 1: Übertragung 

Register der Rücknahmeanträge

Transaktionen zwischen den Gesellschaftern und zwischen Gesellschaftern und Dritten 
werden als "Direktübertragungen" betrachtet. Übertragungen können frei zwischen den 
Parteien vereinbart werden (dies umfasst auch den Kaufpreis, falls einer solcher 
vorgesehen ist), wobei Übertragungen im Anteilsverzeichnis von CORUM einzutragen sind 
und dem folgenden Verfahren unterliegen:

Es ist zu beachten, dass gemäß Artikel L. 211-14 des Währungs- und Finanzgesetzbuchs
Anteile an einem SCPI (wie CORUM) keine übertragbaren Wertpapiere sind. Daher können 
die Anteilszertifikate nicht durch Übertragung der Anteilszertifikate auf dem Kapitalmarkt 
gehandelt werden. 

Will ein Gesellschafter seine Anteile verkaufen, hat er ohne Unterstützung der 
Verwaltungsgesellschaft einen Käufer zu finden und sämtliche Formalitäten für die 
Übertragung der Anteile durchzuführen. Die jeweiligen Anteilszertifikate werden bei einer 
Übertragung an einen neuen Anleger (den Käufer) durch die Verwaltungsgesellschaft
zurückgenommen und neue Anteile an den Käufer ausgestellt, der auch ein neues 
Anteilszertifikat erhält.
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Jede Transaktion führt zu einem neuen Eintrag im Anteilsregister, der als 
Übertragungsurkunde gemäß § 1865 des französischen Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt. Ab
dem Zeitpunkt der Eintragung der Transaktion in das Gesellschafterverzeichnis, kann die 
Eigentumsübertragung gegen die Gesellschaft und Dritte durchgesetzt werden. 

Alle Anteilsübertragungen sind ab dem Datum, an dem sie im 
Anteilsübertragungsverzeichnis eingetragen sind, wirksam. Die Rechte eines
Gesellschafters ergeben sich aus der Aufnahme des neuen Gesellschafters in dem 
Gesellschafterverzeichnis der Gesellschaft.

Dokumentation, die an die Gesellschaft zu übermitteln ist

Für alle neuen Einträge im Anteilsübertragungsverzeichnis, sind die jeweiligen 
Anteilszertifikate der eingetragenen Anleger an die Gesellschaft zurückzugeben. Die Anteile 
können nicht übertragen werden, indem das jeweilige Anteilszertifikat an den Käufer 
übergeben wird.

Übertragungen sind durch den Verkäufer der Verwaltungsgesellschaft mitzuteilen, wobei 
folgende Unterlagen vorzulegen sind:

der Übertragungsbeleg, unterzeichnet durch den Eigentümer der Anteile und unter 
Angabe des Vor- und Nachnamens, der Adresse des neuen Anteilsinhabers (Käufer)
und der Anzahl der übertragenen Anteile,
eine schriftliche Annahmebestätigung der Übertragung durch den neuen 
Anteilsinhaber (Käufer),
der Zahlungsnachweis für die Übertragungssteuern an die Steuerbehörden (falls
eine Steuer anfällt),
die notarielle oder private Urkunde über die Übertragung (falls notwendig).

Der Kaufpreis wird zwischen dem Verkäufer und dem Käufer vereinbart. Der Käufer bezahlt 
den vereinbarten Betrag (falls ein solcher vereinbart wird) direkt an den Verkäufer. Wenn 
die Formalitäten wie oben beschrieben abgeschlossen sind, stellt die 
Verwaltungsgesellschaft ein neues Anteilszertifikat an den Käufer aus.

Dividendenbezugsrecht

Ab dem letzten Tag jenes Monats, der der Eintragung der Übertragung der Anteile im 
Anteilsverzeichnis vorangeht, wachsen dem Verkäufer keine Zwischendividenden mehr an. 
An diesem Tag enden auch alle anderen, mit den Anteilen verbundenen Rechte des 
Verkäufers. Für den Käufer wachsen Zwischendividenden in Verbindung mit den Anteilen 
ab dem ersten Tag des Monats der Eintragung im Anteilsverzeichnis an.

Anteilsübertragungen unterliegen keiner weiteren Genehmigung. Vom Verkäufer vor der 
Aufnahme der Übertragung in das Anteilsübertragungsverzeichnis erhaltene 
Zwischendividenden sind nicht erstattungsfähig und der Käufer hat keinen Anspruch auf 
solche Dividenden.

Gebühren

Für Anteilsübertragungen, direkte Anteilsübertragungen und (unentgeltliche) 
Übertragungen ohne werthaltige Vergütung (Schenkung/Erbe), erhält die 
Verwaltungsgesellschaft eine fixe Gebühr in Höhe von EUR 240,00 einschließlich Steuern 
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(Gebühr aktuell USt.-befreit gemäß § 135, 1, g) der Mehrwertsteuerrichtlinie), von dem 
Verkäufer, Geschenkgebern oder den Nutznießern, unabhängig von der Anzahl der 
übertragenen Anteile. 

Anteilsübertragungen gegen eine werthaltige Vergütung unterliegen einer 
Eintragungsgebühr in Höhe von 5 % (netto), die vom Käufer an die
Verwaltungsgesellschaft zu bezahlen ist. 

Ausstiegsoption 2: Rücknahmen

Gesellschafter sind berechtigt, die Veranlagung unter den folgenden Voraussetzungen ganz 
oder teilweise an die Gesellschaft zurückzugeben. Das Stammkapital darf jedoch aufgrund 
von Rücknahmen nicht unter den höchsten der drei folgenden Beträge fallen:

10 % des maximal genehmigten Stammkapitals,
90 % des gezeichneten Stammkapitals, das während der letzten 
Gesellschafterversammlung festgestellt wurde,
rechtliches Mindestkapital für Immobilienanlageunternehmen (französische 
sociétés civiles de placement immobilier, SCPI), d. h. EUR 760.000.

Um ein flexibles Management bei Rücknahmen sicherzustellen, kann die
Gesellschafterversammlung einen Rücknahmefonds einrichten und den Betrag festlegen, 
der diesem Fonds zugewiesen wird. Derzeit ist kein Rücknahmefonds errichtet.

Sollten Rücknahmeanträge dazu führen, dass das Stammkapital unter die obigen Beträge 
fallen würde, würde es zu einer Aussetzung der Rücknahmen kommen und das 
Unternehmen würde Vermögenswerte verkaufen, um die Rücknahmeanträge erfüllen zu 
können (siehe unten). 

Rücknahmeanträge unterliegen den Bestimmungen der Artikel 422-218 und 422-219 der 
allgemeinen Vorschriften der AMF.

Rücknahmebedingungen und Auswirkungen

Wenn kein Rücknahmefonds eingerichtet worden ist und die Verwaltungsgesellschaft einen
Rücknahmeantrag erhält, gibt es zwei mögliche Situationen:

1. Der Betrag der Zeichnungsanfragen ist höher als, oder entspricht dem Betrag des
Rücknahmeantrags: In diesem Fall werden die Anteile auf Grundlage des aktuellen 
Zeichnungspreises minus der Zeichnungsgebühr, die an die Verwaltungsgesellschaft 
bezahlt wird, zurückgenommen,

2. Die Verwaltungsgesellschaft stellt fest, dass Rücknahmeanträge, die in das Verzeichnis 
aufgenommen worden sind und mindestens 10 % jener Anteile ausmachen, die durch 
die Gesellschaft ausgegeben worden sind, in den letzten 12 Monaten nicht erfüllt 
worden sind: In diesem Fall informiert die Verwaltungsgesellschaft gemäß 
Artikel L.214-93 des französischen Währungs- und Finanzgesetzbuchs umgehend die 
französische Finanzmarktaufsichtsbehörde (AMF) und beruft innerhalb der folgenden 
zwei Monate eine außerordentliche Gesellschafterversammlung ein, um 
vorzuschlagen, entweder den Zeichnungspreis zu senken oder eine oder mehrere 
Immobilien gemäß Artikel L.214-114 des französischen Währungs- und 
Finanzgesetzbuchs zu verkaufen.
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Im zweiten Fall unterrichtet die Verwaltungsgesellschaft die Gesellschafter, dass die
Rücknahme verschoben werden muss. 

Rücknahmeverzeichnis

Rücknahmeanträge, die der Verwaltungsgesellschaft mitgeteilt werden, werden 
zentralisiert und in chronologischer Reihenfolge des Empfangs in einem Verzeichnis, das 
am eingetragenen Sitz der Gesellschaft geführt wird, eingetragen und berücksichtigt.

Rücknahmepreis

Rücknahmen erfolgen auf Grundlage des Rücknahmepreises, der für die beiden oben 
genannten Fälle jeweils wie folgt festgelegt wird:

EUR 946,39 pro Anteil seit dem 1. Juni 2018. Dieser Preis entspricht dem 
aktuellen Zeichnungspreis von EUR 1.075 minus der Zeichnungsgebühr von 
EUR 128,61 (einschließlich Steuern) oder 
dem neuen realisierbaren Wert, der nach Verkauf von einer oder mehreren 
Immobilien bestimmt wird (siehe Fall 2 oben). 

Wenn der Rücknahmepreis verringert wurde, informiert die Verwaltungsgesellschaft die 
Gesellschafter, die die Rücknahme ihrer Anteile verlangt haben, per Einschreiben mit 
Rückschein spätestens am Tag vor der Ausführung der Rücknahme darüber. (1) Reagiert 
der betroffene Gesellschafter nicht innerhalb von 15 Tagen ab dem Datum des Eingangs 
dieses Einschreibens bei ihm, wird der Rücknahmeantrag als zum aktuellen 
Rücknahmepreis aufrechterhalten betrachtet. Diese Informationen sind in dem 
Mitteilungsschreiben anzugeben. (2) Antwortet der Gesellschafter, kann er sich 
entscheiden, seinen Anteil zu behalten; in diesem Fall wird der Rücknahmeantrag storniert.

Wenn eine Rücknahme nicht einer Zeichnung gegenübersteht, darf sie nicht zu einem Preis 
ausgeführt werden, der höher ist, als der realisierbare Wert, oder geringer als 90 % des 
realisierbaren Werts, sofern nichts anderes durch die AMF genehmigt wird.

Dokumentation, die an die Gesellschaft zu übermitteln ist

Rücknahmeanträge sind der Verwaltungsgesellschaft per Einschreiben mit Rückschein 
zusammen mit den jeweiligen Anteilszertifikaten mitzuteilen.

Diese Anteile sind zu stornieren. Die Gesellschafter werden per E-Mail über die Stornierung 
ihrer Anteile informiert. 
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2.26. Leistungen der Verwaltungsgesellschaft und die dafür verrechneten 
Kosten

2.26.1. Allgemeines 

CORUM wird durch CORUM Asset Management geführt, einer Verwaltungsgesellschaft, die 
nach französischem Recht eingetragen ist, französischem Recht unterliegt, und durch die 
AMF zugelassen ist.

2.26.2. Zuständigkeiten und Vollmachten der Verwaltungsgesellschaft

Die Verwaltungsgesellschaft ist zu allen Handlungen im Namen der Gesellschaft berechtigt, 
die zur Erreichung des Gesellschaftszwecks notwendig und erforderlich sind. 

Insbesondere berechtigt diese Ermächtigung die Verwaltungsgesellschaft zu folgenden 
Tätigkeiten:

Verwaltung der Gesellschaft und Vertretung gegenüber Dritten und Behörden,
Verwaltung von Zeichnungen und Rücknahmen von Anteilen an CORUM,
Erwerb von Immobilien unter Beachtung des Ziels der Gesellschaft, Abschlüsse von 
Kaufverträgen, die die Gesellschaft berechtigen und verpflichten, wobei die 
Verpflichtungen insbesondere auch Zahlungsverpflichtungen von Gebühren und 
Kaufpreisen sowie Offenlegungsverpflichtungen umfassen und die Vornahme aller 
notwendigen Handlungen beinhalten,
Abschluss von Miet- und Pachtverträgen mit Laufzeiten, Preisen, Gebühren und 
Bedingungen, die die Verwaltungsgesellschaft für angemessen erachtet,
Entgegennahme von Beträgen, die an die Gesellschaft zu bezahlen sind, Bezahlung
von Beträgen für die Gesellschaft, für die die Gesellschaft haftet, Feststellung von 
Kontoabschlüssen bei Gläubigern und Schuldnern sowie Ausstellung von Belegen 
und Freistellungen,
Abschluss von Versicherungsverträgen,
Führung von Gerichtsstreitigkeiten als Kläger oder Beklagter,
Entscheidung über, und Beauftragung von, Instandhaltungs-, Reparatur-, 
Verbesserungs-, Erweiterungs- und Instandsetzungsarbeiten an den Immobilien 
der Gesellschaft und Entscheidung über Angebote und Verträge zu diesem Zweck,
Eröffnung und Führung von Postscheckkonten und Bankkonten,
Erstellung und Empfang aller Korrespondenz der Gesellschaft und Annahme aller 
Briefe und Pakete, die per Einschreiben an die Gesellschaft verschickt werden,
Feststellung der Jahresabschlüsse der Gesellschaft und Vorlage dieser bei 
Gesellschafterversammlungen,
Einberufung und Vorsitz bei Gesellschafterversammlungen, Einladung der 
Gesellschafter, Erstellung der Tagesordnung und Durchsetzung der 
Entscheidungen.

Die Verwaltungsgesellschaft darf nur bis zu dem durch die ordentliche 
Gesellschafterversammlung vorgeschriebenen Betrag Geld im Namen der Gesellschaft 
leihen, Schulden aufnehmen und Terminkaufverträge oder Kreditkäufe tätigen.

Da die Verwaltungsgesellschaft nur die Geschäftsführung der Gesellschaft durchführt, geht 
sie keine persönliche Haftung ein, die sich aus den Verpflichtungen der Gesellschaft ergibt, 
und haftet nur im Zusammenhang mit der Ausübung ihres Mandats.
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Die Verwaltungsgesellschaft schließt eine Versicherungspolizze ab, die die Verantwortung 
der Gesellschaft bezüglich ihrer Immobilien abdeckt. 

CORUM wird durch CORUM AM vertreten. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann alle Befugnisse, die ihr übertragen worden sind, unter 
ihrer eigenen Verantwortung zu einem Zweck oder zu mehreren Zwecken und für einen 
begrenzten Zeitraum an einen Vertreter ihrer Wahl übertragen. Diesfalls überträgt die 
Verwaltungsgesellschaft alle oder einen Teil ihrer Vergütung auf ihre Bevollmächtigten, 
ohne dass die Bevollmächtigten zu irgendeinem Zeitpunkt als Beauftragte der Gesellschaft 
erachtet werden oder einen direkten Anspruch gegen die besagte Gesellschaft geltend 
machen.

Die Verwaltungsgesellschaft darf unter ihrem eigenen Namen keine Beträge
entgegennehmen, die für die Gesellschaft vorgesehen sind.

Aufsichtsrat von CORUM

Siehe Punkt 6.3.2. 

2.26.3. Gebühren 

Bezüglich der Verwaltungsgebühr, siehe Punkt 2.14.1 (Verwaltungsgebühr). 

2.27. Kündigungsfristen seitens der Verwaltungsgesellschaften

CORUM AM wird durch die Satzung zeitlich unbegrenzt als Verwaltungsgesellschaft bestellt. 

Gemäß Artikel L.214-98 des französischen Währungs- und Finanzgesetzbuchs kann die 
Verwaltungsgesellschaft unabhängig von der Art ihrer Bestellung durch eine 
Gesellschafterversammlung mit derselben Mehrheit wie bei ihrer Bestellung abberufen 
werden. Diese Abberufung kann zu Schadensersatzforderungen führen, wenn sie 
unberechtigt erfolgt. Darüber hinaus kann die Verwaltungsgesellschaft gerichtlich aus 
wichtigen Gründen auf Antrag eines Gesellschafters abberufen werden.

Die Funktion der Verwaltungsgesellschaft kann bei ihrer Auflösung, Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über deren Vermögens, Liquidierung, Rücktritt oder bei Rücknahme 
der Zulassung durch die AMF gekündigt werden.

Sollte die Tätigkeit der Verwaltungsgesellschaft beendet werden, wird die Verwaltung der 
Gesellschaft von einer anderen Verwaltungsgesellschaft übernommen, die durch die AMF 
zugelassen ist und durch die Gesellschafterversammlung gemäß der Satzung zu bestellen 
ist. Die Gesellschafterversammlung wird so schnell wie möglich entweder durch den 
Aufsichtsrat oder durch die scheidende Verwaltungsgesellschaft einberufen. 
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2.28. Bestimmungen über die Abwicklung und die Stellung der Anleger im 
Insolvenzfall

2.28.1. Auflösung 

Mindestens ein Jahr vor dem Ende der Dauer der Gesellschaft beruft die 
Verwaltungsgesellschaft eine außerordentliche Gesellschafterversammlung ein, die zu 
entscheiden hat, ob die Laufzeit der Gesellschaft verlängert werden sollte.

Für den Fall, dass die Verwaltungsgesellschaft nicht eine außerordentliche 
Gesellschafterversammlung einberuft, um über den Bestand der Gesellschaft zu 
entscheiden und nachdem eine formelle Aufforderung per Einschreiben an die 
Verwaltungsgesellschaft wirkungslos geblieben ist, kann jeder Gesellschafter beim 
Vorsitzenden des Amtsgerichts (Tribunal de Grande Instance), in dessen Zuständigkeit die 
Gesellschaft nach deren Sitz fällt, verlangen, dass ein Verwalter bestellt wird, der die 
Gesellschafter berät und eine Entscheidung der Gesellschafter über die Auflösung der 
Gesellschaft herbeiführt.

Ferner kann die außerordentliche Gesellschafterversammlung jederzeit die vorzeitige 
Auflösung der Gesellschaft beschließen. Die für eine solche Auflösung notwendige Mehrheit 
beträgt 50 %. 

2.28.2. Liquidierung

Sollte die Laufzeit der Gesellschaft nicht verlängert werden und im Fall der vorzeitigen
Auflösung, erfolgt die Liquidierung der Gesellschaft durch die Verwaltungsgesellschaft. Die 
Verwaltungsgesellschaft kann durch einen oder mehrere Ko-Liquidatoren unterstützt 
werden, falls die Gesellschafterversammlung beschließt, dass eine Unterstützung durch 
Ko-Liquidatoren im besten Interesse der Gesellschaft liegt. Die Ko-Liquidatoren werden 
gegebenenfalls durch die Gesellschafterversammlung bestellt.

Während der Liquidation und zu jedem Zeitpunkt während des Bestehens der Gesellschaft,
kann die Gesellschafterversammlung sämtliche Entscheidungen im Zusammenhang mit 
der Liquidation der Gesellschaft treffen, die im Interesse aller Parteien für zweckmäßig
erachtet werden.

Alle Vermögenswerte werden durch den/die Liquidator(en) verkauft, der/die zu diesem 
Zweck von der ordentlichen Gesellschafterversammlung gemäß Artikel 26-1
bevollmächtigt wird/werden.

Nach der Befriedigung aller Verbindlichkeiten und Ausgaben wird der verbleibende 
Nettovermögenswert dazu verwendet, um die Anteile zurückzubezahlen, insofern eine 
solche Rückzahlung noch nicht erfolgt ist. Jeder Überschuss aus der Liquidation wird unter 
den Gesellschaftern proportional zur Anzahl der von ihnen gehaltenen Anteile aufgeteilt.

Während des Bestehens der Gesellschaft und nach deren Beendigung bis zum Abschluss 
der Liquidation, stehen die Immobilien und andere Vermögenswerte im Eigentum der 
Gesellschaft als juristischer Person. Nach der Vollbeendigung der Gesellschaft stehen die 
Immobilien und andere Vermögenswerte im Eigentum der Gesellschaft als fiktiver 
juristischer Person. Die Vermögenswerte der Gesellschaft stehen daher zu keinem 
Zeitpunkt, auch nicht anteilsmäßig, im gemeinsamen Eigentum der Gesellschafter.
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Am Ende der Liquidation werden die Gesellschafter zu einer Versammlung geladen, um die 
Abschlussberichte des/der Liquidator(en) festzustellen, den/die Liquidator(en) zu entlasten 
und die Liquidierung abzuschließen.

2.29. Wertpapierkennnummer (falls vorhanden) 

Es gibt keine Wertpapierkennnummer.

3. Angaben über den Emittenten

3.1. Firma und Sitz des Emittenten, Unternehmensgegenstand

3.1.1. Allgemeine Details zum Emittenten 

Name des Unternehmens CORUM Origin SCPI

Hauptsitz 1 rue Euler, 75008 Paris, Frankreich

Rechtsform Französisches Immobilienanlageunternehmen (Société 
Civile de Placement Immoblilier, SCPI) 

Stammkapital Variables Stammkapital (siehe Punkt 3.2.1)

Handels- und 
Unternehmensverzeichnis

Eingetragen im Pariser Handels- und 
Unternehmensverzeichnis (RCS) unter Nr. 749 907 
507

Dauer Die Dauer des Unternehmens beträgt neunundneunzig 
(99) Jahre ab dem Datum der Eintragung im Handels-
und Unternehmensverzeichnis, außer im Fall einer 
Verlängerung oder vorzeitigen Auflösung, die durch 
eine außerordentliche Gesellschafterversammlung zu 
beschließen ist. 

Geschäftsjahr Das Geschäftsjahr läuft vom 1, Januar bis zum 31. 
Dezember. Außerordentlich liegt das erste 
Geschäftsjahr vom Datum der Eintragung der SCPI bis 
zum 31. Dezember 2012.

Stammkapital zum 30. 
September 2018

EUR 1.111.841.218

3.1.2. Ziel der Gesellschaft

Das Ziel von CORUM ist: 

der Kauf und die Verwaltung von Mietimmobilien in Frankreich und in der 
Eurozone. Zum Zweck des Vermögensmanagements kann die Gesellschaft 
Verbesserungsarbeiten und damit verbunden Erweiterungs- und 
Instandsetzungsarbeiten durchführen. Sie kann außerdem Ausrüstungen und 
Einrichtungen erwerben, die notwendig sind, um die Immobilien zu nutzen. 
Außerdem ist die Gesellschaft berechtigt, einen Teil der 
Immobilienvermögenswerte zu verkaufen, sofern diese nicht mit dem 
ursprünglichen Ziel erworben worden sind, sie wieder zu verkaufen und sofern 
derartige Verkäufe nicht regelmäßig stattfinden,
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Das Halten von Beteiligungen in Personengesellschaften (societies de 
personnes), deren Anteile nicht zum Handel an einem Handelsplatz zugelassen 
sind und deren Partner für jene Verluste haften, die deren Einlagen übersteigen. 
Die Vermögenswerte der Personengesellschaften umfassen vornehmlich zu 
Pachtzwecken erworbene oder errichtete Immobilien und andere liquide 
Vermögenswerte. 
Das Halten von Anteilen an Immobilienanlageunternehmen (französische 
sociétés civiles de placement immobilier, SCPI), von Einheiten oder Anteilen an 
Immobilienanlageplänen (French Organismes de placement collectif immobilier, 
OPCI) oder an entsprechenden ausländischen Gesellschaften. 

Zum 31.12.2017 hält CORUM keine Anteile an Personengesellschaften oder anderen 
Immobilienunternehmen. 

3.2. Darstellung seiner rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, 
insbesondere Angaben zum Grundkapital oder dem Grundkapital
entsprechenden sonstigen Gesellschaftskapital, dessen Stückelung samt 
Bezeichnung etwaiger verschiedener Gattungen von Anteilsrechten

3.2.1. Stammkapital des Emittenten und Stückelung 

CORUM hat ein variables Stammkapital aufgrund seiner Qualifikation als offene SCPI. Das 
gezeichnete Stammkapital zum 30.09.2018 beträgt EUR 1.111.841.218.

Das maximale genehmigte Stammkapital wurde in der außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung vom 7. Dezember 2017 festgelegt und beträgt 
EUR 2.000.000.332. Das maximale genehmigte Stammkapital kann durch Beschluss der 
außerordentlichen Gesellschafterversammlung, unter den Bedingungen der Satzung 
geändert werden. Siehe auch Punkt 2.4. 

Es gibt keine unterschiedlichen Anteilsklassen. Der Nennwert je Anteil beträgt EUR 862 
(Stückelung). 

3.3. Mitglieder der Organe der Geschäftsführung, der Verwaltung und der 
Aufsicht (Name, Stellung)

3.3.1. Die Verwaltungsgesellschaft

Gemäß der Satzung wird CORUM durch eine Verwaltungsgesellschaft verwaltet.

CORUM AM ist am 14. April 2011 als Verwaltungsgesellschaft durch die französische 
Finanzmarktaufsichtsbehörde (AMF) unter Nr. GP-11000012 und am 10. Juli 2014 als 
Alternativer Investmentfond Manager (AIFM) gemäß der Richtlinie 2011/61/EU zugelassen 
worden. CORUM AM ist als französische Société par Actions Simplifiée ("SAS") mit einem 
Stammkapital von EUR 600.000 und Sitz in 1 rue Euler, 75008 Paris, Frankreich, im Pariser 
Handels- und Unternehmensverzeichnis (RCS) unter Nr. 531 636 546 eingetragen und wird 
unbefristet durch die Satzung der SCPI als deren Verwaltungsgesellschaft bestellt.

Daten zu der Verwaltungsgesellschaft: 

Name des Unternehmens CORUM Asset Management ("CORUM AM")
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Hauptsitz 1 rue Euler, 75008 Paris, Frankreich 

Rechtsform Französische Société par Actions Simplifiée 
("SAS")

Stammkapital EUR 600.000

Vermögenshaftpflichtversicherung CHUBB Insurance Company of Europe SE, Polizze
Nr. FI0082353679

Handels- und 
Unternehmensverzeichnis

Eingetragen im Pariser Handels- und 
Unternehmensverzeichnis (RCS) unter Nr. 531 636 
546

Ziel des Unternehmens Vermögensmanagement für Dritte und kollektives 
Immobilienmanagement basierend auf der durch 
die AMF genehmigten Beschreibung der Verfahren 
im Zusammenhang mit der Anlagepolitik und 
Anlagestrategie.

CORUM AM wurde durch die französische 
Finanzmarktaufsichtsbehörde (AMF) am 14. April 
2014 unter Nr. GP-11000012 als 
Vermögensverwaltungsgesellschaft und am 10. Juli 
2014 als AIFM gemäß der Richtlinie 2011/61/EU 
zugelassen. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird vertreten durch: 

Name Position 

Frederic Puzin Vorsitzender

Vincent Dominique Geschäftsführer 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates der CORUM AM besteht aus folgenden Mitgliedern:

Name Position 

Walter Bulter Aufsichtsratsmitglied

Frédéric Favreau Aufsichtsratsmitglied



45

3.4. Angabe der Anteilseigner, die in der Geschäftsführung des Emittenten 
unmittelbar oder mittelbar eine beherrschende Rolle ausüben oder 
ausüben können

Gesellschafter der CORUM AM: 

BUTLER CORUM 100 %

Die Gesellschafter der BUTLER CORUM sind: 

CORUM Origine (im Eigentum 
von Frédéric Puzin)

45 %

Butler Industries (im 
Eigentum von Walter Butler) 

45 %

Geschäftsführer von CORUM 10 % 

3.5. Der letzte Jahresabschluss samt etwaiger Lageberichte und 
Bestätigungsvermerk(e)

Siehe Anhang C.I für den Jahresabschluss der CORUM für das Jahr 2017.

4. Angaben über die Depotbank (falls vorhanden)

4.1. Firma und Sitz

Die Gesellschaft ist verpflichtet, eine Depotbank zu bestellen, die zuständig ist für:
die Verwahrung der Immobilien- und Finanzvermögenswerte der Gesellschaft
die Kontrolle der Ordnungsmäßigkeit der gefassten Beschlüsse 
die Nachverfolgung der täglichen Liquiditätsflüsse
die Führung von Bargeldkonten.

Name des Unternehmens CACEIS Bank France ("CACEIS") 

Hauptsitz 1-3, Place Valhubert, 75013 Paris, Frankreich

Rechtsform Aktiengesellschaft (französische société anonyme)

Stammkapital EUR 350.000.000

Handels- und 
Unternehmensverzeichnis

Eingetragen im Pariser Handels- und 
Unternehmensverzeichnis (RCS) unter Nr. 692 024 
722

CACEIS Bank France als Depotbank der Gesellschaft und deren Ernennung wurde durch 
die Gesellschafterversammlung vom 7. April 2014 genehmigt. 

4.2. Jahresabschluss samt Bestätigungsvermerk

Siehe Anhang C.III des Prospektes für den Jahresabschluss der CACEIS für das Jahr 2016.
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5. Weitere Angaben über die Veranlagung

5.1. Art und Umfang der laufenden Informationen der Anleger über die 
wirtschaftliche Entwicklung der Veranlagung

Gesellschafterinformationen zu der wirtschaftlichen Entwicklung der Veranlagung basieren
vor allem auf den Jahresabschlüssen sowie den geprüften Rechenschaftsberichten gemäß 
§ 14 KMG. Der geprüfte Rechenschaftsbericht gemäß § 14 KMG wird jährlich erstellt und 
zusammen mit dem Bestätigungsvermerk innerhalb von sechs Monaten nach dem Ende 
des Geschäftsjahres veröffentlicht.

Der Jahresabschluss wird für jedes Geschäftsjahr spätestens sechs Monate nach dem Ende 
eines Geschäftsjahres erstellt. Der Jahresabschluss wird auf Anfrage an die Gesellschafter 
übermittelt. Ein Halbjahresabschluss wird erstellt (§ 48 Abs. 5 Z. 6 AIFMG). Zudem 
erhalten die Anleger einen Quartalsnewsletter. 

Gemäß Artikel 422-227 der Allgemeinen Vorschriften der AMF wird der Jahresabschluss 
zusammen mit den folgenden Dokumenten dem Einberufungsschreiben für die ordentliche
Gesellschafterversammlung angeschlossen, die einberufen wird, um die Abschlüsse der 
Gesellschaft festzustellen:

Lagebericht der Geschäftsführung der Verwaltungsgesellschaft für das beendete 
Geschäftsjahr,
Abschlüsse und Anmerkungen zu den Abschlüssen des Geschäftsjahres,
Bericht des Aufsichtsrats und
Berichte der Prüfer.

5.2. Sonstige Angaben, die für den Anleger erforderlich sind, um sich ein 
fundiertes Urteil im Sinne des § 7 Abs. 1 zu bilden

5.2.1. Risiken 

Allgemeines 

Die Veranlagung in CORUM birgt das Risiko eines vollständigen oder teilweisen 
Kapitalverlusts. Daher können Anleger auch den gesamten investierten Betrag 
verlieren. Bei Immobilien, deren Wert vorwiegend durch das Gebäude und nicht 
durch den Grund und Boden bestimmt ist, besteht eine erhöhte 
Wahrscheinlichkeit, dass bei einem Verkauf gegenüber der Anschaffung ein 
Verlust erzielt wird. Die Nebenkosten (insbesondere einmalige 
Zeichnungsgebühr in Höhe von 11,964 % sowie die jährlichen 
Verwaltungsgebühren in Höhe von 13,2 % (siehe Schema C Kapital 14.1) 
erhöhen das wirtschaftliche Risiko der Veranlagung.

Folgende Risiken sind bei einer Veranlagung im Allgemeinen und insbesondere bei einer
Veranlagung in eine Gesellschaft wie CORUM zu beachten. Potentielle Investoren sollten 
die folgenden Risikofaktoren vor einer Investition in CORUM in Betracht ziehen. Die 
folgenden Risikofaktoren können nicht als abschließend betrachtet werden, weil künftig 
neue Risiken auftreten können, die CORUM gegenwärtig unbekannt sind und nicht 
vorhergesagt werden können.
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Durch den Kauf von Anteilen an CORUM investieren Anleger indirekt in den 
Immobilienmarkt. Wie alle (direkten oder indirekten) Veranlagungen in Immobilien ist dies 
eine langfristige Veranlagung, deren Liquidität begrenzt ist. Weder die Rückzahlung der
Veranlagung noch allfällige Gewinne aus der Veranlagung können garantiert werden.

Der vorliegende Prospekt umfasst aus Sicht von CORUM sämtliche Informationen, die 
notwendig sind, damit Anleger eine informierte Entscheidung über die Veranlagung treffen 
können. Anlegern wird empfohlen, den gesamten Prospekt zu lesen. 

Anleger sollten berücksichtigen, dass weitere Risiken aufgrund deren individuellen 
Situation auftreten können. CORUM kann nicht bewerten, ob eine Veranlagung in CORUM 
im Hinblick auf die individuelle Situation eines Anlegers angemessen oder geeignet ist. 
CORUM empfiehlt daher Anlegern eine Beratung durch Finanz-, Rechts- und 
Steuerberatern, um die Angemessenheit und Eignung der Veranlagung in CORUM für den 
Anleger bewerten zu können.

Ferner ist es denkbar, dass einige der dargelegten Risikofaktoren im Einzelfall nicht 
wesentlich sind. Nachteilige Folgen, die sich aus Konzentrationen oder Wechselwirkungen 
gleichartiger oder verschiedenartiger in diesem Prospekt beschriebener Risikofaktoren 
ergeben, können zu einer wechselseitigen Verstärkung ihrer jeweiligen negativen 
Auswirkungen führen.

Indirekte Immobilienveranlagungen sind unter anderem von steigenden Immobilienpreisen 
auf dem Immobilienmarkt abhängig. Zwar sind die Preise in den letzten Jahren 
angestiegen, doch besteht ein Marktrisiko, dass die Preise wieder fallen. Insbesondere wird 
darauf hingewiesen, dass Immobilienfachleute davor warnen, der Markt könnte überhitzt 
sein und es könnte eine "Immobilienblase" vorliegen. Fallende Preise würden sich mit 
Sicherheit negativ auf das Immobilienportfolio der CORUM und den Wert der Anteile 
auswirken. 

Insbesondere können die folgenden Risiken eine wesentliche negative Auswirkung auf das 
Geschäftsmodell, die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage von CORUM haben, damit auch 
auf den Wert der Anteile der Anleger und auf die Möglichkeit zur Rücknahme oder Verkauf 
der Anteile sowie auf deren Wert:

Immobilienrisiken

Die Wertentwicklung einer Veranlagung in CORUM wird durch spezifische Immobilienrisiken 
beeinträchtigt; insbesondere folgende Risikofaktoren sind zu beachten:

Änderungen der Immobilienmarktbedingungen, die zu einem Überangebot an 
Immobilien oder einer verringerten Nachfrage der Mieter an einer bestimmten Art
von Immobilien auf einem bestimmten Markt führen könnten;
Die Qualität der verfügbaren Immobilien; 
Die Fähigkeit der Gesellschaft, die Einbringlichkeit der Betriebskosten und anderer
Ausgaben sicherzustellen und die entsprechende Kostensteuerung;
Das Risiko, dass Mieter nicht in der Lage sind, ihre Verpflichtungen zu erfüllen (die 
Miete zu bezahlen); 
Das Risiko, dass CORUM nicht in der Lage sein könnte, bestehende oder neue 
Immobilien zu günstigen Bedingungen zu vermieten und die potenzielle Illiquidität
von Immobilienanlagen, insbesondere in Zeiten wirtschaftlicher Rezessionen;
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Die Gesellschaft übernimmt alle Rechte und Verpflichtungen (Haftungen) im 
Zusammenhang mit dem Immobilieneigentum (beispielsweise Umwelt- und 
Haftpflichtrisiken);
Ungeachtet der Durchführung einer Due Diligence können Umwelthaftungen 
bezüglich der Immobilien innerhalb des Immobilienportfolios unentdeckt bleiben; 
daher kann CORUM für die Reinigungs-, Sanierungs- und andere 
Beseitigungskosten verantwortlich werden;

Preise, Liquidität und Bewertungen der Immobilien

Es besteht das Risiko, dass der Preis, zu dem ein Vermögenswert bewertet wird, bei einem 
Verkauf nicht erreicht werden kann. Dies kann an einer unrichtigen oder ungenauen 
Schätzung des Vermögenswerts, an fehlender Liquidität an den jeweiligen Märkten oder 
an Preissenkungen liegen.

Veranlagungen in Immobilien sind illiquid und schwieriger zu realisieren als Veranlagungen
in anderen Finanzinstrumente. Wenn ein Vermögenswert nicht zeitnah liquidiert werden 
kann, kann es schwieriger oder unmöglich sein, einen angemessenen Preis zu erzielen. 
Daher ist es möglich, dass CORUM nur verzögert auf Anweisungen reagieren kann, 
Veranlagungen zu verkaufen, was sich wesentlich negativ auf den Wert der Anteile und die 
Möglichkeit für eine Rücknahme der Anteile auswirken kann.

Ferner sind Immobilien aufgrund der individuellen Art jeder Immobilie schwieriger zu 
bewerten. Die Bewertung der Immobilien sind von der gewählten Bewertungsmethode 
abhängig und einer Vielzahl von Unsicherheiten unterworfen. Die dabei zugrunde gelegten 
Annahmen können sich als unzutreffend erweisen, was den Schätzwert der Immobilien
erheblich beeinflussen kann. Daher unterliegen Bewertungen einer gewissen Unsicherheit. 
Aus diesen Gründen ist nicht sichergestellt, dass bei Verkauf von Immobilien tatsächlich ein 
Preis erzielen werden kann, der den in den Bewertungsgutachten ermittelten Verkehrswerten 
entspricht. Es gibt keine Garantie, dass die Schätzungen, die aus dem Bewertungsprozess 
erfolgen, den tatsächlichen Verkaufspreis widerspiegeln, auch, wenn ein Verkauf 
unmittelbar nach dem Bewertungsdatum erfolgt.

Mieterverzug 

Die Höhe und allgemein, die Möglichkeit der Auszahlung von Dividenden hängen von den
Einnahmen aus den Immobilien ab. Der vollständige und pünktliche Erhalt von fälligen 
Mieteinnahmen, die für die Immobilien zu bezahlen sind und die Möglichkeit, dass Mieter 
mit ihren Mietverbindlichkeiten in Verzug geraten könnten, birgt ein Risiko für die
Gesellschaft, weil die Verringerung des Gewinns der Gesellschaft dazu führen kann, dass
für Ausschüttungen an Gesellschafter von CORUM weniger oder keine Mittel zur Verfügung 
stehen. 

Risiken bezüglich der spezifischen Immobilienarten

Büroimmobilien: Büroimmobilien werden unter anderem durch die allgemeine 
Wirtschaftslage und andere Faktoren beeinflusst, wie etwa durch einen Rückgang der
Geschäftstätigkeiten, die durch Mieter betrieben werden, oder durch deren ungenügende 
oder fehlende Wettbewerbsfähigkeit. Ferner können sich Änderungen in der Nachfrage
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potentieller Mieter (wie etwa nach Großraumbürostrukturen, Co-Arbeitsräume) auf die 
Attraktivität der Büros auswirken und den Wert der Immobilie negativ beeinflussen.

Einzelhandelsimmobilien: Einzelhandelsimmobilien unterliegen unter anderem der 
allgemeinen Wirtschaftslage sowie deren Entwicklung und können durch den Anstieg
alternativer Formen des Einzelhandels, durch Insolvenz, Geschäftsaufgaben durch Mieter, 
Änderungen in der Nachfrage durch Verbraucher (etwa durch demographische 
Änderungen, Änderungen des Ausgabeverhaltens) und Kündigungen von Mietverträgen 
beeinträchtigt werden. 

Hotelimmobilien: Die Risiken bei Hotelimmobilien umfassen unter anderem die 
Notwendigkeit ständiger Kapitalausgaben, Wettbewerb, Erhöhungen der Betriebskosten, 
die nicht unbedingt durch höhere Einnahmen ausgeglichen werden können. Ferner sind die
Werte von Hotelimmobilien von Geschäfts- und kommerziellen Reisenden sowie vom 
Tourismus abhängig. Die Werte von Hotelimmobilien neigen außerdem dazu, empfindlicher
auf negative wirtschaftliche Bedingungen und Wettbewerber zu reagieren, als andere 
kommerzielle Immobilien.

Industrielle Immobilien und Logistik: Industrielle Immobilien und Logistikimmobilien 
werden etwa durch negative Entwicklungen in der Erzeugungs- und Verarbeitungsindustrie 
sowie im Versandhandel beeinträchtigt. Außerdem wirkt sich die allgemeine Marktlage auf 
die Gesamtsituation der Gewerbe- und Logistikimmobilien aus. 

Immobilien im Gesundheitswesen: Immobilien im Gesundheitswesen und in der
Gesundheitsbranche werden durch mehrere Faktoren beeinflußt, unter anderem durch
Bundes- und Ländergesetze sowie lokale Vorschriften, die die notwendigen Lizenzen, 
Zertifizierungen, den pharmazeutischen Betrieb oder das Personal und andere Faktoren 
bezüglich des Betriebs betreffen. Hält ein Gesundheitsdienstleister Gesetze und 
Vorschriften nicht ein, kann sich dies auf seine Befugnis auswirken, seine Einrichtung zu 
betreiben und staatliche Erstattungen zu erhalten. 

Anlageleistung 

Es sind keine Vorhersagen zur künftigen Leistung des Unternehmens und zur 
Wertentwicklung der Veranlagung möglich. Es gibt keine Garantie, dass CORUM ihr 
Anlageziel erreicht.

CORUM erwirbt Vermögenswerte ihrer Anlagerichtlinie entsprechend. Es kann keine 
Sicherheit bezüglich der künftigen Wertentwicklungen der zugrundeliegenden Immobilien
geben. Der Wert der zugrundeliegenden Immobilien und der Wert der Anteile können
sinken oder steigen. Die Bewertung der Immobilien basiert auf unterschiedlichen 
Bewertungsmethoden und auf der subjektiven Einschätzung eines unabhängigen 
Immobilienbewerters. Die Wertentwicklung in der Vergangenheit ist kein Indikator für 
künftige Wertentwicklung.

Verlustrisiko 

Eine Veranlagung in CORUM umfasst das Risiko eines teilweisen oder vollständigen 
Verlustes des eingesetzten Kapitals. Es wird nicht empfohlen, eine Veranlagung in CORUM 
mit Kredit zu finanzieren, weil ein solcher Kredit auch dann zurückbezahlt werden muss, 
wenn der Wert des Anteils sinkt oder die Rücknahme oder ein Verkauf der Anteile nicht 
möglich ist.
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Verwässerungsrisiko 

CORUM hat ein variables Stammkapital. Auch wenn ein maximales genehmigtes 
Stammkapital definiert ist, bedeutet dies nicht, dass Anteile zu dem jeweiligen Betrag 
gezeichnet werden. Außerdem kann das maximale gezeichnete Stammkapital durch 
Entscheidung in der außerordentlichen Gesellschafterversammlung geändert werden. 

Daher kann eine Veranlagung in CORUM durch Emission weiterer Anteile verwässert 
werden. Die Emission weiterer Anteile hat eine proportional negative Auswirkung auf die
Ausschüttung der verfügbaren Dividenden. 

Langfristige Veranlagung

Eine Veranlagung in CORUM ist eine langfristige Veranlagung mit einem empfohlenen 
Anlagezeitraum zwischen 8 und 12 Jahren. Es kann jedoch nicht garantiert werden, dass 
die Anteile nach diesem empfohlenen Anlagezeitraum zurückgenommen oder verkauft 
werden können.

Liquiditätsrisiko zu den Anteilen in CORUM 

Ein Liquiditätsrisiko besteht insbesondere dann, wenn Veranlagungen schwierig zu kaufen
oder zu verkaufen sind. Anteile an CORUM sind keine übertragbaren Wertpapiere. Es 
besteht kein Markt für die Anteile. CORUM kann nicht garantieren, dass Gesellschafter in 
der Lage sein werden, ihre Anteile zu verkaufen oder dass eine Rücknahme ihrer Anteile 
erfolgt; der Ausstieg aus einer Veranlagung hängt von der Existenz und der 
entsprechenden Bereitschaft eines Käufers für die Anteile oder der Möglichkeit der 
Rücknahme ab. 

Rücknahmeanträge, Stundungen und Aussetzungen

CORUM kann mit Rücknahmeanträgen von Gesellschaftern konfrontiert werden, wenn die 
Wertentwicklung der Anteile vergleichsweise schwach ist. In Zeiten schwacher oder 
rückläufiger Wertentwicklung kann die weitere Wertentwicklung der Anteile durch den 
Verkauf von Immobilien zur Erfüllung von Rücknahmeanträgen nochmals negativ 
beeinflusst werden. 

Unter bestimmten Umständen kann die Rücknahme von Anteilen ausgesetzt werden und 
Anleger können dementsprechend daher die Anteile nicht zurücknehmen lassen.

Renditerisiko

Die Wertentwicklungen der Anteile und die Renditen bei einer Veranlagung in CORUM sind 
größtenteils abhängig von den Entscheidungen, die CORUM AM im Rahmen des 
Anlageverfahrens (Anlagestrategie und Anlageprozesse) trifft, das von der Identifizierung 
von Anlagemöglichkeiten bis zur deren Umsetzung reicht. Renditen können nicht garantiert
werden. Wertentwicklungen in der Vergangenheit lassen keine Rückschlüsse auf zukünftige 
Wertentwicklungen zu. Künftige Dividenden können daher geringer ausfallen als 
vergangene, wobei es auch möglich ist, dass überhaupt keine Renditen anfallen.
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Marktrisiko

Zahlreiche Faktoren können sich auf den Marktwert jener Vermögenswerte auswirken, in 
die CORUM investiert. Nicht nur Faktoren, die der jeweiligen Emissionsgesellschaft oder 
der Branche, in der sie aktiv ist, innewohnen, beeinflussen den Wert. Auch geopolitische 
Entwicklungen und nationale Entwicklungen können solche Auswirkungen haben. 
Veranlagungen können in Erwartung einer Aufwärts- oder Abwärtsentwicklung des Werts 
der Vermögenswerte erfolgen. Wenn sich die Märkte in die andere Richtung entwickeln, 
kann sich dies negativ auf den Wert von CORUM auswirken.

Gegenparteien Risiko

CORUM unterliegt dem Risiko, dass Vertragspartner der CORUM mit der Erfüllung ihrer 
Pflichten in Verzug geraten, unter anderem auch aufgrund eines Zahlungsmoratoriums 
oder aufgrund einer unfreiwilligen Liquidation. Zu diesen Vertragspartnern gehören die 
Depotstelle und Drittverwahrstellen, die Verwahrungsleistungen für die Depotstelle der 
CORUM erbringen.

Währungsrisiko

Die CORUM kann Bargeld in anderen Währungen und Wertpapiere, die in anderen 
Währungen denominiert sind, halten. Der Wert dieser Währungen und Wertpapiere kann 
daher durch Währungsfluktuationen beeinträchtigt werden. 

Gesellschaftskreditrisiko – Fondskreditrisiko 

CORUM kann Kredite aufnehmen, um Investitionen zu finanzieren. In der 
Gesellschafterversammlung vom 7. April 2016 wurde die maximale Kreditgrenze auf
EUR 690.000.000 festgelegt. Kredite werden bei großen Kreditinstituten aufgenommen, 
die in Frankreich oder einem anderen Land der Eurozone tätig sind. Die gesamte 
Kreditvaluta darf 40 % des bewerteten Werts des Immobilienvermögens plus der Zuflüsse 
der CORUM und minus aller noch nicht bezahlter Ausgaben nicht überschreiten. Daher ist 
jener Betrag an Kapital, der bei Liquidation von CORUM erzielt wird, allen durch CORUM 
aufgenommenen Krediten nachgeordnet oder im gleichen Rang.

Die Nutzung von Krediten erhöht das Risiko von CORUM und den Wert der Anteile. Kredite 
können eine wesentliche nachteilige Wertentwicklung nach sich ziehen, insbesondere in 
Zeiten eines fallenden Immobilienmarkts. Die Kosten für die Kreditaufnahme, 
beispielsweise Zinsen, können jeweils die Rendite der Immobilien übersteigen und so zu 
Verlusten führen. 

Der Einsatz von Hebelfinanzierung kann bei steigenden Zinssätzen außerdem zu einem 
Zinssatzrisiko führen.

Versicherungen

Alle unbeweglichen Vermögenswerte, die einen Teil des Immobilienportfolios der CORUM 
bilden, werden gegen das Risiko von physischem Verlust oder Schäden versichert. Es gibt 
jedoch keine Garantie, dass Versicherungsleistungen auch erbracht werden. Sollten 
Versicherungsgesellschaften Leistungen aus bestehenden Versicherungen ganz oder 
teilweise nicht erbringen, müssen ausstehende Verbindlichkeiten durch das Unternehmen 
getragen werden. Es ist nicht auszuschließen, dass für eine oder mehrere 
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Schadensursachen kein oder kein ausreichender Versicherungsschutz besteht. Gewisse 
Schäden sind überdies nicht oder nicht zu wirtschaftlich vertretbaren Konditionen 
versicherbar. Mitunter besteht für bestimmte Schadensereignisse ein Selbstbehalt oder 
eine maximale Deckungssumme, die den letztlich eingetretenen Schaden nicht vollständig 
deckt. All dies kann dazu führen, dass CORUM aufgrund von nicht ausreichender 
Versicherungsdeckung Schäden ganz oder zum Teil selbst tragen muss, was die 
Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage von CORUM verschlechtert.

Wirtschaftliche und politische Risiken

Die Wertentwicklung der Anteile an CORUM kann durch Entwicklungen der allgemeinen 
wirtschaftlichen Lage, des Marktumfeldes im Immobilienbereich, Änderungen der 
Belegungsgewohnheiten oder durch die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Geschäftspartner von CORUM negativ beeinflusst werden. 

Die Wertentwicklungen der Anteile in CORUM wird wesentlich durch das politische und 
wirtschaftliche Klima in der Eurozone beeinträchtigt. CORUM ist daher auch dem Risiko von 
Änderungen des wirtschaftlichen und politischen Umfelds in Frankreich und in anderen 
Ländern der Welt, sowie der Entwicklung der Weltwirtschaft ausgesetzt. Die 
Schwierigkeiten infolge der Wirtschafts-, Finanz- und Staatsschuldenkrise wirken noch 
weiter nach. Zudem hat sich die politische Ungewissheit in jüngster Zeit erhöht. 
Unsicherheitsfaktoren stellen ua die anhaltende europäische Flüchtlingsproblematik, die 
Ungewissheit über Verlauf und Ergebnis der EU Austrittsverhandlungen des Vereinigten 
Königreichs (Stichwort: Brexit), kriegerische Auseinandersetzungen und Spannungen im 
Nahen Osten sowie verschärfte Spannungen in Ostasien dar. Ferner ist fraglich, welche 
Auswirkungen die Politik Russlands, der Türkei und auch der Vereinigten Staaten auf die 
europäische und internationale Wirtschaft haben werden. Es ist anzunehmen, dass sich, 
insbesondere bei einer erneuten Verschärfung der Krise, auch in Zukunft erheblich negative 
Folgen für CORUM ergeben können. Gleichzeitig ist es CORUM teilweise nicht oder nur 
schwer möglich, sich gegen Risiken im Zusammenhang mit der Finanz-, Wirtschafts- und 
Staatsschuldenkrise abzusichern.

Gesetze und Vorschriften

CORUM legt all ihren strategischen Planungen und Überlegungen die geltende Rechtslage 
zugrunde. Änderungen der anwendbaren (Steuer-) Gesetze, Vorschriften sowie 
Verordnungen und Richtlinien und der Rechts- und Verwaltungspraxis kann Änderungen 
der Investitionsstrategie notwendig machen und/oder zu einer Erhöhung der Kosten oder 
zu einer Verringerung der Erträge führen. CORUM muss verschiedene rechtliche und 
behördliche Vorschriften einhalten, insbesondere auch Steuergesetze, die in den 
Jurisdiktionen, in denen CORUM tätig ist, in Geltung sind. Dies betrifft mitunter restriktive 
Vorschriften zu Mietzinsgrenzen, wie es aktuell in verschiedenen europäischen Ländern 
diskutiert wird. 

Änderungen der anwendbaren (Steuer-) Gesetze, Vorschriften sowie Verordnungen und 
Richtlinien und der Rechts- und Verwaltungspraxis können daher die rechtlichen und 
behördlichen Anforderungen, die für CORUM und ihre Gesellschafter derzeit gelten,
wesentlich ändern. Dies kann negative Folgen für CORUM und ihre Gesellschafter haben.
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Konzentrationsrisiko 

Die Konzentration des Anlageportfolios der CORUM kann relativ stark ausgeprägt sein und 
das Portfolio kann daher zu einem großen Umfang von der Volatilität bestimmter Länder 
oder Immobilienarten abhängen.

Betriebliches Risiko

Das betriebliche Risiko ist das Risiko von Verlusten aufgrund von unzureichenden oder nur 
mangelhaft funktionierenden internen Verfahren, Prüfungen, Systemen oder das Risiko aus 
externen Ereignissen. Dieses Risiko umfasst Eventualverbindlichkeiten, Rechtsrisiken und 
Compliance-Risiken, Steuerrisiken, Betrugsrisiko, IT-, Prozess- und Verwaltungsrisiko, 
systematisches Risiko und Personalrisiko.

Inflationsrisiko

Durch Inflation verringert sich die reale Kaufkraft der Rendite und des Rückzahlungsanspruchs. 
Inflation kann die Wertentwicklung der Rendite einer Veranlagung in CORUM wesentlich 
sinken lassen. 

Hinterlegungsstellenrisiko

Die Hinterlegungsstelle kann aufgrund von Insolvenz, Fahrlässigkeit, Betrug, 
Buchhaltungsfehlern, Betriebsausfällen und bei Verstoß gegen die Anforderungen im 
Zusammenhang mit der Trennung von Vermögenswerten jene Finanzinstrumente 
verlieren, die sie für CORUM hält.

Steuerrisiko 

Die steuerliche Behandlung hängt von den individuellen Umständen eines Gesellschafters
ab und kann sich im Lauf der Zeit ändern. Gesellschafter mit Sitz im Ausland sollten 
berücksichtigen, dass sie dafür sorgen müssen, über alle französischen und örtlichen 
Steuerbedingungen informiert zu sind, die aus ihrem Steuersitz oder ihrer persönlichen 
Situation entstehen. Die steuerliche Behandlung kann künftigen Änderungen unterliegen.

5.2.2. Betrieb der Gesellschaft 

Verfahren für Gesellschafterversammlungen 

a) Beteiligung

Gesellschafter sind berechtigt, an Gesellschafterversammlungen teilzunehmen oder sich 
durch einen Bevollmächtigten, der unter den Gesellschaftern zu wählen ist, vertreten zu 
lassen.

Vollmachten, die einem Stimmrechtsvertreter oder dem Vorsitzenden der 
Gesellschafterversammlung erteilt wurden, müssen den Vor- und Nachnamen, die Adresse 
jedes vertretenen Gesellschafters (des "Auftraggebers") und die Anzahl der gehaltenen 
Anteile angeben. Der Vorsitzende der Gesellschafterversammlung stimmt zugunsten der 
Beschlüsse, die durch die Verwaltungsgesellschaft vorgelegt und von dieser genehmigt 
wurden. Wenn Anteilsbruchteile ausgegeben werden, können die Inhaber ihre 
Anteilsbruchteile zusammenlegen. In diesem Fall werden sie nur durch eine Person 
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vertreten, die entweder durch einvernehmliche Vereinbarung aus dem Kreis der 
Anteilinhaber oder aus dritten Personen gewählt wird oder über Antrag eines 
Anteilsinhabers vom zuständigen Gericht bestellt wird. Die so bestellte Person übt für jede 
Gruppe die Rechte aus, die mit dem Eigentum eines ganzen Anteils verbunden sind.

Alle Gesellschafter können bei der ersten Einberufung mit einem Formular, das jenen
Dokumenten angeschlossen ist, die zusammen mit der Einladung zu der 
Gesellschafterversammlung spätesten 15 Tage vor der Gesellschafterversammlung an die 
Gesellschafter verschickt worden sind, per Post abstimmen.

b) Mitteilung über die Versammlung 

Gesellschafterversammlungen werden durch die Verwaltungsgesellschaft einberufen oder
in deren Abwesenheit:

durch den Aufsichtsrat,
durch einen Prüfer,
durch einen durch das Gericht bestellten Vertreter oder durch eine betroffene
Person oder durch einen oder mehrere Gesellschafter, die mindestens ein Zehntel 
des Stammkapitals vertreten,
durch die Liquidatoren.

Die Gesellschafter werden auch durch eine offizielle Mitteilung im offiziellen französischen 
Journal verpflichtender rechtlicher Mitteilungen "BALO" und per Brief, der zu ihren Händen 
versendet wird, zu Gesellschafterversammlungen geladen. Die Gesellschafter können
verlangen, dass die Einberufung zu Gesellschafterversammlungen per eingeschriebenen
Brief erfolgt, sofern sie die daraus entstehenden Postgebühren an die Gesellschaft 
bezahlen.

Gesellschafter, die der Verwaltungsgesellschaft gegenüber schriftlich und spätestens 
20 Tage vor dem Datum der folgenden Gesellschafterversammlung mitteilen, die 
Dokumentation zu den Gesellschafterversammlungen per E-Mail erhalten zu wollen, 
können statt per Post auch per E-Mail zu Gesellschafterversammlung geladen werden.

Gesellschafter, die den Empfang der Dokumentation in Zusammenhang mit 
Gesellschafterversammlungen per E-Mail akzeptieren, haben der Verwaltungsgesellschaft 
ihre aktuelle E-Mail-Adresse mitzuteilen. Sie können jederzeit per Einschreiben mit 
Rückschein von der Verwaltungsgesellschaft verlangen, künftige Dokumentation bezüglich 
der Gesellschafterversammlungen per Post zu erhalten.

Der Zeitraum zwischen dem Datum der Veröffentlichung der offiziellen Mitteilung über die 
Gesellschafterversammlung oder dem Datum des Versands des Mitteilungsschreibens, je 
nachdem, welches Datum das spätere ist, und dem Datum der Gesellschafterversammlung 
muss für erste Einberufungen mindestens 15 Tage und für nachfolgende Einberufungen 6
Tage betragen.

Gesellschafter werden zu einer ordentlichen Gesellschafterversammlung mindestens 
einmal jährlich, innerhalb von sechs Monaten nach dem Ende des Geschäftsjahres geladen, 
um die Feststellung der Jahresabschlüsse für das zurückliegende Geschäftsjahr zu 
beschließen.
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c) Anforderungen für die Beschlussfähigkeit 

Abgehaltene Gesellschafterversammlungen sind nur gültig, wenn die anwesenden, 
vertretenen oder per Post abstimmenden Gesellschafter bei den ersten Einberufungen:

in den ordentlichen Gesellschafterversammlungen, die jährlich einberufen werden, 
um die Feststellung der Jahresabschlüsse für das beendete Geschäftsjahr zu 
beschließen, mindestens ein Viertel des Stammkapitals vertreten.
in außerordentlichen Gesellschafterversammlungen zur Ergänzung der Satzung 
mindestens die Hälfte des Stammkapitals vertreten.

Wenn das Präsensquorum nicht erreicht wird und Beschlussfähigkeit nicht gegeben ist, 
werden die Gesellschafter nach demselben Verfahren wie für die erste Einberufung zu einer 
weiteren Gesellschafterversammlung geladen, bei der dieselben Beschlüsse wie bei der 
ersten Gesellschafterversammlung rechtskräftig gefasst werden können, unabhängig 
davon, wie viele Gesellschafter anwesend oder vertreten sind oder per Post abstimmen.

Jeder Gesellschafter hat eine Anzahl Stimmen, die der Anzahl der von ihm gehaltenen
Anteile entspricht.

d) Mehrheitsanforderungen 

Bei Gesellschafterversammlungen werden Entscheidungen durch die Mehrheit der 
Stimmen getroffen, die durch die Gesellschafter abgegeben werden, die anwesend oder
vertreten sind oder per Post abstimmen. Entscheidungen über die Bestellung von 
Mitgliedern in den Aufsichtsrat erfolgen durch die Mehrheit der Stimmen, die durch die
anwesenden oder per Post abstimmenden Gesellschafter abgegeben werden.

e) Tagesordnung 

Die Gesellschafterversammlung hat die Tagesordnung zu diskutieren, die durch die 
Verwaltungsgesellschaft oder allenfalls durch die die Gesellschafterversammlung 
einberufende Partei festgelegt worden ist.

Gesellschafter, die mindestens einen bestimmten Prozentsatz (siehe weiter unten) des 
Stammkapitals vertreten, können die Aufnahme von Beschlussvorschlägen auf die 
Tagesordnung der Gesellschafterversammlung beantragen.

Dieser Mindestprozentsatz beträgt 5 %, wenn das Stammkapital weniger als oder gleich 
EUR 760.000 beträgt.

Wenn das Stammkapital höher als EUR 760.000 ist, können gemäß Artikel 26 (2) der 
Satzung ein oder mehrere Gesellschafter die Aufnahme von Beschlussvorschlägen auf die 
Tagesordnung der Gesellschafterversammlung verlangen, wenn sie über folgende Anteile 
verfügen:

4 % für die ersten EUR 760.000,
2,5 % für den Anteil des Kapitals zwischen EUR 760.000 und EUR 7.600.000,
1 % für den Anteil des Kapitals zwischen EUR 7.600.000 und EUR 15.200.000,
0,5 % für den Anteil des Kapitals über EUR 15.200.000.
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f) Kommunikation der Gesellschafter 

Die Einladungen der Gesellschafter zu sämtlichen Gesellschafterversammlungen in den
offiziellen Mitteilungen und in Mitteilungsschreiben haben die Tagesordnung und die Liste 
der Beschlussentwürfe zu beinhalten. Die Kommunikation mit den Gesellschaftern erfolgt 
allgemein per Briefpost oder – nach entsprechendem Ersuchen eines Gesellschafters – per
E-Mail. 

Folgende Dokumente werden der Einladung zur Gesellschafterversammlung beigelegt:

der Bericht der Verwaltungsgesellschaft,
der Bericht/die Berichte des Aufsichtsrats,
der Bericht/die Berichte der Abschlussprüfer,
Bei einer ordentlichen Gesellschafterversammlung, die im ersten Absatz von 
Artikel L.214-103 des französischen Währungs- und Finanzgesetzbuchs vorgesehen 
ist: Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhänge zu den Abschlüssen und
gegebenenfalls Berichte des Aufsichtsrates und der Abschlussprüfer,
Formulare für die briefliche Stimmabgabe oder Stimmrechtsvertretung.

Wenn die Tagesordnung die Bestellung von Mitgliedern in den Aufsichtsrat vorsieht, enthält 
die Einladung zur Gesellschafterversammlung folgende Informationen: den Vor- und 
Nachnamen, das Alter, die beruflichen Referenzen und beruflichen Tätigkeiten des 
Bewerbers in den letzten fünf Jahren, sowie seine Position oder Funktion in der Gesellschaft 
und die Anzahl der gehaltenen Anteile.

g) Briefliche Stimmabgabe 

Alle Gesellschafter können brieflich gemäß der Artikel L.214-105 des französischen 
Währungs- und Finanzgesetzbuchs per Formular abstimmen. Das an die Gesellschaft 
zurückgesendete postalische Abstimmungsformular wird nur dann in die Berechnung der 
Beschlussfassung einbezogen, wenn es von der Gesellschaft spätestens am Tag der 
Gesellschafterversammlung erhalten wurde.

Briefliche Abstimmungsformulare, die keine Stimmabgaben oder Stimmenthaltung 
ausweisen, gelten als "Nein"-Stimmen. Briefliche Abstimmungsformulare, die für eine 
bestimmte Gesellschafterversammlung an die Gesellschaft geschickt werden, bleiben auch 
für alle nachfolgenden Gesellschafterversammlungen mit derselben Tagesordnung in Kraft. 

h) Beschlussfassung im schriftlichen Umlaufverfahren

Neben den gesetzlich festgelegten Fällen zur Einberufung der Gesellschafterversammlung
kann die Verwaltungsgesellschaft, sofern sie dies für ratsam hält, eine Anhörung der 
Gesellschafter im schriftlichen Umlaufverfahren durchführen und diese ohne Einberufung 
einer Versammlung zu einer gemeinsamen Beschlussfassung per brieflicher Stimmabgabe 
auffordern.
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5.2.3. Bestimmungen zum Schutz der Rechte der Gesellschafter

Transaktionen unter verbundene Parteien

Transaktionen zwischen der Gesellschaft und der Verwaltungsgesellschaft oder einem ihrer
Gesellschafter sind nach Berichten des Prüfers und des Aufsichtsrats durch die 
Gesellschafterversammlung zu genehmigen.

Die Gesellschaft verpflichtet sich vor dem Erwerb von Immobilien, deren Verkäufer direkt 
oder indirekt mit der Verwaltungsgesellschaft verbunden ist, diese durch einen 
unabhängigen Immobilienbewerter, der durch die AMF genehmigt worden ist, bewerten zu 
lassen.
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Schema D

6. Weitere Informationen zu Veranlagungen in Immobilien gemäß Schema D
KMG

6.1. Angaben über jene, welche gemäß den §§ 8 und 11 haften (Name, 
Stellung)

Siehe Punkt 1 des Prospekts. 

6.2. Angaben über die angebotene Veranlagung in Immobilien

6.2.1. Rechtsform der Veranlagung, Gesamtvolumen und allfällige Stückelung

Siehe Punkt 2.4 des Prospekts. 

6.2.2. Art der Veranlagungsgemeinschaft (offene oder geschlossene Form)

Siehe Punkt 2.5 des Prospekts. 

6.2.3. Art, Anzahl und Lage (In- und Ausland) der vorhandenen Immobilien und 
Art und Anzahl der zu erwartenden Immobilien

Allgemeine Daten zu den Immobilien der CORUM 

a) Ort

Zum 30.06.2018 stehen insgesamt 107 Immobilien (die Liegenschaft in 78140 Velizy, 22-
24 Avenue de l´Europe wurde am 24.09.2018 verkauft) in den folgenden elf europäischen 
Ländern im Eigentum von CORUM:

Frankreich
Niederlande
Italien
Deutschland
Spanien
Irland
Portugal
Belgien 
Finnland
Estland
Slowenien

b) Mieter und Dauer der Mietverträge

Es gibt 161 Mieter. Der durchschnittliche Mietzeitraum der bestehenden Mietverträge 
beträgt 8,40 Jahre (Stand 31.12.2017).
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c) Gesamtraum und Leerstandrate (Stand: 31.12.2017)

Gesamtraum: 786.247 m2

Leerstandrate: 3.898 m2

Tabelle zu Art, Anzahl und Standort der Immobilien

Die Tabelle stellt eine vollständige Liste der Daten für die Immobilien dar, die im Eigentum 
von CORUM stehen (zum 30.06.2018, wobei die Liegenschaft in 78140 Velizy, 22-24 
Avenue de l´Europe am 24.09.2018 verkauft wurde; die Neuanschaffungen im Jahr 2018 
werden gesondert angeführt):

Siehe Anlage C.IV

6.2.4. Grundsätze, nach denen die Anschaffung, Veräußerung und Verwaltung 
der Immobilien erfolgt

Allgemeines und Entwicklung des Immobilienportfolios 

Die Beträge und der Diversifizierungsgrad der Veranlagungen sind Schritt für Schritt 
zusammen mit der Kapitalisierung und dem genehmigten Stammkapital angestiegen. 
Letzteres, anfänglich auf EUR 5,1 Mio. festgelegt, wurde dann Schritt für Schritt durch 
Entscheidungen der Gesellschafterversammlung erhöht und erreichte schließlich 
EUR 2.000.000.332. Dieser Wert wurde durch die außerordentliche 
Gesellschafterversammlung vom 7. Dezember 2017 festgelegt. Die ersten Veranlagungen
erfolgten für einen Einzelwert von EUR 800.000 bis EUR 1.800.000 mit bestehenden 
Mietern. Die Veranlagungen konzentrierten sich anfänglich auf Frankreich.

Diese Veranlagungen erfolgten in Frankreich, vornehmlich außerhalb des Gebiets von Paris 
und in Büroflächen, sowie in Industrie-, Einzelhandelsflächen und gemischt genutzten 
Räumlichkeiten im Zusammenhang mit einer umfassenden Strategie mit Fokus auf 
Mieteinnahmen.

Sobald die SCPI eine Kapitalisierung von EUR 25 Millionen erreichte, erfolgten 
Veranlagungen mit einem Mindesteinzelwert von EUR 4 Millionen außerhalb Frankreichs. 
Um Finanzierungen mit Fremdkapital oder mit Terminkaufgeschäfte durchzuführen, kann 
die Corum Origin SCPI Geld leihen, um ihre Veranlagungen zu finanzieren. Unter 
Anwendung der während der Gesellschafterversammlung am 7. April 2016 getroffenen 
Gesellschafterentscheidung ist die maximale Verschuldungsgrenze auf EUR 690.000.000 
festgelegt (siehe Punkt 2.16). 

Diversifizierungsstrategie 

Die Verwaltungsgesellschaft diversifiziert ihre Veranlagungen entsprechend der 
nachfolgend beschriebenen Strategie nach Nutzungsart der Immobilien und Standorten.

Veranlagungen erfolgen in alle Arten von Immobilien in Frankreich und im Rest der 
Eurozone.

Mittelfristig wurde ein wirtschaftlich und geografisch diversifiziertes Portfolio von 
Immobilienvermögenswerten aufgebaut:
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Ort: Paris, Ile-de-France, Rest von Frankreich, Frankreich, Europa (Eurozone)
Nutzungsart der Immobilien: Büros, Einzelhandelseinrichtungen, 
Industrieeinrichtungen, Lager, Hotels, Parkhäuser, Gesundheitseinrichtungen, 
Studentenwohnheime, Wohnanlagen und Logistikplattformen.

Bereits existierende oder unfertige Immobilien können erworben werden.

Immobilien, die modernisiert oder renoviert werden müssen, oder die besondere Arbeiten
benötigen, können ebenfalls innerhalb der regulatorischen Einschränkungen erworben 
werden, die für die SCPIs gelten. CORUM Origin SCPI verfolgt einen opportunistischen 
Anlageansatz, um die Immobilienmarktzyklen zu nutzen:

Durch Verfolgen einer umfassenden Anlagestrategie können Veranlagungen in 
Vermögenswerte in Frankreich und dem Rest der Eurozone erfolgen,
indem die potenziellen Mieteinnahmen optimiert werden, die der SCPI erhält, ohne 
das Wachstum ihrer Vermögenswerte zu beeinträchtigen.

Anlagestrategie

Bei Veranlagungen werden folgende Faktoren in Betracht gezogen:

Tiefe des Mietmarkts
Attraktivität des geografischen Gebiets
Mietqualität
Mietzeitraum

Gemäß intern durchgeführter Analysen und Recherche der Verwaltungsgesellschaft auf 
Grundlage von Marktannahmen werden in Phasen, in denen die Preise auf einigen 
europäischen Märkten am höchsten sind, Veranlagungen auf andere Immobilienmärkte mit 
niedrigeren Preisen und strukturell höheren Mieterträgen fokussiert (d. h. Verhältnis von 
Mieteinnahme/Erwerbskosten der Immobilien). Im Gegenzug werden Veranlagungen in
Phasen, in denen die höchsten europäischen Marktpreise aufgrund der allgemeinen 
Marktumgebung sinken, auf diese Märkte fokussiert, weil erwartet wird, dass sie die 
attraktivsten Mieterträge einbringen.

Durch Nutzung dieser opportunen Investmentstrategie auf Grundlage von Marktzyklen 
beabsichtigt CORUM, seine Immobilienvermögenswerte auszubauen und das Risiko zu 
diversifizieren durch:

Diversifizierung durch unterschiedliche Nutzungsarten der Immobilien
geographische Diversifizierung innerhalb der Eurozone.

Verschuldung

Bei Hebelfinanzierungen oder Terminkaufgeschäften, ist CORUM berichtigt, entsprechende 
Kredite aufzunehmen, um Veranlagungen zu finanzieren. Gemäß der in der 
Gesellschafterversammlung vom 7. April 2016 getroffenen Gesellschafterentscheidung,
wird die maximale Verschuldungsgrenze auf EUR 690.000.000 festgelegt.

Kredite werden bei großen Kreditinstituten aufgenommen, die in Frankreich oder einem 
anderen Land der Eurozone tätig sind. Kredite können mit festem oder variablem Zinssatz, 
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abhängig von den Marktbedingungen und unter Bedingungen, die an der erwarteten Dauer 
des SCPI ausgerichtet sind, aufgenommen werden.

Gemäß Artikel 422-225 der allgemeinen Vorschriften der AMF hat die Verschuldungshöhe 
für Darlehen und Kredite, die ein SCPI aufnimmt, unter allen Umständen kompatibel mit 
ihrer Rückzahlungsfähigkeit, die von ihrem gewöhnlichen Einkommen abhängt, zu bleiben;
bei Terminkaufgeschäften ist das höchst mögliche Verlustrisiko zu berücksichtigen.

Die eingesetzte Hebelfinanzierung darf maximal dem zweifachen Nettoinventarwert (NAV) 
entsprechen, berechnet nach der Commitment-Methode (§ 48 Abs. 5 Z. 4 AIFMG). 

Die Höhe der Verschuldung beträgt EUR 146.891.000 (Stand zum 31.12.2017).

Anlageprozess

Überblick über den Anlageprozess: 

Der Anlageprozess kann wie folgt beschrieben werden:

Beschaffung und Vorauswahl
Prüfung der Transaktion und der entsprechenden Durchführung
Absichtserklärung, die durch den Anlageausschuss zu genehmigen ist
Anlageausschuss
Auswahl der Projekte
Anlageentscheidung
Überwachung (Monitoring)
Unterzeichnung der Erwerbsurkunde

Alle Anlageprojekte werden von einem der Vermögensverwalterteams betreut, die für 
Investitionen verantwortlich sind, als Kontaktstelle für Dritte dienen und für die vorläufige 
Prüfung und Auswahl der Projekte verantwortlich sind. Sobald die 
Vermögensverwalterteams die erste Auswahl getroffen haben, führen sie gemeinsam eine 
Tiefenanalyse der Projekte durch, um einen Konsens zu erreichen, der dem 
Anlageausschuss vorzulegen ist (oder nicht).

a) Beschaffung

Strategische Anweisungen: 

Das Beschaffungsverfahren basiert auf einer vorgegebenen Anlagestrategie (beschrieben 
in Punkt 6.2.4). 

Auf Grundlage dieser Strategie werden bestimmte Richtlinien umgesetzt und aktualisiert.
Die jeweils aktuelle Strategie wird im jeweiligen Jahresabschluss veröffentlicht und enthält 
eine Empfehlung im Zusammenhang mit der Immobilienanlagestrategie, die übernommen 
oder kurz- oder mittelfristig befolgt werden soll und die von Immobilienzyklen abhängig 
ist: boomende Sektoren, Hochrisikosektoren, Änderungen der Benutzerbedürfnisse (auf 
Grundlage von Studien und Monographien von Marktteilnehmern auf dem 
Immobilienanlagemarkt, die anhand von Marktberichten geprüft werden).

Nach dieser Strategie soll die bevorzugte Option festgestellt werden, die abhängig von 
verschiedenen Kriterien ist, wie: 
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Qualitative Kriterien:

Ort 
Art und Qualität der Mieter
Eigenschaften der Immobilie

Technische Kriterien, die es erleichtern soll, zielgerichtet geeignete Investitionen
festzustellen (nicht abschließende Liste): 

Architektonischer Entwurf 
Umwelteinschränkungen
Priorität für Immobilien mit Labels und Zertifizierungen (z. B. HQE, was für "hohe 
Umweltqualität" steht)
Regulatorische Klassifizierung (IGH – Wolkenkratzer, ICPE – Gebäude, das 
bestimmten Vorschriften zum Umweltschutz unterliegt, ERP – Öffentliches 
Gebäude), die sich negativ auf die Wertentwicklung auswirken können.
Risikoabdeckung (Versicherung, Beseitigungsarbeiten)

Rechtliche Kriterien:

Beispielsweise Empfehlungen zu rechtlichen Strukturen, die geeignet sind oder zu 
vermeiden sind, wie etwa Eigentumswohnungen, gemeinsames Eigentum, geteiltes 
Eigentum, basierend auf einer vollständigen 3D-Studie. 

Ein Hinweis soll außerdem auf die Verschuldungsstrategie auf Grundlage der Grenzwerte 
gegeben werden, die für das SCPI, den Immobilienmarkt und den Bankenmarkt gelten.

Einzelheiten gemeinsamer Veranlagungen

Es ist zwischen gemeinsamen Investitionen, die als Teil eines Portfolioerwerbs erfolgen, 
und anderen Arten von gemeinsamen Investitionen zu unterscheiden.

Im Fall eines Portfolioerwerbs ist jeder Käufer nach Abschluss der Transaktion der 
ausschließliche Eigentümer eines Vermögenswerts. Daher wird das obige 
Zuordnungsverfahren für jeden Bestandteil des Portfolios befolgt. Bis zum Erwerb sind die 
Anlagevehikel gemeinsam an der Verhandlung beteiligt und die Anlagekosten werden 
geteilt (Due Diligence, Immobilienmaklergebühren usw.).

Andere Arten von gemeinsamen Investitionen, wie etwa gemeinsames Eigentum oder 
Erwerb von Anteilen in Unternehmen, an denen mehrere Vehikeln, die von CORUM AM 
verwaltet werden (z. B. SCPI), Anteile halten, unterliegen der vorherigen Genehmigung 
durch Managementgremien (Aufsichtsrat und Vorstand) des jeweils betroffenen Vehikels 
unter Einhaltung der geltenden rechtlichen und behördlichen Anforderungen. Vor dieser 
Genehmigung sind die Managementgremien über die Vor- und Nachteile der 
Investitionsstruktur zu informieren (insbesondere über die Möglichkeiten für den Ausstieg 
aus gemeinsam durchgeführten Investitionen). Ein führender Co-Investor und ein 
Vorschlag für die Verteilung unter den gemeinsamen Eigentümern werden durch CORUM 
AM vorgeschlagen. Die vorgeschlagene Ausschüttung muss durch objektive Kriterien 
gerechtfertigt sein.



63

b) Anlageausschuss

CORUM AMs Anlageausschuss tritt durchschnittlich mindestens einmal im Monat
zusammen, jedenfalls aber so oft, wie es notwendig ist, um Aktivitäten und Fortschritte
von Projekten zu überwachen.

Der Anlageausschuss trifft Entscheidungen in drei Anlageentscheidungsschritten:

"Potentielle" Anlageprojekte: die Vermögensverwalter erhalten die Genehmigung 
des Anlageausschusses vor der Abgabe einer Absichtserklärung ("letter of intent")
oder können Absichtserklärungen abgeben, die bedingt durch die nachträgliche 
Genehmigung des Anlageausschusses sind.
Zuordnung der Anlageprojekte zwischen den unterschiedlichen SCPI, sollte es zu 
einem Konflikt bei der Zuordnung zwischen der OPCI Medicis und dem SCPI 
kommen (siehe Punkt 2.6). 
"Ziel-"Anlageprojekte: Vermögensverwalter erhalten die Genehmigung des 
Anlageausschusses zur Unterzeichnung der entsprechenden Erwerbsurkunde
(Kaufvertrag).

Die Vermögensverwalter stellen die Projekte in Form von Zusammenfassungen oder 
PowerPoint-Präsentationen vor, einschließlich Fotos und Beschreibung der wichtigsten 
Eigenschaften der vorgeschlagenen Investitionen und der Beteiligten (Verkäufer, Mieter 
usw.). Investitionsentscheidungen erfolgen im Anlageausschuss.

Der Anlageausschuss besteht aus den folgenden drei Mitarbeitern der CORUM AM:

dem Vorsitzenden und internen Immobilienbewerter (Frédéric PUZIN), der nicht im 
Rahmen dieser beiden Funktionen an der Abstimmung teilnimmt
den Vermögensverwaltern (zwei, die für die Anlageprojekte zuständig sind, und 
einer, der für die Vermögensverwaltung zuständig ist) und mindestens einer der 
Finanzmanager. Mindestens zwei der Vermögensverwalter und mindestens einer 
der zwei Finanzmanager nehmen an der Abstimmung teil.

c) Überwachung der Investitionen bis zur Unterzeichnung 

Projektprüfung und Entscheidung

Anlageprojekte werden durch den Anlageausschuss in zwei Stufen des Erwerbsprozesses 
validiert:

Vor der Abgabe eines vorläufigen bedingten Kaufangebots; oder bei Genehmigung 
eines vorläufigen Kaufangebots, das durch die Zustimmung des Ausschusses 
bedingt war;
Bei Unterzeichnung der Erwerbsurkunde.

Nach Genehmigung durch den Ausschuss werden die Anlageprojekte im Rahmen eines 
Due-Diligence-Verfahren analysiert. Das Due-Diligence-Verfahren hat folgende 
Bestandteile:

Technische und rechtliche Komponente: Diese Komponente kann teilweise an 
Fachleute delegiert werden: beispielsweise Anwälte, technische Prüfstelle, Notare 
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oder Berater, die sich auf Einzugsgebietsanalyse für Geschäfte und Shopping 
Centers spezialisieren. Sie wird durch das Team von CORUM AM geprüft.
Örtlicher Markt und Steuerbestandteil: Bei dem Erwerb eines Vermögenswerts, der
außerhalb Frankreichs liegt, erfolgt eine örtliche Marktstudie durch das Team der 
CORUM AM. Informationen, die von mehreren Markteilnehmern eingeholt werden, 
werden erfasst und analysiert. Ein Verzeichnis wird speziell für diesen Zweck in 
einem Anlagenprojektordner erstellt. Eine Untersuchung über die anwendbare 
Steuerrechtslage (tax due diligence) im Land, in der der Vermögenswert liegt, wird 
für jedes neue potenzielle Land zusammen mit den örtlichen Anwälten
durchgeführt. Diese Studien werden durch einen französischen Steuerfachmann 
zentralisiert, der eine Zusammenfassung der auf die Investition anwendbaren 
Steuerrechtslage und der steuerlichen Auswirkungen auf das örtliche Management 
und die Gesellschafter vorlegt. Diese Studie, deren Schlussfolgerungen dem 
Ausschuss vor der endgültigen Anlageentscheidung vorzulegen sind, wird im 
internen Netz gespeichert und abgelegt.
Finanzielle Komponente: Dieser Teil erfolgt in Zusammenarbeit mit den 
Finanzmanagern. Sie umfasst die folgenden Aufgaben: Cashflow Analyse, 
Validierung der angekündigten Erträge, Finanzanalyse der Mieter (Altarez D&B, 
Creditsafe) die auf OneNote (einer Software) gespeichert sind, 
Finanzierungsstrukturierung, wenn Kredite aufgenommen oder Garantien gegeben 
werden. 
Compliance-Komponente: Bewertung der Compliance des Verkäufers, einschließlich 
eines Factsheets mit allen erfassten Dokumenten, wie etwa den Dokumenten, die 
zur Identifizierung herangezogen werden (wie Reisepässe) der wirtschaftlichen 
Eigentümer und der genauen Bezeichnung der juristischen Person, die den 
Vermögenswert verkauft. Das Compliance-Factsheet des Verkäufers wird durch den
"RCCI" (Head der Compliance Abteilung) validiert und unterzeichnet. Es enthält den 
Namen des wirtschaftlichen Eigentümers der Transaktion und stellt fest, ob es sich 
um eine juristische Person handelt, die einer Aufsicht unterliegt oder nicht. Dieser 
Name wird dem RCCI im Voraus mitgeteilt, der eine eingehende Analyse und eine 
Prüfung im Zusammenhang mit den Bestimmungen zur Vermeidung von 
Geldwäsche-/Terrorismusfinanzierung (AML/CFT) durchführt.

Unterzeichnung und Überwachung nach dem Erwerb 

Eine Zusammenfassung der Due-Diligence-Ergebnisse wird dem Anlageausschuss zur 
endgültigen Genehmigung vorgelegt, bevor die Erwerbsurkunde (Kaufvertrag)
unterzeichnet wird. Sollte im Due-Diligence-Verfahren ein Problem auftreten, kann dieses 
weiter untersucht werden oder zu einer Preisanpassung führen, die durch die 
Vermögensverwalter vorgeschlagen wird oder auf Anfrage des Anlageausschusses erfolgt.

Wenn die Genehmigung erteilt wird, wird die Erwerbsurkunde (Kaufvertrag) unterzeichnet.

Der Vermögensverwalter, der für die Investitionen verantwortlich ist, legt dem 
Vermögensverwalter, der für den Vermögenswert verantwortlich ist, das Anlageprojekt 
zusammen mit einem ausführlichen Factsheet, das wichtige Informationen enthält und als 
Referenz in interner und externer Kommunikation verwendet werden soll (wesentliche 
Vermögensmanagementinformationen, "KAMI") sowie ein weiteres Factsheet, das die 
wichtigen Eigenschaften des Vermögenswerts ausweist, insbesondere jene Eigenschaften, 
die besonders relevant für Immobilien im Ausland sind, vor. Dieses Factsheet enthält 
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weiters Informationen, welche Dokumente nach der Unterzeichnung der Erwerbsurkunde 
zu beschaffen sind, und sieht eine nachfolgende Überwachung vor.

Das Produkt-Factsheet ist durch die Anlageabteilung auszufüllen. Es ist durch die
Vermögensmanagementabteilung zu prüfen und zu korrigieren, wenn der Erwerb in 
Premiance (der Vermögensmanagementsoftware) aufgezeichnet wird.

Die Vermögensmanagementabteilung übermittelt die wesentlichen Informationen an den 
Sales Director und den Marketing and Communication Director, um Angaben über die 
Investition auf der Website zu veröffentlichen (Preis, Grundfläche, Ertrag, Miete, 
Erwerbsdatum, Immobilientyp und Mietlaufzeit). Das Produkt-Factsheet wird dann an den
RCCI übermittelt, der es dahingehend überprüft, ob es dem Veranlagungs-Factsheet, der 
Pressemeldung und dem Quartalsnewsletter entspricht, und es entsprechend ablegt. Eine 
Besprechung nach der Unterzeichnung wird zwischen den Veranlagungs-, Buchhaltungs-
und Vermögensmanagementteams abgehalten, um die buchhalterische Anerkennung des 
Erwerbs zu prüfen.

Die Informationen, die inner- und außerhalb der Gesellschaft mitgeteilt werden sollen 
(Pressemeldung, Website, Quartalsnewsletter, usw.), sind im Factsheet enthalten.

Zahlung

Finanzielle Angelegenheiten werden gemeinsam mit dem Finanzmanager durchgeführt, vor 
allem im Zusammenhang mit auszustellenden Bankwechsel, vorzulegende Garantien oder 
Zahlungsplänen. Die Zahlungsanweisungen sind schriftlich mit einer Vorlaufzeit von 
mindestens 48 Stunden durch den Vermögensverwalter an den Finanzmanager zu erteilen 
und in der Akte der Veranlagung zu melden.

Verwaltung der Immobilien 

Es gibt eine Richtlinie bezüglich des Immobilienmanagements der CORUM. Die Richtlinie 
deckt vornehmlich folgende Punkte ab: 

Genehmigung und Überwachung wichtiger Arbeiten
Vermietungsmanagement 
Ausgabenverfolgung 
Sachschadenmanagement 
Mietabrechnungen, Einziehung von Mieten und Einziehung von Rückständen
Ein- und Auszüge von Mietern
Umgang mit den Hausverwaltungen

Ein wichtiger Aspekt ist die Verwaltung leerstehender Immobilien: eine 
Überwachungstabelle für Leerstände wird soweit notwendig und mindestens monatlich 
durch den Vermögensverwalter aktualisiert, sodass die Leerstände genau überwacht 
werden können.

Wenn die Leistungen eines Maklers in Anspruch genommen werden, steht dieser mit dem 
Vermögensverwalter in Kontakt und stellt monatliche Berichte zu leerstehenden 
Immobilien und erneuter Vermietung für alle SCPI zur Verfügung, für die er beauftragt ist.

Der Immobilienmanager prüft diesen Plan monatlich und erstellt monatliche Berichte zu 
leerstehenden Immobilien, unter Angabe der Belegungsrate und aller Änderungen während 
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des Monats. Die Überwachungstabelle für Ein- und Auszüge wird monatlich und 
quartalsweise aktualisiert. Informationen zu dieser Tabelle ermöglichen es, eine 
Leerstandrate und eine physische und finanzielle Belegungsrate zu erstellen, die im 
Quartalsnewsletter von CORUM gemeldet werden.

6.2.5. Vertriebs- und Managementkosten der Veranlagungsgemeinschaft, 
jeweils nach Höhe und Art der Verrechnung unter Angabe der Leistungen 
der Verwaltung

Siehe Punkt 2.14 des Prospekts. 

6.2.6. Rechtsbeziehungen der Veranlagungsgemeinschaft zu den in den 
Vertrieb und in das Management der Veranlagungsgemeinschaft 
eingeschalteten Dritten und die von den Dritten verrechneten Kosten 
und erbrachten oder zu erbringenden Leistungen

Zu den Beziehungen, siehe Punkt 3.2, 3.3, 3.4. 

Zu den Gebühren, siehe Punkt 2.14. 

6.2.7. Methoden der Wertermittlung, die innerhalb jeder 
Veranlagungsgemeinschaft einheitlich sein müssen

Siehe Punkt 2.15 des Prospekts. 

6.2.8. Je Immobilie: Anschaffungskosten, vermietbare Flächen, 
Errichtungsjahr, Summe der Kosten der durchgeführten 
Instandsetzungs-, Instandhaltungs-, Erhaltungs- und 
Verbesserungsarbeiten, Summe der Kosten geplanter Instandsetzungs-
, Instandhaltungs-, Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten, Art der 
Betriebskostenverrechnung

Siehe Anlage C.IV zu den Anschaffungskosten, vermietbare Flächen, 
Errichtungsjahr;
Siehe Anlage C.V zu Summe der Kosten geplanter Instandsetzungs-, 
Instandhaltungs-, Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten;
Siehe Anlage C.VI zu der Summe der Kosten der durchgeführten
Instandsetzungs-, Instandhaltungs-, Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten (die 
Liste umfaßt lediglich die Jahre 2016 und 2017. In den Jahren zuvor bestand in 
Frankreich keine Verpflichtung, diese Kosten offen zu legen). 
Art der Betriebskostenabrechnung: Die entsprechenden Anteile an den 
Betriebskosten und an den laufenden öffentlichen Abgaben werden den Mietern mit 
der Miete vorgeschrieben. 

6.2.9. Bücherliche Belastungen und sonstige Belastungen, soweit sie für die 
Wertermittlung von wesentlicher Bedeutung sind, je Immobilie

Die folgende Tabelle legt dar, welche Immobilien des Immobilienportfolios der CORUM als 
Sicherheiten dienen. Die anderen Immobilien der CORUM dienen nicht als Sicherheiten. 
Wie oben erklärt, kann die CORUM durch Verschuldung Immobilien erwerben. Eine 
maximale Schuldengrenze liegt bei EUR 690.000.000. 
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Kurzfristige Verbindlichkeiten (Stand: 30. Juni 2018)

Bank
Maximalbetrag
(in EUR / Mio)

Ausgenutzt
(in EUR / 

Mio, Stand: 
30. Juni 
2018)

Haftende 
Liegenschaften

Art der 
Sicherstellung

Crédit Agricole 
IDF

30 30 N/A

BPI France / 
BPVF

27 14

92360 Meudon
13700 Marignane
2132 LS Hoofddorp  
(Novotel Schipol)

Hypothek

BNP 15 - N/A

BPI France 8 8

77127 Lieusaint
44980 Sainte-Luce-sur-
Loire
34350 Vendres
Denain

Zusage der 
Einverleibung eines 

Pfandrechts
(Promesses 

d'hypothèques)
BPI France 7 7 91940 Les Ulis Hypothek

BNP Fortis 6 3 1932 Sint Stevens 
Woluwe (Brüssel)

Hypothek

Palatine 120 651

91220 Bretigny

Zusage der 
Einverleibung eines 
Pfandrechts
(Promesses 
d'hypothèques)

21200 Beaune
80330 Longueau
59300 Valenciennes
35131 Chartres de 
Bretagne (Parc de la 
Conterie 2)
44300 Nantes (Newton)
44000 Nantes (Europa)
44600 Saint-Nazaire
34990 Juvignac
22047 Hamburg

4131 PN Vianen
2516 CK Den Haag
(Manplein 55)
5657 DH Eindhoven
5928 RD Venlo

Total 213 1272

                                          
1 Die Gesellschaft hat im Juli 2018 das von Palatine eingeräumte Kreditlimit in Höhe von EUR 120 Mio noch 

einmal ausgenutzt und einen weiteren Betrag in Höhe von EUR 35 Mio in Anspruch genommen, sodass die 
aushaftende Kreditschuld gegenüber Palatine im Juli 2018 EUR 100 Mio betrug.

2 Unter Berücksichtigung der in Fußnote 1 beschriebenen weiteren Ausnutzung des von Palatine eingeräumten
Kreditlimits, betrug die gesamte Kreditschuld der Gesellschaft aus kurzfristigen Verbindlichkeiten im Juli 2018 
EUR 162 Mio.
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Langfristige Verbindlichkeiten (Stand: 30. Juni 2018)

Bank
Ursprünglicher 
Kreditbetrag 

(in EUR / Mio)

Aushaftender 
Kreditbetrag (in 

EUR / Mio, 
Stand: 30. Juni 

2018)

Haftende Liegenschaft Art der Sicherstellung

Crédit Agricole 5 3 77185 Lognes Hypothek

Palatine 4 2

44300 Nantes 
(Technoparc de 
l'Aubinière) Hypothek

35136 Saint-Jacques De 
La Lande (La Courrouze) Hypothek

35770 Vern Sur Seiche 
(Rennes - Val Plaza) Hypothek

BPI France 7 4 77127 Lieusaint Hypothek

BAYERN LB 12 6 63263 Neu-Isenburg Hypothek
LBBW 46 23 65936 Frankfurt Hypothek
BNP 10 5 78140 Vélizy Hypothek

Insgesamt 83 43

Die Liegenschaft in 78140 Velizy, 22-24 Avenue de l´Europe wurde am
24.09.2018 verkauft.

6.2.10. Nähere Bestimmungen über die Ermittlung des Jahresgewinnes bzw. -
überschusses und die Erstellung des jährlichen Rechenschaftsberichtes

Siehe Punkt 2.17 des Prospekts. 

6.2.11. Bestimmungen über die Ausschüttung und Verwendung des 
Jahresgewinnes bzw. -überschusses

Siehe Punkt 2.18 des Prospekts. 

6.2.12. Darstellung des Kaufpreises der angebotenen Veranlagung samt aller 
Nebenkosten

Siehe Punkt 2.20 des Prospekts. 

6.2.13. Art und Umfang der grundbücherlichen Sicherung der Veranlagung

Die Veranlagung ist nicht durch Eintragung im Grundbuch besichert. Der Anleger erwirbt 
Anteile in CORUM und daher keine direkte Beteiligung an Immobilien.

6.2.14. Zukünftige Stellung und Rechte des Anlegers bei strukturellen 
Veränderungen

Alle wesentlichen strukturellen Veränderungen müssen durch die Gesellschafter bestätigt 
werden. Solche Ergänzungen (wie etwa eine Ergänzung der Satzung) können nur auf 
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Grundlage einer jeweiligen Entscheidung der außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung erfolgen.

Anforderungen für die Beschlussfähigkeit: Gesellschafterversammlungen sind nur 
rechtswirksam, wenn bei der ersten Gesellschafterversammlung die anwesenden, 
vertretenen oder postalisch abstimmenden Gesellschafter in einer außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung, die einberufen wird, um die Satzung zu ändern, mindestens 
die Hälfte des Kapitals vertreten.

Wenn die obige Beschlussfähigkeit nicht gegeben ist, werden die Gesellschafter mit 
demselben Verfahren wie für die ersten Gesellschafterversammlung zu einer weiteren 
Gesellschafterversammlung geladen, um über jene Tagesordnungspunkte rechtswirksame
Beschlüsse zu fassen, die schon bei der ersten Gesellschafterversammlung gefasst hätten 
werden können, unabhängig davon, wie viele Gesellschafter anwesend oder vertreten sind 
oder per Post abstimmen.

Jeder Gesellschafter hat eine Anzahl von Stimmen, die der Anzahl der von ihm gehaltenen
Anteile entspricht.

Mehrheitsanforderungen: Bei Gesellschafterversammlungen werden Entscheidungen mit 
der Mehrheit der Stimmen getroffen, die durch die Gesellschafter abgegeben werden, die 
anwesend, vertreten sind oder per Post abstimmen, mit Ausnahme der Entscheidungen zur
Bestellung von Mitgliedern in den Aufsichtsrat, die durch die Mehrheit der Stimmen erfolgt, 
die durch die Gesellschafter abgegeben werden, die anwesend sind oder per Post 
abstimmen. Daher ist im letzteren Fall (Wahl des Aufsichtsrats) eine Vertretung nicht 
möglich. 

Siehe auch Punkt 5.2.2. 

6.2.15. Angaben über allfällige Bezugsrechte und deren Preise bzw. deren 
Preisermittlung für die Anleger im Falle einer Erhöhung des 
Veranlagungsvolumens und Angaben, in welcher Form die bestehenden 
Vermögensrechte der Anleger gegenüber neuen Anlegern gesichert sind 
oder angemessen ausgeglichen werden

Es bestehen keine Bezugsrechte bestehender Anleger. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann entscheiden, den Zeichnungspreis anzupassen, um die 
Bewertung widerzuspiegeln, sodass eine Gleichbehandlung zwischen neuen und alten 
Gesellschaftern sichergestellt ist. Dies ist jedoch kein automatisches Verfahren, und die 
Anpassung hängt letztlich von einer Entscheidung des Vorstandes ab. Die Entscheidung 
basiert auch auf der allgemeinen Marktsituation. CORUM verfügt über eine entsprechende
interne Richtlinie. 

6.2.16. Projektierte Rentabilität und Berechnungsmethode der Rentabilität

Die Profitabilität und künftige Entwicklung der Veranlagung hängen von unterschiedlichen 
Faktoren ab. Siehe Punkt 3. 

Siehe auch Punkt 2.22.
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6.2.17. Möglichkeiten der Aufgabe der Veranlagung und Ermittlung des 
Aufgabepreises

Siehe Punkt 2.25 und 2.27 des Prospekts. 

6.2.18. Bestimmungen über die Abwicklung und die Stellung der Anleger im 
Insolvenzfall

Siehe Punkt 2.28.

6.3. Angaben über Dritte, die in den Vertrieb der Veranlagung und das 
Management der Veranlagungsgemeinschaft eingebunden sind

6.3.1. Firma und Sitz, Unternehmensgegenstand

Verwaltungsgesellschaft

CORUM wird durch eine Verwaltungsgesellschaft geführt, die gemäß dem Gesetz 
eingetragen ist und dessen Bedingungen unterliegt und die durch die AMF zugelassen ist. 
Siehe Punkt 3.3 von Schema C. 

Vertriebsgesellschaft

CORUM hat nicht eine Vertriebsgesellschaft mit der ausschließlichen Vermarktung der 
Anteile an CORUM beauftragt.

Die Anteile werden durch CORUM AM oder berechtigte, beziehungsweise konzessionierte 
Vermittler (einschließlich gewerblicher Vermögensberater gemäß § 136a der 
österreichischen Gewerbeordnung, "GewO") vermarktet. 

6.3.2. Personen, die mit der Geschäftsleitung und der Aufsicht über die 
Geschäftsleitung betraut sind

Verwaltungsgesellschaft 

CORUM wird durch CORUM AM geführt. CORUM AM besitzt einen Aufsichtsrat.

Siehe auch Punkt 3.3 des Prospekts. 

CORUM AM wird durch den Aufsichtsrat von CORUM überwacht. 

Aufsichtsrat von CORUM 

a) Allgemeines 

Der Aufsichtsrat, der aus sieben bis zwölf Mitgliedern besteht, unterstützt die 
Verwaltungsgesellschaft, überwacht deren Handlungen und vertritt die Gesellschafter in 
ihren Beziehungen zur Verwaltungsgesellschaft. Der Aufsichtsrat erstellt jährlich einen 
Bericht über die Verwaltung der Gesellschaft an die Gesellschafterversammlung, in dem er 
festgestellte Ungenauigkeiten und Unregelmäßigkeiten aufzeigt und zum Lagebericht sowie 
zu den Beschlussvorschlägen Stellung bezieht.  



71

Er kann während des Jahres jederzeit alle Prüfungen und Kontrollen durchführen, die er 
für angemessen hält und die Vorlage aller Dokumente verlangen, die er für hilfreich hält, 
um seine Pflichten zu erfüllen, und er kann die Verwaltungsgesellschaft auffordern, einen 
Bericht zur Lage der Gesellschaft zu erstatten.

Der Aufsichtsrat gibt eine Stellungnahme zu allen Fragen ab, die von der
Gesellschafterversammlung gestellt werden. Gemäß der Satzung werden 
Aufsichtsratsmitglieder durch die Gesellschafter für einen Zeitraum von drei Jahren 
bestellt. Um die Gesellschafter in die Lage zu versetzen, persönlich die Mitglieder des 
Aufsichtsrats zu wählen, ersucht die Verwaltungsgesellschaft um entsprechende 
Bewerbungen zu Bestellungen in den Aufsichtsrat und erteilt den Gesellschaftern eine 
verbindliche Stimme für die Bestellungsbeschlüsse. Bewerbungen zur Berufung in den 
Aufsichtsrat sind vor der Gesellschafterversammlung gemäß Artikel R.214-144 des 
französischen Währungs- und Finanzgesetzbuchs einzuholen und müssen folgende 
Informationen umfassen:

Vor- und Nachname, Alter, berufliche Referenzen und berufliche Tätigkeit des 
Bewerbers in den letzten fünf Jahren,
Position oder Funktion in der Gesellschaft und Anzahl gehaltener Anteile.

Die Liste wird zur Information der Gesellschafterversammlung beigelegt. Zu diesem Zweck 
müssen Bewerbungen vor dem Ablauf der durch die Verwaltungsgesellschaft genannten 
Frist eingehen.

Nur Stimmen, die die anwesenden oder postalisch abstimmenden Gesellschafter 
abgegeben haben, werden in Betracht gezogen.

Der erste Aufsichtsrat wird vollständig durch jene Gesellschafterversammlung erneuert, 
die einberufen wird, um die Abschlüsse für das dritte volle Geschäftsjahr festzustellen, um 
die bestmögliche Vertretung der Gesellschafter ohne Verbindung zu den Gründern zu 
sichern.

b) Aktuelle Aufsichtsratsmitglieder 

Die Aufsichtsratsmitglieder werden für eine Amtszeit von drei (3) Jahren bestellt und 
können wieder bestellt werden. Die folgenden Mitglieder wurden in der 
Gesellschafterversammlung vom 7.12.2017 (wieder) bestellt: 
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Zusammensetzung des 
Aufsichtsrats zur 
Gesellschafterversammlu
ng 12.04.2018

Position der 
Aufsichtsratsmitglied
er 

Ablauf der Amtszeit nach 
der ordentlichen 
Gesellschafterversammlun
g, die einberufen wird, um 
die Abschlüsse 
Geschäftsjahres mit 
folgendem Ende zu 
festzustellen:

Herr Stéphane Tortajada Mitglied 31.12.2020

Herr Hériaud Mitglied 31.12.2020

Herr Machado Mitglied 31.12.2020

Herr Giboire Mitglied 31.12.2020

SCI de l’Aqueduc - Herr 
Clasquin

Mitglied 31.12.2020

Herr Guillaumot Mitglied 31.12.2020

Herr Davy Mitglied 31.12.2020

Herr Daude Mitglied 31.12.2020

c) Vollmachten des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat hat die Aufgaben:

Die Verwaltungsgesellschaft zu unterstützen,
Einen Jahresbericht zum Management der Gesellschaft bei der 
Gesellschafterversammlung, einschließlich aller festgestellten Fehlangaben und 
Abweichungen, vorzulegen und eine Stellungnahme zu dem Bericht der 
Verwaltungsgesellschaft und zu jenen Beschlussvorschlägen abzugeben, die dem 
Vorstand vorliegen;
Dazu kann der Aufsichtsrat jederzeit während des Jahres alle Prüfungen und 
Kontrollen durchführen, die er für angemessen hält und die Vorlage aller 
Dokumente verlangen, oder die Verwaltungsgesellschaft um einen Bericht zur Lage 
der Gesellschaft ersuchen.
Er gibt seine Meinung zu allen Fragen ab, die durch die Gesellschafterversammlung 
gestellt werden.

d) Haftung der Aufsichtsratsmitglieder 

Mitglieder des Aufsichtsrates übernehmen durch die Übernahme ihrer Funktionen keine 
persönliche oder gesamtschuldnerische Haftung für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft. 
Sie haften der Gesellschaft und Dritten gegenüber ausschließlich für persönliches 
Fehlverhalten im Zusammenhang mit der Erbringung ihrer Aufsichtspflichten.
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6.3.3. Letzter Jahresabschluss samt Bestätigungsvermerk und etwaiger 
Geschäftsbericht

Der neueste Jahresabschluss betrifft das Geschäftsjahr, das am 31.12.2017 endete. Er ist 
in diesem Prospekt enthalten (siehe Anhang, Punkt C.I). 

6.4. Angaben über den Versicherungsschutz je Immobilie

6.4.1. Feuerversicherung, deren Versicherungssumme und Deckungsgrad

Das gesamte Immobilienportfolio der CORUM ist unter einem Versicherungsprogramm 
abgedeckt (Polizzennummer 127.117.885). Das Versicherungsunternehmen ist die MMA 
Iard, 12 Boulevard Marie et Alexandre Oyon, 72030 Le Mans. 

Die aktuelle Versicherungspolizze ist für einen Zeitraum von zwei Jahren vom 1. Januar 
2018 bis zum 31. Dezember 2019 abgeschlossen. 

Pro Schadensfall und pro Ereignis versicherte Werte: 

Ereignisse und Garantien Beträge und Grenzwerte der 
Garantien 

Selbstbehalte 

Feuer, Explosion, Blitz, 
Giftfreisetzung, Rauch, 
abstürzende Flugzeuge und 
Meteoriten, Überschallknall, 
Landfahrzeugkollision, Sturm, 
Orkan, Wirbelsturm, Hagel und 
Schnee auf den Immobilien, 
Aufstand, zivile Unruhe, Sabotage, 
Vandalismus und böswilliger 
Schaden, Streiks, Wasserschäden, 
Frost, Sprinklerlecks, verschiedene
Fallschäden.

Nur 
Terrorhandlungen/Terrorangriff

x In Frankreich

x In Belgien

Globaler Grenzwert (siehe unten)

Globaler Grenzwert

20.000 EUR

500 EUR

500 EUR

15.000 EUR

Gebäude und Einrichtungen Voller Wiederaufbauwert

Bewegliche Güter und Vorräte 150.000 EUR

Bäume, Anpflanzungen und Gärten 10.000 EUR

Straßen und andere Netzwerke 50.000 EUR

Automatische Deckung 500.000 EUR

SPEZIFISCHE BETRÄGE: 

Elektrische und elektronische 
Schäden/Maschinenausfälle

500.000 EUR 500 EUR

Einsturz 5.000.000 EUR 5,000 EUR
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Glasbruch/Vorhangfassade 200,000 EUR 500 EUR

Diebstahl/entfernbarer 
Schaden

100,000 EUR 500 EUR

Verluste liquider 
Vermögenswerte

100,000 EUR 500 EUR

Alle Risiken außer 2.000.000 EUR 2,500 EUR

Natürliche Ereignisse, 
ausschließlich 
Naturkatastrophen (Decret 
Catastrophes Naturelles in 
Frankreich und Consorcio in 
Spanien) 

15.000.000 EUR pro Anspruch und 
Jahr

10.000 EUR

Naturkatastrophen nur in 
Frankreich 

Voller Wiederaufbauwert Gesetzlicher Selbstbehalt 

AUSGABEN UND VERLUSTE, DIE 
ZU EINEM GARANTIERTEN 
ANSPRUCH FÜHREN, MIT:

Regulierergebühr

Indirekte Verluste bei Erhalt 

20 % des Schadensbetrags

Gebührenplan 

20 % des Betrags der 
Entschädigung bei Sachschäden

Null

FINANZIELLE SCHÄDEN

Verlust von 
Mieteinnahmen/Verlust von 
Nutzung/Verlust von 
Pachteinnahmen
Verweigerung des Zugangs, 
fehlende Vorräte

36 Monate

500.000 EUR

Null

Ein Zeitraum von 3 Tagen

HAFTUNGEN

Haftungen (Sach- und 
immaterielle Schäden)

o Rechtsmittel von 
Mietern

o Rechtsmittel von 
Nachbarn und Dritten

15.000.000 EUR kombinierter 
Grenzwert für die drei Garantien

Null 

Eigentümerhaftung Null 

ALLE SCHÄDEN KOMBINIERT 15.000.000 EUR

Sachschäden und 
Folgeschäden 

4.500.000 EUR

Nicht-Folgeschäden 1.500.000 EUR

Plötzliche und versehentliche 
Umweltverschmutzung 

750,000 EUR

pro Anspruch und pro Jahr

10 % pro Anspruch

Minimum 500 EUR / Maximum 
4.000 EUR

Grobe Fahrlässigkeit des 
Arbeitgebers

1.000.000 EUR

Pro Anspruch und 2.000.000 
EUR pro Jahr

380 EUR



75

Verteidigung und Rechtsmittel 50.000 EUR Eingriffsgrenzwert 

200 EUR

Die Versicherungsprämie ist fixiert 0,54 € (inkl. Steuer) / m² (F.F.B. 965,60).

Der unter der oben angeführten Polizzennummer beschriebene Versicherungsschutz 
besteht bis zu den Versicherungssummen gemäß dem Index der "FEDERATION FRANCAISE 
DU BATIMENT (F.F.B.) (Index 965,60). Alle kombinierten Schäden, alle finanziellen 
Verluste, alle Ausgaben und Verluste und alle versicherten Verbindlichkeiten 
(ausschließlich Immobilieneigentümerhaftung) sind begrenzt mit einem allgemeinen 
"globalen Grenzwert" von bis EUR 110.000.000 pro Anspruch auf Grundlage eines 
Entschädigungsmodus, den CORUM (als Versicherungsnehmer) unter dem Artikel 
"Entschädigungsverfahren – Erklärungen des Versicherten" wählt. Der "globale Grenzwert" 
pro Anspruch und pro Ereignis ist nicht indexiert.

6.5. Art und Umfang der laufenden Information der Anleger über die 
wirtschaftliche Entwicklung der Veranlagung

Siehe Punkt 5.1. 

6.6. Etwaiger Rechenschaftsbericht des Vorjahres

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Prospekts bestand keine Pflicht, einen 
Rechenschaftsbericht gemäß § 14 KMG zu erstellen. Der Rechenschaftsbericht muss 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Ende des Geschäftsjahres erstellt werden. 








